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Editorial

«Der Umgang mit der Energie geht alle etwas an: 

Gemeinwesen, Unternehmen, Private.»

Michel Matthey
Chef Sektion Verkehrs- und Infrastrukturplanung, ARE
michel.matthey@are.admin.ch
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Energie ist eine Lebensquelle: Wir nutzen 

sie, um unsere Häuser zu heizen, um Güter 

herzustellen und natürlich auch für den Ver-

kehr. Die ausreichende Energieversorgung 

ist eine grundlegende Voraussetzung für die 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ent-

wicklung unseres Landes.

Um die Energieversorgung sicherzustellen, 

ist ein kluger Umgang mit den knappen Res-

sourcen erforderlich. Dies betrifft zualler-

erst die nicht erneuerbaren Energiequellen 

wie Erdöl oder Kohle. Aber auch mit den 

erneuerbaren, jedoch nicht immer leicht 

verfügbaren Ressourcen wie Holz, Sonnen-

energie, Wind, Wasserkraft oder Erdwärme 

soll intelligent umgegangen werden. Dies 

bedeutet zunächst, ihre haushälterische 

Nutzung sicherzustellen. Es geht aber auch 

darum, die Versorgungsquellen zu diversifi-

zieren und erneuerbaren Energien den Vor-

zug zu geben. Schliesslich gilt es, die erfor-

derliche Infrastruktur zur Erzeugung, Spei-

cherung und Verteilung von Energie zu 

optimieren und die Belastung für Natur und 

Landschaft, Bevölkerung und Wirtschaft 

möglichst gering zu halten.

Der Umgang mit der Energie geht alle et-

was an: Gemeinwesen, Unternehmen, Pri-

vate. Jeder und jede kann dazu beitragen, 

Energie zu sparen und die Nutzung erneuer-

barer und umweltverträglicher Energien zu 

fördern. Bund, Kantone und Gemeinden sind 

zudem aufgerufen, im Rahmen ihrer Raum-, 

Verkehrs- und Energieplanung die Voraus-

setzungen zu schaffen, um eine ausreichen-

de Energieversorgung zu gewährleisten. 

Das ARE unterstützt namentlich die Raum-

planung der Kantone und fördert eine kon-

zentrierte Entwicklung der Besiedlung, die 

Komplementarität der Verkehrsträger und 

die räumliche Einordnung der Energiever-

sorgungsanlagen. Mit diesen Massnahmen 

im Bereich der Raumplanung und Verkehrs-

koordination trägt das ARE zu einer nach-

haltigen Raumentwicklung und Energiever-

sorgung der Schweiz bei.

(Übersetzung)
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Fritz Bosshart
fritz.bosshart@are.admin.ch

Energie ist der Schlüssel 

für eine nachhaltige Zukunft

Die Raumplanung muss sich auf allen staat-

lichen Ebenen vermehrt dem Thema Ener-

gie widmen. Denn Energie ist ein Schlüs-

selfaktor für die Entwicklung unserer 

Gesellschaft. In einer zweckmässigen Raum-

ordnung und im Gebäudepark liegen gros-

se Energieeffizienz-Potenziale. Auf Quartier-

ebene ist überdies von Bedeutung, dass zu-

kunftsfähige Wohnstrukturen geschaffen 

werden und dass das Wohnumfeld attraktiv 

gestaltet wird.

Blockheizkraftwerk, basierend auf Biogas aus der Kläranlage
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Energie ist gestaltender Faktor der Le-
bensprozesse. Zur Erfüllung der Da-
seinsgrundfunktionen des Menschen 
waren seit jeher Raumordnung und 
Energieoptimierung eng miteinander 
gekoppelt. Die Ordnung historischer 
europäischer Städte zeigt in ihrer Viel-
falt und ihren lokal angepassten Dimen-
sionen ein sehr gut geordnetes räum-
liches System mit optimaler Ressour-
cennutzung und minimalem Aufwand 
für Mobilitätsenergie.
Erst durch die Nutzung externer Ener-
gie mit technischen Systemen – zu-
nächst mit der Dampfmaschine, später 
mit dem Explosionsmotor und der Tur-
bine – dehnten sich Siedlungen in die 
Fläche aus. Die billig verfügbare Ener-
gie lässt die früher vorhandene, hohe 
lokale Ordnung im Raum zerfallen. Tat-
sächlich setzten sich Verkehrssyste-
me gegen Raumordnungsziele mühelos 
durch. Die Motorisierung durchkreuz-
te alle Vorstellungen von optimierten 
Raumstrukturen. Es sind insbesonde-
re die grossräumigen Verflechtungen 
durch das Verkehrssystem – und damit 
Formen von Energie – die Strukturen 
bilden und verändern.

Erneuerbare Energien stärker för-
dern

Das konventionelle Regelungssystem 
im Energiesektor der letzten Jahrzehn-
te ist geprägt durch den öffentlichen 
Versorgungsauftrag. Dieser besteht 

traditionell darin, Elektrizität und ört-
lich eingeschränkt auch Gas als Basis-
güter jeder Kundin, jedem Kunden zu 
jeder Zeit in gewünschter Menge und 
an jeden Ort liefern zu können. Gebäu-
deparks, Bauwesen und Verkehr ver-
ursachen heute insgesamt zirka zwei 
Drit tel des schweizerischen Energie-
verbrauchs und stellen somit unser 
zentrales Nachhaltigkeitsproblem dar. 
Um der nicht nachhaltigen Entwickung 
entgegenzuwirken, muss die Politik die 
Energieeff izienz stärker steigern und 
erneuerbare Energieträger fördern.

Die Raumplanung beeinflusst den 
Energieverbrauch

Bisher befasste sich die Raumplanung 
in Sachen Energie fast ausschliess-
lich mit der Auswahl und Bewertung 
von Produktionsstandorten und Ener-
gieversorgungsnetzen. Die siedlungs-
strukturellen Auswirkungen auf den 
Energieverbrauch waren nebensäch-
lich. Doch künftig wird sich Raumord-
nung nicht mehr nur auf den Vollzug 
energiepolitischer Vorentscheidungen 
beschränken, sondern ihrem Auftrag 
entsprechend die Energiepolitik als ein 
aktives Instrument der räumlichen Pla-
nung betrachten.
Nebst der Einführung von mehr Wett-
bewerb stehen die Energiemärkte un-
ter einem erheblichen umweltpoliti -
schen Modernisierungsdruck. Wäh-
rend die ökologischen Probleme zu-

nächst auf lokal und regional auftre-
tende Luft- und Bodenbelastungen 
begrenzbar zu sein schienen, ist seit 
dem letzten Jahrzehnt die Stabilisie-
rung des globalen Klimas zur zentralen 
Aufgabe der Umwelt- und Energiepoli-
tik geworden.

Verkehrswege bündeln, 
Versorgungswege verkürzen

Die funktionalistische Stadtplanung, 
wie sie der 1943 veröffentlichten «Char-
ta von Athen» zugrunde lag, hat in der 
Vergangenheit Verkehr und Energiever-
brauch gesteigert. Die «Neue Charta 
von Athen» von 1998 versucht korrigie-
rend zu wirken und andere Akzente zu 
setzen, vor allem durch den verantwor-
tungsvollen Umgang mit dem Raum als 
begrenzter natürlicher Ressource, die 
wachsender Nachfrage ausgesetzt ist. 
Dabei wird Planung als fachübergrei-
fende Teamarbeit verstanden, bei der 
energiesparende Raum- und Siedlungs-
strukturen zentral sind. Möglichkeiten 
zur Energieeinsparung liegen in der 
Verkürzung der räumlichen Distanzen 
durch geeignete Funktionsmischung, 
in der Bündelung der Verkehrswege, in 
der Verlagerung von Verkehrsnachfra-
gen auf Verkehrsmittel mit geringerem 
Energieverbrauch und in der günstigen 
Nutzung von Abwärme durch kurze We-
ge zum Verbraucher.

Die Trends aus der Nachhaltigkeits-
perspektive

Die Energiesituation des letzten Jahr-
zehnts lässt sich grob mit stabilen bis 
sinkenden Energiepreisen und steigen-
dem Energiekonsum zusammenfassen. 
In der Schweiz verbrauchen Industrie 
und Dienstleistungen 37 Prozent, Ver-
kehr 33 Prozent und Gebäude/Wohnen 
28 Prozent der Energie. Der grösste 
Anteil unseres Endverbrauchs stammt 
aus fossilen Energieträgern. Einerseits 
entlastet der Import von billiger Ener-
gie den Lebensraum Schweiz. Müsste 

Aufteilung des Energieverbrauchs der Schweiz im Jahre 2003 nach Energieträgern in Prozenten
Quelle: Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2003
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die Schweiz ihren Verbrauch aus eige-
nen Quellen decken, käme es zu zu-
sätzlichen Belastungen für den Raum 
durch übermässige Ausbreitung von 
Anlagen zur Nutzung der Wasserkraft 
und der Windenergie.
Andererseits belastet die Raument-
wicklung, die durch fast unbegrenzt 
zur Verfügung stehende Energie ge-
trieben ist, den Lebensraum mit stei-
gendem Bodenverbrauch und erhöh-
ten Klimagefahren wie Erosionen durch 
auftauenden Permafrost in den Alpen. 
Die heutige Entwicklung ist auch des-
halb problematisch, weil sie durch sys-
tematische Kostenverfälschungen zu-
stande kommt: externe Kosten des En-
ergieverbrauchs generell, des Verkehrs 
im Besonderen sowie des steuerfrei-
en Flugverkehrs; kurzfristig orientier-
ter Ölpreis, der nicht die bald nahen-
de Verknappung anzeigt. Die ungenü-
gende Steuerungswirkung der Raum-
planung verhinderte diese Entwicklung 
nicht, sondern unterstützte sie even-
tuell sogar.

Heute Weichen richtig stellen

Die Bundesverfassung schreibt vor, 
dass Energie sparsam und rationell 
verwendet werden soll. Mit der Vision 
einer 2000-Watt-Gesellschaft wird ein 
solch nachhaltiger Energieverbrauch in 
die Praxis umgesetzt. Die 2000-Watt-
Gesellschaft als Handlungsmaxime ba-
siert auf einem umfassenden Ansatz. 

Dieses Orientierungsziel soll bei gleich-
zeitig hoher Lebensqualität mit Wirt-
schaftswachstum und Versorgungssi-
cherheit durch Steigerung der Energie-
effizienz, Bedarfsreduktion und durch 
eine massgebliche Erhöhung des An-
teils erneuerbarer Energien erreicht 
werden.
Im Hinblick auf einen möglichst gerin-
gen Energieverbrauch kann die Raum-
planung im Rahmen ihrer Nutzungspla-
nung sowie in der städtischen Land- 
und Liegenschaftspolit ik Massnah-
men zur Verkehrsvermeidung treffen. 
Ziel ist dabei die Reduktion des Pend-
ler- und Freizeitverkehrs, indem hohe 
Aufenthaltsqualitäten in den Wohnge-
bieten geschaffen, zentral gelegene In-
dustriebrachen in Mischzonen mit ho-
hem Wohnanteil umgewandelt, attrak-
tive neue Wohnquartiere innerhalb des 
städtischen Raums errichtet und hoch-

wertige Arbeitsplatzgebiete mit sehr 
guter Erschliessung durch den öffent-
lichen Verkehr bereitgestellt werden.
Die Schweiz muss schon jetzt handeln, 
um gerüstet zu sein, wenn die Erdöl-
preise in 5 bis 15 Jahren aufgrund des 
Rückgangs der globalen Erdölförderung 
und des steigenden Bedarfs, insbeson-
dere in Schwellenländern, stark anstei-
gen werden. Wegen den langen Re-In-
vestitions- und Erneuerungszyklen im 
Gebäudebereich müssen die bau- und 
planungsrechtlichen Instrumente heu-
te das aufgleisen, was allenfalls erst 
nach einigen Jahrzehnten erreicht sein 
wird. Durch entsprechende raumplane-
rische Bestimmungen sollte zum Bei-
spiel eine Mehrausnützung bei Anwen-
dung des Minergie-Standards für Neu-
bauten, aber auch bei Sanierung und 
Umbau von bestehenden Bauten, als 
Anreiz zugelassen werden können.

Fritz Bosshart, 1946, schloss sein Studium als 

Vermessungsingenieur an der Fachhochschule 

beider Basel ab. Danach leitete er in der Inge-

nieurunternehmung Emch + Berger AG in Bern 

die Vermessungsaufgaben auf Grossbaustellen 

im In- und Ausland. Heute ist er als Raumplaner 

im ARE-Bereich Infrastrukturplanungen tätig.

Aufteilung des Energieverbrauchs der Schweiz im Jahre 2003 nach Verbrauchergruppen in Pro-
zenten; Quelle: Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2003
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Karl Otto Schallaböck
karl-otto.schallaboeck@wupperinst.org

In den nächsten Jahrzehnten steht Europa 

vor grossen Herausforderungen. Die Sied-

lungsstrukturen stellen einen entscheiden-

den Rahmen dar, wie wir mit diesen Her-

ausforderungen umgehen können. Stand 

und Entwicklungstendenzen können hier-

bei durchaus kritisch eingeschätzt werden. 

Nicht, dass wir verzweifelt die Hände in den 

Schoss legen müssten – immerhin sind wir 

es ja selbst, welche die Siedlungsstruktur 

und ihre Entwicklung bestimmen. Aber es 

dürfte längst an der Zeit sein, die Entwick-

lungsrichtung in einem gesellschaftlichen 

Diskurs zu prüfen und neu zu bestimmen.

Perspektiven der Siedlungsstruktur in Europa

Windkraftwerke, in gewissen Regionen Europas weit verbreitet, hier in West-Irland



9

Die Herausforderungen sind vielfäl-
tig und fundamental: Die ökologische 
Nachhaltigkeit wird besonders durch 
unsere Art des Umgangs mit Energie 
und durch die Belastung des globa-
len Klimas gefährdet. Der demographi-
sche Wandel und seine Geschwindig-
keit stellt die soziale Nachhaltigkeit in 
Frage. Unsere ökonomische Nachhal-
tigkeit hängt von der Wettbewerbsfä-
higkeit in globalisierten Wirtschafts-
kontexten ab. Die Anforderungen, die 
sich daraus für einzelne Länder oder 
Gebiete ergeben, sind durchaus unter-
schiedlich, insgesamt jedoch für ganz 
Europa beachtlich. Und: Sie verstärken 
sich wechselseitig.

Ziel: Zurück auf 20 Prozent

Für den Verbrauch fossiler Energien 
und die daraus resultierende Klima-
belastung haben die beiden Klima-En-
quetekommissionen des Deutschen 
Bundestages schon in den 90er-Jah-
ren des letzten Jahrhunderts – einver-
nehmlich quer durch alle politischen 
Lager und beteiligten Wissenschafts-
disziplinen – eine Reduktion um 80 Pro-
zent bis zum Jahr 2050 gegenüber 1990 
für notwendig erachtet. Ganz grob be-
deutet dies eine Absenkung des jähr-
lichen Pro-Kopf-Werts an CO2-äquiva-
lenter Belastung von rund 15 auf et-
wa 3 Tonnen. Wenn wir etwa die Hälfte 
dem privaten Verbrauch zuordnen, so 
entspricht dies Zielwerten von wahl-
weise 700 Litern Benzin, 600 Litern 
Dieselkraftstoff oder Heizöl oder etwa 
200 Litern Kerosin. Derzeit tendieren 
wir eher dazu, in jeder der Kategorien 
die Möglichkeiten auszuschöpfen. Auf 
die mit der Beschränktheit der fossilen 
Ressourcen zusammenhängenden öko-
nomischen Risiken braucht angesichts 
der aktuellen spekulativen Überzeich-
nung nicht näher eingegangen zu wer-
den.

Wettbewerb wird härter

Der demographische Wandel ist in al-
len westlichen Gesellschaften durch 
sinkende Haushaltsgrössen, steigen-
de Lebenserwartung und durch Ferti-
litätsraten unterhalb des Erhaltungsni-
veaus gekennzeichnet. Die steigenden 
ökonomischen Lasten der Versorgung, 
einschliesslich der medizinischen Be-
treuung, schränken als erhöhte gesell-
schaftliche Grundkosten die globale 
Wettbewerbsfähigkeit der jeweils na-
tionalen Produktion ein – was ein poli-
tisch schwer hantierbarer Sachverhalt 
ist. Dass der Wettbewerb in der globa-
lisierten Wirtschaft zunehmend rauer 
wird und es selbst in den etablierten 
Industriestaaten gelegentlich knirscht 
– etwa wenn mehr Leistung bei weni-
ger Lohn erwartet wird – ist ebenfalls 
kein Geheimnis. Aus der Sicht des Jahrs 
2050 dürfte der gegenwärtige Zustand 
allerdings noch verhältnismässig idyl-
lisch erscheinen. 

Die Rolle der Siedlungsstruktur

Als sozusagen geronnene Gesell -
schafts- und Wirtschaftsstruktur be-
stimmt die Siedlungsstruktur unse-
re Möglichkeiten und Zwänge zur Um-
weltbeanspruchung, das soziale Le-
ben und die Effizienz der Wirtschafts-
tätigkeit in grundlegender Weise. Die 
Trends: Die Wohnflächen pro Kopf stei-
gen an, die Volumina der Baukörper 
nehmen im Durchschnitt ab, und die 
für Siedlungszwecke beanspruchte Flä-
che, einschliesslich der zugehörigen 
Verkehrsflächen, nimmt deutlich zu. 
Nicht nur unter dem neuerdings stär-
ker beachteten Aspekt des Flächen-
verbrauchs, sondern auch unter En-
ergiegesichtspunkten ist die Entwick-
lung ungünstig, soweit nicht regenera-
tive Energie genutzt wird: Bei gleicher 
wärme- und heiztechnischer Qualität 
steigt der Energieverbrauch mit dem 
schlechteren Oberflächen- und Volu-
men-Verhältnis und der Erhöhung der 
beheizten Wohnfläche. Beheizung und 

Autoverkehr stellen den grössten Block 
in der Energiebilanz dar, entsprechend 
hoch ist auch die Klimarelevanz.

Der automobile Teufelskreis

Die zentrale Rolle des Autos im Wech-
selspiel der Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung wird schon seit mindes-
tens drei Jahrzehnten thematisiert : 
Die Verfügbarkeit des PW ermöglicht 
eine Ausdehnung der Siedlungsräume; 
deren Nutzung schwächt die städti-
schen Wohnformen, die Verkehrsmög-
lichkeiten im nicht motorisierten und 
öffentlichen Verkehr und fördert da-
mit umso stärker eine PW-orientier-
te Verkehrsstruktur. Der teils nachfol-
gende, teils vorauseilende Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur begünstigt eine 
Auto-orientierte Lebensweise. Im Er-
gebnis spart das Auto nicht etwa Zeit, 
sondern erweitert den Aktionsraum – 
bei reduzierter lokaler sozialer Kohä-
sion und gleichzeitig erhöhtem ökono-
mischem und ökologischem Aufwand. 
Seit Newman und Kenworthy können 
wir dies auch zunehmend quantifizie-
ren. So wissen wir etwa, dass die Be-
wohner der Umgebung von New York 
gegenüber den Einwohnern von New 
York selbst den sechsfachen Benzin-
verbrauch verzeichnen.
Nicht nur bei Verkehr und Beheizung 
steigt der Energieaufwand. Praktisch 
bei allen infrastrukturellen Aufgaben 
stellt sich die Frage, inwieweit ein er-
höhter Aufwand zu tragen ist oder ob 
eine Minderung der Versorgungsleis-
tung oder -qualität hingenommen wer-
den muss. Interessant ist, dass heu-
te etwa die Hälfte der Konsumausga-
ben der privaten Haushalte den Ver-
wendungszwecken Wohnung, Energie 
und Verkehr zuzuordnen ist. 

Bedächtig, aber entschlossen vor-
gehen

Gemäss unserem gegenwärtigen Kennt-
nisstand dürften entscheidende Vor-
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teile ab Bevölkerungsdichten von etwa 
5’000 bis 10’000 Einwohnern je Qua-
dratkilometer zu erzielen sein. Schon 
bei Reihenhäusern, die ein hohes Mass 
von Privatheit einschliesslich eige-
nen Grünbereich gewähren, sind Dich-
ten über 10’000 zu erreichen und ho-
he Akzeptanz zu erwarten. Erhebli-
che Entlastung ist auch durch tech-
nisch fortschrittliche Ansätze zu errei-
chen, wenngleich das alleinige Setzen 
auf technische «Geheimwaffen» als in-
fantil -magischer Gestus keinesfalls 
empfohlen werden kann. Im Übrigen 

darf Konsens natürlich nicht mit Uni-
formität verwechselt werden: Verein-
barungsbedarf besteht lediglich hin-
sichtlich des Rahmens der individuel-
len Ansprüche und der gesellschaftli-
chen Verpflichtungen.
Insgesamt sollten wir daher nicht zu 
pessimistisch sein: Die langen Zeitho-
rizonte erlauben wegen der innewoh-
nenden Systemträgheiten zwar keine 
Zögerlichkeit, eröffnen jedoch einem 
bedächtigen Vorgehen gute Erfolgs-
aussichten.

Karl Otto Schallaböck, 1948, 

hat Philosophie, Psycholo-

gie und Mathematik studiert 

und ist gegenwärtig stell-

vertretender Leiter der For-

schungsgruppe «Zukünftige 

Energie- und Mobilitätsstrukturen» am Wup-

pertal Institut für Klima, Umwelt Energie GmbH. 

Seine Arbeitsgebiete umfassen Systemstudien 

und Szenarien aus den Bereichen Umwelt und 

Verkehr, Energie und Klima, Demographie und 

Siedlungsstruktur sowie die Behandlung spezi-

eller Fragen im Verkehrsbereich.

Wegweisendes städtebauliches Konzept: Hohe Dichte, hohe Lebensqualität. Wil SG (Altstadt, Vordergrund), dahinter «Neu-Altwil», eine dichte 
neue Siedlungsstruktur, die auch energetisch effizient ist. 
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Mit kostendeckenden Einspeisevergütungen 

und einer ökologischen Steuerreform dank 

CO2-Gesetz ist eine nachhaltige Energiezu-

kunft kein Wunschtraum mehr. Der steigen-

de Ölpreis und anhaltende Kostensenkun-

gen bei den neuen erneuerbaren Energien 

ermöglichen einen reibungslosen Abschied 

von fossilen und atomaren Grossrisiken. 

Wasserkraft wird als «Windstromvergolder» 

an Bedeutung gewinnen. Dieser Überzeu-

gung ist der Basler Ökonom und Nationalrat 

Ruedi Rechsteiner.

«Erneuerbare Energien können die Schweizer 

Energiezukunft komplett sichern»

Interview: Pieter Poldervaart
Fotos: Annett Altvater
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Mitte März fällte der Bundesrat 
seinen lang erwarteten klimapoli-
tischen Entscheid: CO2-Abgabe auf 
fossile Brennstoffe, Klimarappen 
für den Verkehr. Was halten Sie von 
diesem Kompromiss?

Ruedi Rechsteiner: Ich bin gar nicht be-
geistert, aber mit 9 Rappen CO2-Abga-
be pro Liter Heizöl geht es wenigstens 
bei den Brennstoffen vorwärts. Um das 
CO2-Gesetz zu erfüllen wäre auch eine 
CO2-Abgabe auf den Treibstoffen nötig 
gewesen. Der Klimarappen auf Benzin 
und Diesel ist eine private Steuer, ohne 
Rechtsgrundlage. Damit wird die Um-
weltpolitik privatisiert und die Econo-
miesuisse spielt Steuervogt ohne de-
mokratische Legitimation. Die Wettbe-
werbskommission hat deutlich gesagt, 
dass sie dies für unzulässig hält. Dem 
kann ich nur beipflichten.

Erfüllt der Klimarappen die Ziele 
nicht, will der Bundesrat im Jahr 
2008 auch für die Mobilität die CO2-
Abgabe einführen. Genügt diese 
Massnahme, um unsere Verpflich-
tungen aus Kyoto einzuhalten?

Möglicherweise gelingt dies trotz der 
Untätigkeit des Bundesrates, dank der 
Ölpreissteigerung. Was aber nach wie 
vor fehlt, ist eine kohärente Energiepo-
litik. Der nicht enden wollende Streit 
um die Atomenergie blockiert alles: die 
erneuerbare Energie und die Energie-
eff izienz. Doch der Markt entwickelt 
sich zu Gunsten der Nachhaltigkeit.

Wie das?

Das Stichwort heisst Ölknappheit. Sie 
ist heute global spürbar und nach 2010 
wird sie sich verschärfen. In meinem 
Buch «Grün gewinnt» behauptete ich 
vor zwei Jahren, der Ölpreis werde auf 
60 Dollar pro Barrel steigen. Heute ste-
hen wir bei 58 Dollar. Der Staat müss-
te jetzt den Strukturwandel beschleu-
nigen und mit der CO2-Abgabe allen In-
vestoren deutlich machen, dass der Öl-
preis nie mehr sinken wird. Dann wür-

de endlich richtig investiert, was bei 
der heutigen Verunsicherung über die 
politischen Verhältnisse nicht der Fall 
ist. 1985 kündigte der Bundesrat die 
CO2-Abgabe an und seither verstri-
chen 20 Jahre ungenutzt, zwei verlore-
ne Jahrzehnte…

Auch Ihre Szenarien existieren 
schon seit Jahrzehnten. Aber gibt 
es tatsächlich Anzeichen dafür, 
dass die fossile Energie knapp 
wird?

Das beste Indiz ist der Ölpreis. Er hat 
sich in den letzten zwei Jahren mehr 
als verdoppelt. Aber die Mechanik wird 
wenig verstanden. Anders in den USA. 
Dort verlegen grosse Chemiefirmen ih-
re Anlagen von Texas in den mittleren 
Osten. Der Grund: Erdgas wird zuneh-
mend knapp, der Förderrückgang be-
trägt jährlich zwei bis drei Prozent, die 
Preise haben sich verfünffacht. 

Also ein reiner Mechanismus der 
Marktwirtschaft?

Während zwei Jahrzehnten wurde man 
an den ökonomischen Fakultäten aus-
gelacht, wenn man die Knappheit fos-
siler Rohstoffe bloss erwähnte. Inzwi-
schen ist klar, dass die Ölförderung 
in immer mehr Ländern absinkt, wäh-
rend der Energiehunger Chinas weiter 
steigt.

Das tönt düster…

…dabei hat die Entwicklung durchaus 
positive Aspekte. Die Schweiz kann ei-
ne Energieversorgung aufbauen, die et-
wa gleich viel kostet wie die bestehen-
de Versorgung mit Öl, Gas und Atom, 
aber zu 100 Prozent auf erneuerbaren 
Energieträgern basiert. 

Gibt es dafür praktische Umsetzun-
gen?

Österreich zum Beispiel hat diesen 
Weg eingeschlagen, ein Land, das der 
Schweiz sehr ähnlich ist. Oder Schles-

wig-Holstein: Im Jahr 2010 wird dieses 
Bundesland die Hälfte des Strombe-
darfs aus Windenergie beziehen. Auch 
Dänemark setzt auf den Wind: 50 Pro-
zent bis 2020. Sogar in den USA bewegt 
sich viel, trotz Bush; die USA werden 
wohl schon im 2005 Weltmeister punk-
to Windenergie-Zubau.

Hat auch die Technik einen Beitrag 
dazu geleistet?

Wir sind heute tatsächlich weiter als 
vor 30 Jahren. Bei allen erneuerbaren 
Energien sinken die Preise stetig, beim 
Wind etwa um 3 Prozent pro Jahr, bei 
der Photovoltaik um etwa fünf Prozent. 
Mit einem Marktzuwachs von 70 Pro-
zent pro Jahr und dank neuen Produkti-
onsverfahren wird die Innovation stark 
stimuliert. Länder, die heute den Kyo-
to-Vertrag ablehnen und auf alte Tech-
nik setzen, sitzen bald in der Kostenfal-
le, weil sie auf Hochpreis-Energieträ-
ger setzen. Das gilt übrigens auch für 
die Atomenergie, denn diese war nie 
kostengünstig. Die Uranpreise haben 
sich übrigens in den letzten 12 Mona-
ten verdoppelt.
In der Schweiz brauchen wir ein ganzes 
Mosaik von neuen Technologien. Nicht 
alles muss inländischer Herkunft sein. 
Mit Wind ersetzen wir bei uns vielleicht 
ein kleines AKW, was einige hundert 
Turbinen ausserhalb der ausgeschiede-
nen Schutzgebiete erfordert. Doch soll-
ten wir uns nicht aufs Inland fixieren, 
denn mit 2000 Turbinen in der Nord-
see könnten wir alle Atomkraftwer-
ke der Schweiz möglicherweise noch 
weit bill iger ersetzen. Unterschätzt 
wird das Potenzial von Geothermie. Al-
lein am Oberrhein sind solche Projek-
te an einem halben Dutzend Standor-
ten in Planung. Die Vorteile dieser En-
ergiequelle sind enorm: Günstige, CO2-
freie Bandenergie, lokal und fast über-
all verfügbar. «Heisse Zonen» sind im 
ganzen nördlichen Mittelland vorhan-
den. Mit der Abwärme dieser Kraftwer-
ke kann man zudem Tausende von Öl-
heizungen ersetzen. Im Fall des Basler 
«Deep Heat Mining»-Projekts erwarten 
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wir einen Kilowattstunden-Preis von 14 
Rappen. Steigt der Ölpreis weiter, sin-
ken die Kosten der Stromerzeugung auf 
unter 10 Rappen/kWh. 

Gibts weitere Potenziale für die 
neuen erneuerbaren Energien?

Allerdings. Die Modernisierung der 
Wasserkraft birgt noch einiges Poten-
zial. Die Kehrichtverbrennungen sind 
stark unternutzt: Allein hier liegen ein 
bis zwei Prozent des Schweizer Strom-
verbrauchs drin. Die Raumplanung hat 
insofern versagt, als die Abwärmenut-
zung kaum als ein Kriterium für die 
Standortwahl galt. Zudem war der Öl-
preis zu tief. KVA mit guten Filtern ge-
hören in die Zentren, möglichst nahe zu 
den grossen Wärmebezügern.

Und der Wald, die Biomasse allge-
mein?

Laut dem Bundesamt für Energie liegt 
das Potenzial der Stromerzeugung 
aus Biomasse bei elf Prozent des Ver-
brauchs. Die Standorte liegen eher 

dezentral und leisten einen wichti-
gen Beitrag zur Wertschöpfung in Re-
gionen, die benachteiligt sind. In der 
Schweiz rechnet man mit rund 1000 
Biogas-Verstromungsanlagen – heute 
sind es 70. Kombiniert man diese ver-
schiedenen Quellen, verfügt man über 
praktisch unbeschränkte saubere Res-
sourcen für eine nachhaltige Energie-
zukunft. Die Frage ist, wie schnell man 
den Wechsel herbeiführen kann und zu 
welchen Kosten. Schon in wenigen Jah-
ren werden wir Windstrom zu sechs 
bis sieben Rappen die Kilowattstunde 
im europäischen Angebot haben, und 
zwar in beinahe unbeschränkter Ver-
fügbarkeit. Das versteht jeder, der ein-
mal einen Windatlas und eine Seetie-
fenkarte der Nordsee miteinander ver-
gleicht.

Aber der Strom entsteht weit weg 
vom Verbrauch…

Das stimmt. Doch die Übertragungs-
Technik existiert längst und ist kosten-
günstig: Die ABB baut vom Dreischluch-
ten-Damm nach Schanghai eine Gleich-

stromleitung mit 3 Gigawatt Leistung, 
1000 Kilometer lang, was ungefähr der 
Distanz von Basel zur Nordsee ent-
spricht. Solche Leitungen gibt es welt-
weit im Dutzend, überall wo günstiger 
Strom in grossen Mengen verfügbar ist. 
Der Strom-Transport ist mit 3 bis 5 Pro-
zent Verlust also kein echtes Problem. 
Und man muss sich vergegenwärtigen, 
was die Nordsee aus Sicht der Energie-
industrie sein wird: Sie hat das Poten-
zial von 10’000 Grande Dixences.

Und solcher Strom ist konkurrenz-
fähig?

Natürlich stehen wir bei der Offshore-
Technik noch in der Testphase. Aber die 
heute montierten 800 Megawatt aus 
2- bis 3-MW-Anlagen laufen während 
3000 bis 4000 Volllast-Jahresstunden, 
also etwa doppelt so lange wie die An-
lagen auf dem Festland. Dies rechtfer-
tigt die höheren Kosten der Gründung. 
Und in etwa zwei Jahren kommen die 
grossen Turbinen mit fünf Megawatt 
auf den Markt.
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Also bald ein zweiter Ölboom?

Beinahe. Aber Öl ist endlich, Windener-
gie ist unerschöpflich und unschäd-
lich. Und es wird keine Wind-Opec ge-
ben: Die Potenziale sind zu gross, je-
des Land kann einsteigen. Lernen kann 
man aus den Ölkrisen: Vor 1973 lagen 
die Förderkosten in der Nordsee bei 16 
Dollar pro Fass, also etwa 60 Prozent 
über dem Weltmarktpreis. Die Öl-Preis-
schocks von 1973 und 1979 motivier-
ten dann die Europäer, das Nordseeöl 
zu fördern. Und was passierte? Die För-
derkosten pro Barrel gingen sukzessi-
ve auf 8 Dollar zurück. Eine ähnliche 
Entwicklung gabs bei der Windenergie 
onshore seit 1990. Und offshore wer-
den die Preise noch eindrücklicher fal-
len. Denn seither haben wir 15 Jahre 
mehr Erfahrung.

Was heisst das für die Schweizer 
Energiepolitik?

In absehbarer Zukunft werden wir im 
Strombereich von bill iger ausländi-
scher Windenergie konkurrenziert wer-
den. Die Branche rechnet mit Preisen 
von unter 5 Rappen/kWh um das Jahr 
2015. Wir brauchen also selbst für die 
Schweizer Wasserkraft einen gewissen  
Schutzmechanismus, damit sie sich be-
haupten kann. Denn sonst werden Sa-
nierungen zu 12 bis 15 Rappen/kWh un-
möglich, ganz zu schweigen von neuen 
Atomkraftwerken, die irgendwann so-
wieso keiner mehr will. Die Atom-Tech-
nologie wird sich in einigen Jahren öko-
nomisch tot laufen, vorausgesetzt der 
Wettbewerb funktioniert und es kommt 
nicht zu neuen Staatskrücken.

Windenergie gilt als unzuverlässig. 
Müssen wir als Lückenbüsser 
grosse Gas-Blockheizkraftwerke 
aufbauen und somit doppelt inves-
tieren?

Nein, das glaube ich nicht. Das Fraun-
hofer- Institut für Solare Energiever-
sorgungstechnik hat die Vollversor-
gung mit erneuerbaren Energien simu-

liert. Das Rezept gegen Stromunter-
brüche heisst Diversif ikation und In-
terkonnektion. Für Europa bedeutet 
das, Regionen wie die Ost-, Nord- und 
die Irische See, die Bretagne, Proven-
ce und Südspanien bis hin nach Ma-
rokko mit Gleichstromleitungen zu ver-
netzen. Bereits heute gibt es am Ro-
ten Meer Windfarmen, die für umge-
rechnet drei Rappen pro Kilowattstun-
de produzieren. Dort weht 6500 Stun-
den pro Jahr der Wind. Natürlich gibt es 
Übertragungsverluste, die aber auch in 
einem solch weiten Netz zehn Prozent 
nicht überschreiten. Mit Gestehungs-
kosten von vier bis sechs Rappen/kWh 
schlägt die Windenergie langfristig je-
de fossile und atomare Stromerzeu-
gung. Darin ist die über 50 Jahre lau-
fende Abschreibung der Gleichstrom-
Übertragungsnetze enthalten. Und na-
türlich brauchen wir die Wasserkraft 
und weitere neue Technologien als 
Backup-Leistung.

Das tönt verlockend. Engagiert sich 
denn die Schweizer Elektrizitäts-
industrie?

Im Inland noch nicht, die Axpo hat im-
merhin in Norwegen 1000 Megawatt 
Windstrom eingekauft. Das Wachstum 
der Windenergie ist aber auf europä-
ischer Ebene mit jährlich 20 bis 30 Pro-
zent zusätzlicher Leistung enorm dy-
namisch und wird die Atomenergie im 
nächsten Jahrzehnt überflügeln. Wind 
ist unter allen Erneuerbaren am billigs-
ten und technisch am weitesten, er hat 
das grösste Potenzial und die kürzes-
ten Bauzeiten: In zwei Monaten steht 
eine Turbine und läuft, während es bei 
Geothermie sieben, acht Jahre dauert.

Wie erklären Sie sich die Passivi-
tät?

Die Schweizer Elektrizitätsindustrie ist 
technologisch f ixiert und ideologisch 
dem Liebkind Atomenergie verfallen. 
Für grosse Stromanbieter ist das heu-
tige Monopol halt am bequemsten. Die 
Economiesuisse will inzwischen auch 

keine Marktöffnung mehr. Die von ihr 
vornehmlich vertretene Grossindustrie 
hat ihre Schäfchen mit Spezialverträ-
gen ins Trockene gebracht. Deshalb bin 
ich auch vehementer Befürworter einer 
regulierten Marktöffnung. Blicken wir 
auf Deutschland: Hier nehmen die Er-
neuerbaren zwar erst zehn Prozent ein. 
Doch die Windenergie hat den Tatbe-
weis erbracht; weitere neue Techniken 
folgen und der Ausstieg aus der Atom-
technologie ist unaufhaltbar. Ein sol-
ches technologisches Signal fehlt hier-
zulande, was nicht nur die Energiepoli-
tik lähmt, sondern auch alle Unterneh-
men blockiert, die erneuerbare Energi-
en gerne vermarkten möchten.

Sie sprechen viel von Wind – hat 
Wasserkraft ausgedient?

Auf keinen Fall ! Sie hat eine goldene 
Zukunft, die bestehenden Stauseen 
müssten aber besser genutzt werden. 
Statt Saisonspeicher brauchen wir Ta-
ges- und Wochenspeicher: Mit zusätz-
licher Leistung könnte die Schweiz den 
deutschen und den italienischen Wind-
strom absichern. Das funktioniert so, 
dass mit überschüssigem Windstrom 
Wasser hochgepumpt und in Flautezei-
ten zu Spitzenpreisen verkauft wird. 

Dafür brauchts aber Investitionen…

Natürlich benötigen wir in den Tälern 
einige zusätzliche Ausgleichsbecken. 
Und wir brauchen zusätzliche Hoch-
druck-Leitungen. Wenn dann damit 
aber – statt wie heute nur einmal – ein 
paar Dutzend Mal pro Jahr Strom er-
zeugt und gepumpt werden kann, loh-
nen sich diese Investitionen allemal. 
Und die ökologischen Auswirkungen 
sind bescheiden. Mittelfristig wird es 
auch keine Saisonspeicher mehr brau-
chen. Denn wenn in Nordeuropa 100 
bis 200 Gigawatt Windenergie gebaut 
sind, haben wir im Winter statt im Som-
mer einen Stromüberschuss.
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Stichwort Verkehr: Hier steht der-
zeit Wasserstoff als Zukunftstech-
nologie hoch im Kurs. 
Wasserstof f ist keine Energiequelle, 
sondern ein Energiespeicher und als 
solcher eine Energievernichtungs-Stra-
tegie: Die Verluste bei der Umwand-
lung liegen bei 80 Prozent. Wasserstoff 
ist oft nur schlecht verpackter Atom-
strom. Diese Technologiepolitik ist teu-
er und gefährlich. Betreibt man Fahr-
zeuge mit Windstrom und Batterien, er-
reicht man Wirkungsgrade von 60 bis 
70 Prozent, also um Meilen besser als 
mit Wasserstoff. Angesichts der brach 
liegenden Eff izienzpotenziale mit be-
stehender Technik wie Dreiliter fahr-
zeugen und Elektro-Hybriden ist es ab-
surd, sich auf das Thema Wasserstoff 
einzulassen.

Wächst die Mobilität also einfach 
weiter und entsprechend auch ihre 
Umweltauswirkungen?

Ich bin nicht so pessimistisch, denn 
der steigende Ölpreis wird seinen Tri-

but fordern: Der Flugverkehr hat des-
wegen schon jetzt grosse Probleme, 
und das ist erst der Anfang. Bei stei-
genden Treibstoffpreisen wird es rasch 
zu einer Überlastung des öffentlichen 
Verkehrs kommen. Im motorisierten 
Individualverkehr werden sich die Hy-
bride durchsetzen, danach die Elek-
tromotoren mit Batterie. Benzin wird 
man dann nur noch für lange Strecken 
im Reservetank haben, und die Flot-
te wird generell leichter werden. Mit-
telfristig könnte ein Hybrid mit 80 Pro-
zent Windstrom und auf den Fernstre-
cken mit 20 Prozent Benzin betrieben 
werden. Dann wäre man wohl auch be-
reit, für die 20 Prozent Benzin einen Li-
terpreis von zehn Franken zu bezah-
len. Nach meiner Einschätzung könn-
te sich so der Benzinverbrauch bis in 
20 Jahren halbieren und auch der Auto-
verkehr insgesamt leicht zurückgehen. 
Dann stellt sich natürlich auch die Fra-
ge, ob man einzelne Strassen rückbau-
en sollte. Nebenbei bemerkt: Die wirk-
liche landschaftsästhetische Frage ist 
doch der Strassenbau, wo man massiv 

übermarcht hat – und nicht die 20, 30 
Windturbinen pro Kanton, die rückbau-
bar sind und kein CO2 emittieren.

Im Bereich Wohnen ist das Effizi-
enz-Potenzial erheblich. Was ist 
zu tun?

Die Schwierigkeit ist, dass der Vermie-
ter nur bedingt ein Interesse an tie-
fen Verbräuchen hat, weil er die Ener-
giekosten abwälzen kann. Hier ist der 
Bund mit einem «Impulsprogramm Bau-
sanierung» gefragt. Möglich wäre auch, 
das Mietrecht so zu gestalten, dass der 
Vermieter einen Teil der variablen Kos-
ten zu übernehmen hätte.  

Wenn jetzt die Energiepreise offen-
bar klettern, können wir nicht ein-
fach abwarten, weil der Markt alles 
regeln wird?

Erst dauerhaft hohe Preise führen zum 
Handeln. Der Bund muss deshalb mit 
Lenkungsabgaben und Förderung recht-
zeitig richtige Signale geben. Was wir 
brauchen, ist eine ökologische Steuer-
reform, eine kleine Förderabgabe und 
ein Einspeisegesetz, damit beispiels-
weise die Geothermie jetzt endlich vo-
rangetrieben wird. Der Bund, der viel 
effizienter ist als die Kantone, macht 
heute energiepolitisch zu wenig. Allein 
schon die Tatsache, dass wir heute hö-
here CO2-Emissionen haben als 1990, 
ist ein Armutszeugnis. Und bei steigen-
den Öl- und Gaspreisen kommt uns die-
se Sparsamkeit am falschen Ort schon 
bald sehr teuer zu stehen. 

Rudolf Rechsteiner, 1958, Dr. rer. pol., ist Natio-

nalrat und seit 1995 Mitglied der Kommission 

für Umwelt, Raumplanung und Energie. Er ist 

Präsident der ADEV Energiegenossenschaft in 

Liestal, die Wind-, Solar-, Wasser- und Block-

heizkraftwerke betreibt. Sein neustes Buch 

«Grün gewinnt» (Orell Füssli, 2003) ist vergrif-

fen und lässt sich im Internet gratis herunter-

laden: www.rechsteiner-basel.ch. Rechsteiner 

bestreitet zudem einen Lehrauftrag über prak-

tische Umweltpolitik an der Uni Basel. 
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Im Rahmen des EU-Programms ESPON 2006  

wurden für 29 europäische Länder die 

Strukturen und Entwicklungen im Bereich 

Energie untersucht. Der Anfang 2005 publi-

zierte Schlussbericht zeichnet das Bild ei-

ner «Energielandschaft Europa». Im Fokus 

stand auch die Analyse der räumlichen Aus-

wirkungen von Energie.

Marco Kellenberger
Sektion Grundlagen, ARE
marco.kellenberger@are.admin.ch

Raumentwicklung und Energie 

unter der Europa-Lupe
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Die Schweiz ist schon aufgrund ih-
rer zentralen Lage in die europäische 
Raumentwicklung eingebunden. Und 
auch institutionell steht sie nicht ab-
seits: Die Schweiz beteiligt sich bei-
spielsweise aktiv an ESPON 2006, dem 
«European Spatial Planning Observati-
on Network», einem EU-Programm un-
ter dem Dach von Interreg III, das zur 
Zeit 29 europäische Länder umfasst. 
ESPON wurde im Nachgang zum EU-
REK-Prozess (Europäisches Raument-
wicklungskonzept, 1999) lanciert. Das 
Programm startete 2002 und soll bis 
Ende 2006 abgeschlossen werden. Im 
Rahmen des ESPON-Programms wer-
den gegen 30 verschiedene Raument-
wicklungsthemen erforscht, darunter 
auch die «Territorial Trends of Energy 
Services & Networks/Territorial Impact 
of EU Energy Policy». Das Projekt wur-
de 2003 gestartet, Anfang 2005 wurde 
der provisorische Schlussbericht ein-
gereicht. Er ist auf Internet einsehbar 
unter www.espon.lu, Projekt 2.1.4.

Schweiz und EU: Ähnliche Strategie

Das Projekt 2.1.4 hatte zum Inhalt, den 
Energiesektor in einem erweiterten Eu-
ropa zu untersuchen. Territoriale Un-
gleichheiten und regionale Disparitä-
ten bezüglich Energieangeboten und  
-netzwerken sollten diagnostiziert wer-
den. Dem räumlichen Einfluss der Ener-
giepolitik wurde ebenfalls nachgegan-
gen. Hinzu kam die Untersuchung von 
räumlichen Effekten der Energie-Infra-
struktur und des Energieangebots. Un-
ter Berücksichtigung der regionalen En-
ergie-Infrastrukturen und -Dienstleis-
tungen wurde eine Regions-Typologie 
entwickelt. Diese sollte nicht zuletzt 
Hinweise geben auf Zusammenhänge 
zwischen Energie und polyzentrischer 
Entwicklung. Im Schlussbericht des 
«Energy»-Projekts wird auch die Ener-
giepolitik der EU unter die Lupe genom-
men. Versorgungssicherheit und Um-
weltschutz bilden dabei zwei Eckpfei-
ler. Daraus wurden diverse Strategien 
abgeleitet, um folgende Ziele zu errei-

chen: Förderung der erneuerbaren En-
ergien, Steigerung der Energieeffizienz 
und Entwicklung von Energienetzwer-
ken. Die schweizerische Energiepolitik 
verfolgt sehr ähnliche Zielsetzungen 
und Strategien wie die EU.

Erneuerbare Energien bringen 
Arbeitsplätze

Die Auswirkung des Energiesektors auf 
die räumliche Entwicklung ist noch we-
nig erforscht, konstatiert der Bericht. 
Generell wird davon ausgegangen, dass 
wirtschaftliches Wachstum zu höherer 
Nachfrage nach Energie führt und dass 
das Angebot anschliessend auch be-
reitgestellt wird. Energie wird somit 
bestenfalls als limitierender Faktor be-

trachtet, nicht als eigentliches «Zug-
pferd» wirtschaftlicher und räumlicher 
Entwicklung. Eine nicht unwesentliche 
Bedeutung kommt der Energiegewin-
nung in Standortregionen als Beschäf-
tigungsfaktor sowie als Einkommens- 
und Finanzquelle zu. Vor allem im Zu-
sammenhang mit Biomasse – zur Gene-
rierung von Wärme, Öko-Strom, Brenn- 
und Treibstoffen – wird von relevan-
ten Vorteilen für die Beschäftigung und 
die Landwirtschaft der exportierenden 
Standortregionen ausgegangen. Der 
Bericht zitiert eine Studie, wonach bis 
2020 innerhalb der EU rund 900’000 
neue Arbeitsplätze im Bereich erneu-
erbarer Energien geschaffen werden 
könnten. Der Einfluss von Energie auf 
die wirtschaftlichen Produktionskos-
ten ist hingegen klein, daher ist auch 

Der Energie-Selbstversorgungsgrad vieler Länder, darunter auch der Schweiz, liegt deutlich 
unter 50 Prozent. 
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die Auswirkung auf räumliche Stand-
ortentscheide eher gering.

Europa stark energieabhängig

Einige der in der Studie entwickelten 
Indikatoren beleuchten das Problem 
der Energieabhängigkeit Europas. Na-
mentlich wird ein hoher Anteil der En-
ergie in Form fossiler Brennstoffe im-
portiert, wobei dieser Anteil in den 
meisten Ländern sinkt. In absoluten 
Zahlen betrachtet liegt die Schweiz 
im Mittelfeld der 29 Länder. Nur Däne-
mark, Norwegen und Grossbritannien 
exportieren mehr Energie als sie ver-
brauchen. Spitzenreiter ist Norwe-
gen, das neunmal soviel Energie pro-

duziert wie es verbraucht. Die «alte 
EU» der Fünfzehn weist einen Selbst-
versorgungsgrad von 50 Prozent auf 
(Schweiz: 22 Prozent). Interessanter-
weise haben die zehn neuen EU-Staa-
ten einen höheren Selbstversorgungs-
grad, nämlich 70 Prozent. Besonders 
energieabhängig sind neben den Klein-
staaten Luxemburg, Malta und Zy-
pern auch Belgien, Spanien, Irland, Ita-
lien und Portugal, die allesamt – wie 
die Schweiz – weniger als einen Vier-
tel ihres Energiebedarfs aus einheimi-
schen Quellen abdecken. Der Energie-
verbrauch der Haushalte scheint euro-
paweit vor allem vom Einkommen ab-
hängig zu sein, stärker als beispiels-
weise vom Klima, obwohl auch dieses 
einen messbaren Einfluss hat. Die Un-

terschiede der Energiepreise zwischen 
den untersuchten Ländern sind bei den 
Haushalten grösser als bei der Indus-
trie. Im Zuge der Marktöffnung sanken 
in vielen Ländern zwischen 1995 und 
2001 die Preise. In der Schweiz, wo kei-
ne Liberalisierung des Energiemarkts 
stattgefunden hatte, sanken die Prei-
se einerseits (Elektrizität ) , anderer-
seits stiegen sie aber auch an (Heizöl, 
Gas und Treibstoffe).

Herausforderungen und 
Empfehlungen

Der Bericht hält fest, dass mit den Kyo-
to-Zielen – der beabsichtigten Förde-
rung erneuerbarer Energien, der ange-
strebten weiteren Liberalisierung so-
wie der Reduktion der Ölabhängigkeit 
– eine Vielzahl von Herausforderun-
gen auf die EU-Energiepolitik warten. 
Als Handlungsempfehlung erwähnt der 
Bericht unter anderem die vermehrte 
Schaffung von lokalen Energieagentu-
ren, die Förderung von erneuerbaren 
Energien (vor allem Wind und Biomas-
se), die verstärkte Einführung der Kos-
tenwahrheit (Berücksichtigung exter-
ner Energiekosten) und die Unterstüt-
zung von Forschung und Entwicklung.
Das Projekt 2.1.4 weist in seinem pro-
visorischen Schlussbericht auf die 
Schwierigkeiten der Datenverfügbar-
keit hin. Trotz den entsprechenden Lü-
cken lohnt sich aber ein vertiefter Blick 
in die umfassende Studie, die mit ihren 
zahlreichen Karten und Grafiken ein 
eindrückliches Bild der aktuellen und 
sich wandelnden «Energielandschaft 
Europa» zeichnet.

Marco Kellenberger, 1971, 

hat in Bern Geografie und 

Medienwissenschaft stu-

diert und arbeitet seit 2000 

beim ARE. Er ist Schweizer 

«ESPON Contact Point» und  

zuständig für diverse Raumbeobachtungs- und 

Indikatorenprojekte, unter anderem für das 

«Monitoring urbaner Raum Schweiz», .

In der EU könnten bis zum Jahr 2020 rund 900’000 Arbeitsplätze in der Bereitstellung von er-
neuerbarer Energie geschaffen werden, zeigt die ESPON Studie – bezüglich Stromproduktion 
sind in etlichen Ländern noch grosse Potenziale vorhanden. 
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Im Rahmen der Energiegesetzrevision hat 

der Kanton Freiburg die betroffenen Äm-

ter für Umwelt und Raumplanung einbezo-

gen, um seine Energiepolitik mit den übri-

gen Sachbereichen zu koordinieren. Auch 

die Gemeinden müssen handeln, indem sie 

einen kommunalen Energieplan erarbeiten.

Serge Boschung
boschungse@fr.ch

Freiburg lanciert kommunale Energiepläne
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Im Kanton Freiburg entsprach das En-
ergiegesetz Ende der Neunzigerjahre 
nicht mehr dem Stand der Technik und 
dem Bundesgesetz. Aus diesem Grund 
einigte man sich auf eine vollständi-
ge Revision der Gesetzesbestimmun-
gen und berief sich dabei auf das in-
terkantonale Projekt zur Harmonisie-
rung der Bestimmungen im Energie- 
und Bausektor.
Eine kantonale Kommission, beste-
hend aus den zuständigen Ämtern so-
wie verschiedenen öffentlichen und 
privaten Instanzen, befasste sich ein-
gehend mit dem Thema. Sie begleite-
te die Arbeit des für den Energiebe-
reich verantwortlichen kantonalen Am-
tes. Es ging darum, die Energie unter 
allen Gesichtspunkten zu betrachten, 
sämtliche Rechtstexte und die zu er-
greifenden Massnahmen aufeinander 
abzustimmen und die Mittel festzule-
gen, die notwendig sein würden, um 
eine kohärente Energiepolitik zu ver-
folgen. Grundlage waren die Förderung 
der rationellen Energienutzung und die 
verstärkte Nutzung von erneuerbaren 
und einheimischen Energien.

Im Lauf dieser Arbeit wurden die fol-
genden Punkte hervorgehoben:

a) Für eine nachhaltige Entwicklung 
muss die Gesetzgebung im Energiebe-
reich darauf einwirken, dass eine aus-
reichende, diversifizierte, sichere und 
wirtschaftliche Energieversorgung ge-
währleistet ist, die mit den Auflagen 
des Umweltschutzes und der Raumpla-
nung vereinbar ist. Der Energiebereich 
ist insbesondere in Bezug auf die Be-
wirtschaftung der Ressourcen eng mit 
der Raumplanung verknüpft. Dies be-
trifft namentlich die Zoneneinteilung für 
den Transport und die Verteilung von 
Elektrizität und Gas sowie die Entwick-
lung einheimischer Energien:
- Die Holzenergie wirkt sich auf die Waldbe-

wirtschaftung aus und erfordert Infrastruk-

turen, gegebenenfalls auch die Wärmenut-

zung in Fernwärmenetzen.

- Für die passive und thermische Sonnen-

energie und die Photovoltaik spielen die La-

ge, die Gestaltung und die Ausrichtung der 

Bauten eine wichtige Rolle.

- Die Erdwärme wird meist mit vertikalen 

Sonden genutzt. Diese speisen eine Wärme-

pumpe, können aber auch erhebliche Men-

gen an Elektrizität und Wärme produzieren, 

wenn diese in sehr grosser Tiefe entnom-

men wird.

- Die Wasserkraft hat Auswirkungen auf die 

Landschaft, die Natur und den Boden.

- Die Windenergie wirkt sich hinsichtlich des 

Geräuschniveaus ähnlich aus wie die Was-

serkraft.

b) Die kantonale Energiepolitik muss 
mit der Bundespolitik kompatibel sein. 
Es geht in erster Linie darum, den Kon-
sum fossiler Energien und den CO2-Aus-
stoss zu reduzieren sowie den Anteil er-
neuerbarer Energien deutlich zu erhö-
hen.

c) Im Bausektor muss der Kanton sei-
ne Gesetzesbestimmungen mit den Be-
stimmungen der anderen Kantone in 
Einklang bringen, gemäss Mustervor-
schriften der Kantone im Energiebe-
reich (MuKEn).

d) Der Kanton muss einen Lagebericht 
über die bestehenden Infrastrukturen 
im Energiebereich erstellen. Einerseits 
beschreibt dieser die Evaluation der 
Ziele, die im Programm «Energie 2000» 
des Bundes für die Zeit von 1990 bis 
2000 festgesetzt wurden. Andererseits 
legt er eine Grundlage fest, die künftig 
eine Quantifizierung der Auswirkungen 
der ergriffenen Massnahmen ermög-
licht.

e) Das Entwicklungspotenzial der ver-
schiedenen Energieressourcen muss 
bekannt sein, um die nächsten Schrit-
te gezielter planen zu können. Jede ein-
zelne Ressource muss genau analysiert 
werden.

f) Der Kanton und die Gemeinden müs-
sen in Bezug auf die Planung und Nut-
zung der Energieressourcen mit gutem 
Beispiel vorangehen.

Die Umsetzung dieser aufgelisteten 
Punkte führte zur Annahme des Kanto-
nalen Energiegesetzes vom 9. Juni 2000 
(EnG) und des Kantonalen Energiereg-
lements vom 5. März 2001 (EnR). Das 

Zürich vermittelt Contractoren
15 Jahre ist es her, seit sich Zürich 
1990 als erster Kanton einen Energie-
richtplan gab. Alle vier Jahre wird er 
aktualisiert und umfasst inzwischen 
nicht nur Potenziale für erneuerbare 
Energieträger und Abwärme, sondern 
auch Hochspannungs- oder Gasleitun-
gen und Zulassungsbeschränkungen 
für Erdsonden. «Aus der blossen 
Energieplanung wurde eine eigent-
liche räumliche Koordination», zieht 
Hansruedi Kunz von der Abteilung En-
ergie im Zürcher Amt für Abfall, Was-
ser, Energie und Luft (AWEL) Bilanz. 
Der Energierichtplan war auch der 
Startschuss für eine engere Zusam-
menarbeit mit den Gemeinden, um 
vorhandene Möglichkeiten wie etwa 
Abwärme effizienter zu nutzen. Weil 
vielen Kommunen die Finanzen, das 
Know-how, aber auch die flexiblen In-
strumente fehlen, um entsprechende 
Investitionen zu tätigen, übernimmt 
der Kanton die Scharnierfunktion 
und bringt Gemeinden mit Contracto-
ren zusammen. Die Kommunen seien 
im Allgemeinen froh, wenn die Elek-
trizitätswerke von Stadt und Kanton 
Zürich an sie heranträten und die 
Projekte mit eigenem Kapital und 
in eigener Regie umsetzten, meint 
Kunz. Trotzdem bleiben die Gemein-
den in der Pflicht: Rund 40 von ih-
nen haben bereits eine kommunale 
Energieplanung verabschiedet, die 
jeweils von der Kantonsregierung 
genehmigt wird; ein weiteres Dut-
zend dürfte folgen. Mittelfristig sol-
len 70 Prozent der Bevölkerung in 
Gemeinden wohnen, die anhand ei-
ner Energieplanung analysieren, ob 
Abwärme und erneuerbare Energien 
stärker genutzt werden können.  
Kontakt: Hansruedi Kunz,  
hansruedi.kunz@bd.zh.ch
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Gesetz widmet der Energiepolitik und 
der Energieplanung ein eigenes Kapitel. 
Es verpflichtet den Kanton, einen Sach-
plan Energie auszuarbeiten und die Er-
gebnisse dieses Sachplans in den kan-
tonalen Richtplan zu integrieren. 
Die Gemeinden haben auf dieser 
Grundlage bis 2007 einen kommunalen 
Energieplan zu erstellen. Dafür ist eine 
ebenfalls von der Gemeinde bestellte 
Energiekommission zuständig. Für das 
so erarbeitete Dokument gilt dasselbe 
Vorgehen wie für einen Raumplan. Der 
Energieplan kann unterschiedlich aus-
gestaltet sein, muss aber aufzeigen, 
was die Gemeinde zur Verwirklichung 
der von der kantonalen Energiepolitik 
festgelegten Ziele beitragen kann.
Der Inhalt eines kommunalen Energie-
plans kann theoretisch von einer Ge-
meinde zur anderen variieren. An Infor-
mationssitzungen wurden deshalb Bei-
spiele verschiedener möglicher Struk-
turen präsentiert.
Beispielsweise hat die Gemeinde  Bulle 
als erste des Kantons ihren kommuna-
len Energieplan unter Berücksichtigung 

eines geplanten und für sie sehr wichti-
gen Fernwärmenetzes erstellt. Dieses 
wird hauptsächlich mit Holz gespeist 
und soll eine Gesamtleistung von rund 
50 MW erbringen. In Einklang mit den 
geltenden Gesetzesbest immungen 
gibt der Energieplan der Entwicklung 
eines Fernwärmenetzes für gewisse 
Teile der Gemeinde deutlich die Priori-
tät gegenüber dem Erdgas. Zudem er-

laubt es der Plan, für neue Gebäude ei-
ne Anschlusspflicht an das Netz vor-
zusehen, dessen Wärme hauptsächlich 
mit erneuerbaren Energien produziert 
wird. Es werden noch weitere Punk-
te behandelt, insbesondere in Bezug 
auf die Montage von Sonnenkollekto-
ren auf Dächern. Der Energieplan von 
Bulle befindet sich in der Schlussphase 
der Vernehmlassung und dürfte dem-
nächst verabschiedet werden.
Mit der Verpflichtung zur Erstellung 
von kommunalen Energieplänen ver-
fügt der Kanton Freiburg über ein In-
strument, das ihm erlaubt, einen Bei-
trag zur Verwirklichung der Ziele der 
kantonalen Energiepolitik zu leisten.

Links: www.fr.ch/ste
www.fr.ch/ste/plan_sectoriel.pdf

Serge Boschung, 1967, Ingenieur HTL/FH an 

der Ingenieurschule in Freiburg. Sein Diplom 

erhielt er 1990 und war als Projektleiter im 

Energiebereich für ein Ingenieurbüro tätig. Seit 

1996 ist er Vorsteher der Energiefachstelle des 

Amtes für Verkehr und Energie des Kantons 

Freiburg.

Kantonales Energiegesetz
vom 9. Juni 2000

Thema EnergieThema Energie

Kantonaler Richtplan
Raumplanung

Kantonales
Energiereglement
vom 5. März 2001

Sachplan Energie
Januar 2002

Für alle verbindlich Für Behörden verbindlich Zur Information

Schema Struktur der kantonalen Bestimmungen in Freiburg

«Berner Energieabkommen»
«Etliche Energiekonzepte leiden darunter, dass man viel Geld für viel Papier 
ausgibt – das dann aber allzu oft in der Schublade verschwindet», so die Er-
fahrung von Ulrich Nyffenegger vom Wasser- und Energiewirtschaftsamt des 
Kantons Bern (WEA). Beim «Berner Energieabkommen», das als Basis für kom-
munale Energierichtlinien dienen soll, werde dies anders sein, ist der Projekt-
leiter des neuen Instruments überzeugt. Aufgrund der Vereinbarung liefert 
der Kanton den Gemeindebehörden im Rahmen des kantonalen Energiericht-
plans Daten und stellt Berater oder finanziert externe Fachleute. Im Gegen-
zug verpflichten sich die Gemeinden im Rahmen des dreistufigen Verfahrens 
dazu, bestimmte Massnahmen auch tatsächlich umzusetzen. «Wir leisten die 
Initialkosten, nach der Vorarbeit ist es an der Gemeinde, für die Umsetzung 
zu sorgen», erklärt Nyffenegger. Lyss besitzt als Pilotgemeinde schon einen 
Energierichtplan, mit den Gemeinden Münsingen und Aarberg erarbeitete 
der Kanton jetzt als Probelauf das «Berner Energieabkommen». Im Visier hat 
Nyffenegger jene rund 50 bis 60 Gemeinden des Richtplans mit hohem Ener-
gieverbrauch, bei denen sich der administrative Aufwand lohnt. Bereits ein 
Dutzend haben ihr Interesse angemeldet. Auch kleinere Gemeinden können 
von der Beratungsarbeit des Kantons profitieren. Zwar ist ein eigentlicher 
Energierichtplan eine Schuhnummer zu gross. Doch das WEA hilft auch hier, 
ein Energieleitbild auszuarbeiten, das bei Sanierungen und dem Betrieb von 
öffentlichen Gebäuden oder bei Entscheiden zur Mobilität weiterhelfen kann.
Kontakt: Ulrich Nyffenegger, ulrich.nyffenegger@bve.be.ch
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Werner Bühlmann
werner.buehlmann@bfe.admin.ch
Michael Aebersold
michael.aebersold@bfe.admin.ch

Mit Sachplan die geologischen Tiefenlager 

abklären

Das Auswahlverfahren für geologische Tie-

fenlager wird in einem Sachplan des Bun-

des festgeschrieben. Dies ermöglicht eine 

umfassende Koordination aller raumwirksa-

men Auswirkungen geologischer Tiefenlager 

und gewährleistet einen frühzeitigen Ein-

bezug der Kantone, Gemeinden und des be-

nachbarten Auslands. Die Bevölkerung so-

wie interessierte Organisationen werden 

frühzeitig informiert und können ebenfalls 

mitwirken.

Schema Tiefenlager für schwach- und mittelaktive Abfälle [SMA]. Grafik: Nagra
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Radioaktive Abfälle entstehen gröss-
tenteils aus der Stromproduktion in 
den fünf schweizerischen Kernkraft-
werken. Daneben fallen aber auch aus 
Anwendungen in Medizin, Industrie und 
Forschung radioaktive Abfälle an, die 
so genannten MIF-Abfälle. Für deren 
Entsorgung gilt das Verursacherprin-
zip. Die Kernkraftwerkbetreiber sind 
demnach verantwortlich für die Ent-
sorgung der radioaktiven Abfälle aus 
dem Betrieb, der späteren Stilllegung 
und dem Rückbau der Kernkraftwerke. 
Für radioaktive Abfälle, die nicht aus 
der Kernenergienutzung entstehen, ist 
der Bund zuständig.
Die Betreiber der schweizerischen 
Kernkraftwerke und der Bund beauf-
tragten die Nationale Genossenschaft 
für die Lagerung radioaktiver Abfälle 
(Nagra) mit der Entsorgungsaufgabe. 
Das schweizerische Entsorgungskon-
zept sieht die Lagerung der radioakti-
ven Abfälle in geologischen Gesteins-
schichten vor. Bis heute wurden in der 
Schweiz jedoch noch keine Standor-
te für geologische Tiefenlager festge-
legt. Das Verfahren sowie die Kriterien 
für das Auswahlverfahren werden jetzt 
in einem Sachplan des Bundes festge-
schrieben.

Konzepte und Sachpläne 
des Bundes

Konzepte und Sachpläne befassen 
sich mit raumwirksamen Tätigkeiten 
des Bundes in einem bestimmten 
Sach- oder Teilsachbereich, die sich 
auf Raumordnung, Erschliessung und 
Umwelt erheblich auswirken, funktio-
nal zusammenhängen und eine beson-
dere Koordination untereinander und 
mit anderen Tätigkeiten erfordern. In 
den Konzepten und Sachplänen zeigt 
der Bund
1. welche Sachziele er verfolgt und wie 
diese mit den Zielen der Raumordnung 
abgestimmt werden;
2. welche generellen Anweisungen für 
die Erfüllung der Sachaufgaben gel-
ten, insbesondere, welche Interessen 

zu berücksichtigen sind, nach welchen 
Prioritäten er die Ziele zu verwirkli-
chen beabsichtigt und welche Mittel 
dazu eingesetzt werden sollen.

Verfügt der Bund über die entsprechen-
den Kompetenzen, wie das für die Ent-
sorgung der radioaktiven Abfälle der 
Fall ist, erteilt er ausserdem
3. räumlich detaillierte Anweisungen 
an die zuständigen Bundesbehörden, 
namentlich was den Standort vorgese-
hener Anlagen oder Massnahmen, die 
Realisierungsvoraussetzungen, die Ar-
beitsorganisation oder das Arbeitspro-
gramm betrif ft.

Ziel und Zweck des Sachplans 
Geologische Tiefenlager

Der Sachplan geologische Tiefenlager 
hat zum Ziel, mittels eines transpa-
renten Verfahrens Standorte für geolo-
gische Tiefenlager festzulegen. 

Teil 1: Strategie
Der Sachplan geologische Tiefenla-
ger legt im 1. Teil Verfahren und Krite-
rien fest, nach denen das Auswahlver-
fahren für geologische Tiefenlager in 
der Schweiz durchgeführt wird. Bei 
der Standortsuche steht die langfristi-
ge Sicherheit von Mensch und Umwelt 
an oberster Stelle. Geowissenschaft-
liche Minimalanforderungen werden 
deshalb ein entscheidender Bestand-
teil des Auswahlverfahrens sein. Da-
neben spielen sozioökonomische und 
raumplanerische Aspekte eine wich-
tige Rolle; diese sind regional unter-
schiedlich und können nur unter Mit-
wirkung der betroffenen Kantone und 
Regionen erarbeitet werden. Der Sach-
plan legt deshalb auch die Verfahrens-
schritte für das Auswahlverfahren fest 
und regelt die regionale Mitwirkung.
Der Sachplan definiert nach Vorstel-
lung der Bundesämter für Energie (BFE) 
und für Raumentwicklung (ARE) drei 
Schritte, die von einer weissen Karte 
der Schweiz zu Standorten für geologi-
sche Tiefenlager führen. Dabei soll of-

fen bleiben, ob je ein Standort für die 
hochaktiven sowie für die schwach- 
und mittelaktiven Abfälle oder ein ge-
meinsames Lager an einem einzigen 
Standort festgelegt wird.

Teil 2: Umsetzung
Der Sachplan wird im Laufe der Um-
setzung mit Objektblättern möglicher 
Standortregionen ergänzt. Durchge-
führt wird das Auswahlverfahren durch 
die Abfallverursacher. Diese wählen 
schrittweise Standortregionen und zu-
letzt einen Standort für ein geologi-
sches Tiefenlager aus. Die Behörden 
beaufsichtigen die Tätigkeiten der Ab-
fallverursacher, beurteilen die Auswahl 
aufgrund der definierten Kriterien und 
führen den Sachplanprozess durch.
In einem ersten Schritt sollen etwa 
sechs potenziellen Standortregionen 
ermittelt werden. Die Auswahl erfolgt 
primär aufgrund von sicherheitsgerich-
teten Kriterien. Die betroffenen Kan-
tone und Regionen werden frühzeitig 
informiert. Alle grundlegenden Aspek-
te betreffend Sicherheit und Raument-
wicklung sind im ersten Schritt zu be-
rücksichtigen. Die Schritte 2 und 3 die-
nen dem Aufbau einer regionalen Par-
tizipation und der Erhöhung des Kennt-
nisstandes an den Standorten. Schritt 
3 leitet zum Rahmenbewilligungsver-
fahren und zur Umweltverträglich-
keitsprüfung 1. Stufe gemäss Umwelt-
schutzgesetz über. Das Verfahren en-
det mit dem Bundesratsentscheid zur 
Festsetzung des Standorts nach Raum-
planungsgesetz und der Erteilung der 
Rahmenbewilligung nach Kernenergie-
gesetz.
 

Mitwirkungsverfahren startet 2005

Der Bundesrat hielt in seiner Antwort 
vom 3. Dezember 2004 zum Postulat 
von Nationalrat Fehr «Standort Atom-
müll-Endlager. Varianten evaluieren» 
fest, dass ein neues Auswahlverfahren 
für geologische Tiefenlager im Rahmen 
eines Sachplans nach Raumplanungs-
gesetz festgeschrieben werden soll. 
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Dies wurde in Artikel 5 der Kernener-
gieverordnung vom 10. Dezember 2004 
so festgelegt. Zurzeit planen BFE und 
ARE den Prozess für die Erarbeitung 
des Sachplans und bereiten die not-
wendigen Grundlagen vor.
Die kantonalen Energiedirektionen und 
die für die Raumplanung zuständigen 
Direktionen wurden über den Stand 
der Entsorgung und den Sachplan in-
formiert. Die Zusammenarbeit mit 
den Kantonen und das formelle Anhö-
rungs- und Mitwirkungsverfahren wer-
den noch dieses Jahr gestartet.

Werner Bühlmann, 1946, promovierter Jurist 

(Dissertation zur zürcherischen Strafrechtspfle-

ge). Gerichtspraktika am Bezirksgericht Bülach 

und am Obergericht Schaffhausen. Zürcheri-

sches Rechtsanwaltspatent. Vierjährige Tätig-
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zuerst als Chef des Rechtsdienstes und seit 

1999 als Leiter der Abteilung Recht und Sicher-

heit sowie als Mitglied der Geschäftsleitung.

Michael Aebersold, 1962, promovierter Chemi-

ker (Dissertation in anorganischer und physika-

lischer Chemie). USA-Aufenthalt während des 

Gymnasiums und Postdoktorat in Paris. Seit 
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Entsorgungspolitik, Entsorgungsstrategie, Ent-

sorgungsprogramme sowie Finanzierung von 

Stilllegung und Entsorgung.
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Moderne Siedlungen kommen dank Miner-

gie-Bauweise mit der Hälfte der herkömm-

lich benötigten Energie aus. Erneuerbare 

Energieträger und Versickerung des Meteor-

wassers können zusätzlich zur nachhaltigen 

Siedlungsgestaltung beitragen. Die Gross-

überbauung Häberlimatte in Zollikofen/BE 

setzt diesbezüglich Massstäbe, wobei die 

Kooperation zwischen Gemeinde und Gene-

ralunternehmer den Prozess beförderten.

Zollikofen setzt Masstäbe 

bei der nachhaltigen Siedlungsgestaltung

Hans Reber
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Gestützt auf einen parlamentarischen 
Vorstoss im Gemeindeparlament ver-
abschiedete der Gemeinderat von Zolli-
kofen/BE im Jahr 2000 ein Umweltkon-
zept. Dabei wurden die für die Gemein-
de Zollikofen relevanten neun Umwelt-
bereiche definiert sowie Grundsätze, 
Ziele und Massnahmen für eine umfas-
sende kommunale Umweltpolitik fest-
gelegt. Das Umweltkonzept bildet seit-
her die Grundlage für eine konsequen-
te Erfüllung und Vernetzung der Auf-
gaben in den Sachbereichen Siedlung, 
Verkehr sowie Natur und Landschaft. 
Das Thema Energie ist ein Kernbereich 
des Umweltkonzepts und steht dabei 
selbstverständlich nicht nur in engem 
Zusammenhang mit der Siedlung, son-
dern auch mit dem Verkehr. Die Gemein-
de Zollikofen wurde im Jahr 2002 Ener-
giestadt und hat sich damit verpflich-
tet, die Ziele von Energie 2000 auf ih-
rem Gebiet umzusetzen. Zollikofen för-
dert seither konsequent den Minergie-
Standard, indem die eigenen Bauten 
nach Minergie gebaut oder instand ge-
stellt werden. Darüber hinaus werden 
Private dazu motiviert, es der öffentli-
chen Hand gleichzutun. Das Bauregle-
ment gewährt für Minergiebauten ei-
nen Planungsbonus von 10 Prozent der 
Bruttogeschossfläche. Dies ist ein ech-
ter Anreiz, zum einen die Mehrinvesti-
tionen von 5 bis 8 Prozent zu tätigen, 
die zur Erreichung des Minergiestan-
dards erforderlich sind. Zum andern 
soll damit der Flächenverlust, der infol-

ge grösserer Wandquerschnitte durch 
verstärkte Isolation in Kauf genommen 
werden muss, kompensiert werden.

Ökologie geht weiter

Neben Massnahmen im Energiebereich 
fordert das Umweltkonzept auch wei-
tere ökologische Massnahmen wie die 
Vernetzung von Grünflächen innerhalb 
der Siedlung, die naturnahe Gestaltung 
öffentlicher Grünanlagen mit einhei-
mischen Pflanzen, die Begrünung der 
Flachdächer, die Minimierung der Bo-

denversiegelung sowie das Zurückhal-
ten des Meteorwassers in Retentions-
becken und Versickerungsanlagen. 

Gemeinde gibt Planungsvorgaben

Die acht Hektaren grosse Häberlimat-
te liegt im Zentrum der Gemeinde Zolli-
kofen. Mit einer Zone mit Planungs-
pflicht wurden die Rahmenbedingun-
gen zur Überbauung festgelegt. Gefor-
dert waren neben einer gut gestalte-
ten Überbauung mit unterschiedlichen 
Wohnungstypen auch Aussenräume, 
die nach ökologischen Grundsätzen 
gestaltet wurden und deshalb  mit mi-
nimaler Bodenversiegelung auskamen. 
Grünräume sollten vernetzt und soweit 
geologisch möglich natürlich entwäs-
sert werden (Retention und Versicke-
rung). Die folgende «Vorgabe betref-
fend die Energieversorgung» war der 
Schlüssel zur Umsetzung einer Miner-
gie-Überbauung:
 
«Die Energieversorgung für die Wär-
meerzeugung hat mit Gas oder Alter-
nativenergie zu erfolgen. Die Energie-
versorgung ist nach einem gemeinsa-
men, von der Gemeinde zu genehmi-

Siedlung Verkehr

Energie Abfall Lärm Luft

Natur und Landschaft

Gewässerschutz Boden

Schema Umweltkonzept Zollikofen; relevante Umweltbereiche
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genden Konzept zu erstellen. Das Kon-
zept der Energieversorgung ist insbe-
sondere im Hinblick auf eine möglichst 
geringe Umweltbelastung zu erarbei-
ten respektive zu prüfen.»

Kiesfläche lässt Regen versickern

Die von der Grundeigentümerschaft mit 
der Planung betraute Marazzi General-
unternehmung AG, Muri b. Bern, hat 
von Beginn weg die hohen Standards 
der Gemeinde akzeptiert und sich zum 
Ziel gesetzt, eine qualitativ hoch ste-
hende Überbauung zu realisieren. In ei-
nem mehrstufigen öffentlichen Archi-
tekturwettbewerb wurde das Projekt 
der Architekten Burkhard Meyer und 
Partner, Baden, mit dem ersten Preis 
prämiert und zur Weiterbearbeitung 
ausgewählt. Damit war die Vorausset-
zung zur Realisierung einer zukunfts-
weisenden Überbauung im Sinn des 
Umweltkonzepts der Gemeinde Zolliko-
fen erfüllt. Das Projekt «Gleichgewicht» 
setzt 2- bis 4-geschossige Baukörper 
mit unterschiedlichen und grosszügi-
gen Wohnungstypen (Eigentums- und 
Mietwohnungen) in einen öffentlichen 
Grünraum. Die Kies- und Wasserfläche 
dient mit Retention und Versickerung 
der Wasserbewirtschaftung.

Minergie befreit von Energiekonzept

Die Gemeinde hat nach Rücksprache 
mit Energiefachleuten festgestellt , 
dass mit dem Minergiestandard die 
Ziele des geforderten Energiekonzepts 
erreicht werden können und sich da-
mit aufwändige Konzeptarbeiten erüb-
rigen. Mit der Marazzi GU AG wurden 
in der Folge Verhandlungen über die 
Realisierung der Überbauung im Min-
ergiestandard aufgenommen. Die Bau-
herrschaft zeigte sich verhandlungsbe-
reit. Sie erkannte, dass diese Bauweise 
nicht nur Mehrkosten verursacht, son-
dern auch namhafte Energieeinspa-
rungen und eine wesentliche Verbes-
serung der Wohnqualität – dank hoch-

wertiger Bauhülle und einer systema-
tischen Lufterneuerung – ermöglicht. 
Mit der in Minergiebauten geforderten 
Komfortlüftung strömt unverbrauchte 
Zuluft über einen Wärmetauscher (En-
ergierückgewinnung aus Abluft) kon-
tinuierlich in die Wohnräume und ver-
bessert dadurch die Qualität der Raum-
luft. Der Energieverbrauch kann gegen-
über dem Normalstandard auf 50 Pro-
zent gesenkt werden. Weiter wird der 
Hauptanteil des Warmwassers aus Kol-
lektoranlagen auf dem Dach gedeckt.
Die Gemeinde nahm deshalb vom fort-
schrittlichen Entschluss der Marazzi 
GU AG, nach Minergie zu bauen, mit 
Genugtuung Kenntnis und dispensier-
te sie von der Erarbeitung eines weiter 
gehenden Energiekonzepts.
Die Marazzi GU verhielt sich nicht nur 
im Energiebereich vorbildlich, sondern 
löste auch das Problem der Meteor-
wasserbehandlung modellhaft. Sämtli-
che Dach- und Oberflächenwässer wer-
den einem naturnah gestalteten Biotop 
zugeleitet und so zur Verdunstung und 
teilweisen Versickerung gebracht. 

Hans Reber, 1946, Architekt HTL (Fachhoch-

schule Burgdorf), seit 1979 Bauverwalter der 

Gemeinde Zollikofen, zusätzlich zur Gesamt-

leitung der Bauverwaltung verantwortlich für 

die Raumplanung.

Einige Kennzahlen der Überbauung 
Häberlimatte

a) Gesamte Überbauung:

• 195 Wohnungen

• Energiebezugsfläche 29’000 m2 

• Gesamtkubatur 125’000 m3 

• 3 Einstellhallen für Motorfahrzeuge

b) Davon in der 1. Etappe:

• 140 Wohnungen

• Energiebezugsfläche 21’000 m2 

• Sonnenkollektoren für Warmwasser 

 560 m2, Deckungsgrad 58 Prozent
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Erneuerbare Energien fördern – ein Auftrag für 

die Regionalentwicklung?

Sebastian Bellwald
sebastian.bellwald@planval.ch

Die konventionelle Wasserkraftnutzung ist 

in der Schweiz stark ausgebaut, was zu ei-

nem hohen Anteil an erneuerbaren Energien 

am Gesamtenergieverbrauch führt. Im Sinn 

einer nachhaltigen Entwicklung sind auch 

die neuen erneuerbaren Energien1 in den 

Energiemix einzubeziehen. Die Förderung 

dieser Energien sollte sich jedoch nicht wie 

bis anhin weitgehend auf die energiepoliti-

schen Massnahmen beschränken. Vielmehr 

könnten, wie in der EU auch, Programme 

der Regionalentwicklung dafür eingesetzt 

werden. 

Regionalwirtschaftliche Effekte von Speicherkraftwerken in den Alpen ergeben sich vor allem in der Bauphase, spä-
ter – mit weniger Arbeitsplätzen – auch im Betrieb sowie in den Wasserzinsen.
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Die konventionelle Wasserkraf tnut-
zung hatte grosse wirtschaftliche und 
ökologische Auswirkungen auf die Ent-
wicklung der Schweiz, insbesondere in 
den Berggebieten. Im Wallis etwa hat-
te der Bau der (Speicher- ) kraftwerke 
bedeutende Auswirkungen auf die re-
gionale Wirtschaft: Die damit verbun-
dene Erschliessung der Seitentäler war 
und ist eine wesentliche Basis für die 
touristische Entwicklung. Dank dem 
Strom aus Wasserkraft siedelten sich 
energieintensive Industriebetriebe wie 
Chemie oder Metallurgie an. 
Heute ist die direkte Beschäftigungswir-
kung der Stromproduktion durch Was-
serkraft klein: Aus dem Wallis kommen 
16 Prozent des in der Schweiz produzier-
ten Stroms – beschäftigt werden 800 
Personen, was 0,6 Prozent der Arbeits-
plätze im Kanton Wallis entspricht –, 
mit einer Bruttolohnsumme von 70 Mil-
lionen Franken. Diese Arbeitsplätze 
sind weitgehend konjunkturresistent.2 
Dazu kommen jährliche Bauinvestitio-
nen in der Höhe von 50 Millionen Fran-
ken und Konzessionsleistungen in Form 
von Gratis- und Vorzugsenergie sowie 
Konzessionsgebühren. 
Neben der direkten und indirekten 
Beschäftigungswirkung werden auch 
Steuereinnahmen und besonders Was-
serzinseinnahmen erzielt. Diese ma-
chen bei den direkten Finanzströmen 
der Wasserkraftnutzung den grössten 
Teil aus, im Wallis 110 Millionen Fran-
ken pro Jahr.3 Davon profitieren dort 
die Hoheitsgemeinden und der Kanton. 
Die Wirkung auf die Regionalwirtschaft 
ist jedoch abhängig von der Verwen-
dung der Wasserzinsen. Die konventi-
onelle Wasserkraftnutzung hatte und 
hat also starke regionalpolitische Aus-
wirkungen; sie wurde aber nicht gezielt 
aus einer schweizerischen Regionalpo-
litik heraus realisiert.

Regionalentwicklungsprojekte im 
Energiebereich 

In der Schweizer Regionalentwicklung 
spielt die Energie eine marginale Rolle. 

Sie wird weitgehend den energiepoli-
tischen Programmen überlassen. Eine 
Analyse der Projekte, die durch Förder-
instrumente der Schweizer Regionalpo-
litik – wie Regio Plus, IHG und Interreg – 
mitfinanziert werden, bestätigt diesen 
Eindruck. Das erstaunt eigentlich, denn 
die Energie erfüllt die Voraussetzungen 
um ein klassisches Thema der Regional-
entwicklung darzustellen:
• Die (Strom-)Produktion kann dezent-
ral erfolgen;
• ebenfalls erfolgt der Verbrauch de-
zentral;
• beim Strom existiert ein funktionie-
rendes, engmaschiges Transportsys-
tem;
• der Strommarkt wird zunehmend libe-
ralisiert;
• es werden Milliardenumsätze erzielt;
• es gibt Nischenmärkte, etwa mit Öko-
stromlabels;
• und der Einsatz von Erneuerbaren 
kann ein Markt für kleine und mittlere 
Betriebe der Haus-, Installations- und 
Anlagetechnik darstellen.

Gespräche mit Branchenkennern in 
Deutschland und Österreich zeigen, 
dass die Energie in diesen Ländern tat-
sächlich ein klassisches Thema der Re-
gionalentwicklung ist. Zwei Projekte il-
lustrieren dies:

«Leader+»-Region Auland Carnuntum 
(Österreich)

Trotz einzigartigen Natur- und Kultur-
räumen und guten landwirtschaftli -
chen Voraussetzungen bestand für die 
«Leader+»-Region Auland Carnuntum 
(16 Gemeinden) die Gefahr, zwischen 
den Ballungsräumen Wien und Bratis-
lava in Bedeutungslosigkeit zu versin-
ken. Die im Rahmen des Regionalen 
Entwicklungskonzepts durchgeführte 
Stärken-Schwächen-Analyse zeig te, 
dass die Region ihr grösstes Potenzi-
al im Bereich Windenergie hat, wo sie 
österreichweit die besten Bedingun-
gen aufweist. Die Region setzte sich 
deshalb aus ökologischen und regio-

nalwirtschaftlichen Gründen das Leit-
ziel, den regionalen Energiebedarf zu 
100 Prozent aus erneuerbarer Energie 
abzudecken und dadurch Arbeitsplät-
ze zu schaffen. Besondere Bedeutung 
wurde dabei dem Einbezug der regio-
nalen Wirtschaft und der Bevölkerung 
gegeben. In der Folge wurde als Erstes 
der Energiepark Bruck/Leitha realisiert. 
Mehrere Windkraft- und Biomasseanla-
gen, zahlreiche Firmen und neue Ar-
beitsplätze entstanden daraufhin. Zu-
dem konnten bestehende Arbeitsplät-
ze – vor allem in der Landwirtschaft 
– gesichert werden. Die in der Region 
getätigten Gesamtinvestitionen in er-
neuerbare Energieprojekte betragen 
144 Millionen Euro, davon stammen 6,2 
Prozent aus Fördergeldern. 
Weitere Informationen: www.auland-
carnuntum.at

Agenda 21/Leader: Landkreis 
Lüchow-Dannenberg (Deutschland)

Bevölkerung und Politik des Landkrei-
ses Lüchow-Dannenberg sind durch die 
Nähe zum Atommüllzwischenlager Gor-
leben seit Jahren für Energiethemen 
sensibilisiert. So wurde bereits 1999 
das im Rahmen des regionalen Agenda 
21-Prozesses gesetzte Ziel verankert, 
die Energieversorgung zu 100 Prozent 
aus erneuerbaren Quellen zu decken. 
2002 wurde die Förderung der erneu-
erbaren Energiewirtschaft im Regio-
nalen Entwicklungskonzept (REK) für 

«Leader+»-Region Auland Carnuntum (16 Ge-
meinden)
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«Leader+»4 zum Entwicklungsschwer-
punkt erklärt und somit auch als regio-
nalwirtschaftliche Zielsetzung weiter-
verfolgt.
Es handelt sich insbesondere um acht 
Windkraftanlagen und zahlreiche Pho-
tovoltaikanlagen. Die Finanzierung er-
folgt über die Gemeinden, Regionen 
Aktiv5, «Leader+», den Energieversor-
ger Avacon6 und «Altener» .
Der Anteil erneuerbarer Energien 
wuchs in der Region Elbtalaue von un-
ter zwei Prozent im Jahr 2000 auf über 
20 Prozent im Frühjahr 2004. Daneben 
haben die Energieprojekte vielfälti -
ge, gezielte Wirkungen auf die Region: 
Sie erhöhen die Wertschöpfung, för-
dern die Wirtschaftsentwicklung und 
schaffen Arbeitsplätze. Auch die regi-
onale Land- und Forstwirtschaft profi-
tiert durch das Zuliefern von Biomasse.
Die realisierten Energieanlagen tragen 
dazu bei, regionale Handwerksbetrie-
be für den Einsatz regenerativer Ener-
gieträger zu qualif izieren. 

Vielfältige Auswirkungen

Wie die ausländischen Beispiele zeigen, 
haben die regionalpolitisch initiierten 
Energieprojekte vielfältige Wirkungen 
auf die Region: Sie erhöhen die Wert-
schöpfung, fördern die Wirtschaftsent-
wicklung, schaffen Arbeitsplätze und 
sind ökologisch sinnvoll. Sie tragen da-
zu bei, regionale Handwerksbetriebe 
für den Einsatz regenerativer Energie-
träger zu qualif izieren. 
Der Ausbau der konventionellen 
Wasserkraftnutzung er folgte in der 
Schweiz nicht aus einer regionalpoli-
tischen Zielsetzung heraus, hatte und 
hat aber starke regionalpolitische Aus-
wirkungen. Das sollte sich ändern. Auf-
grund dieser Überlegungen sind Regi-
onalentwicklung und Energie stärker 
zu verknüpfen, wenn möglich auch mit 
der Landwirtschaft und dem Tourismus 
– denn schliesslich kommen auch die 
Gäste, um ihre Energie zu erneuern.

1 Holz und Biomasse, Sonne, Umweltwärme, 
Geothermik, Wind, Kleinwasserkraftwerke

2 Es sind keine Untersuchungen zur Qualität 
der Arbeitsplätze und zur Qualifikation der 
Beschäftigten auffindbar.

3 Quelle für die Zahlen zum Kanton Wallis: De-
partement für Gesundheit, Sozialwesen und 
Energie.

4 «Leader» ist eine seit 1991 bestehende Ge-
meinschaftsinitiative der Europäischen Uni-
on zur Entwicklung des ländlichen Raums.

5 Pilotprojekt «Regionen Aktiv – Land gestal-
tet Zukunft», Bundesministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft, Deutschland. 

6 «Altener» ist ein Mehrjahresprogramm der 
EU zur Förderung der erneuerbaren Energie-
träger in der Gemeinschaft (1998-2002)

Sebastian Bellwald, 1971, ist Geschäftsleiter 

von PLANVAL, Studien-Evaluationen-Kommuni-

kation in Brig und Bern sowie Leiter der Koor-

dinationsstelle Schweiz-«Leader+». Er befasst 

sich seit seiner Lizentiatsarbeit am Geografi-

schen Institut der Uni Bern mit Regionalpoli-

tik. 

Sebastian Bellwald, 1997: Innovationspotenti-

ale in der Nutzung der Wasserkraft im Bergge-

biet (Lizentiatsarbeit). 
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Annett Altvater
altvater@kohlenberg.ch

Zellstoff-Rohstoff auf der Schiene

1,5 Millionen Kubikmeter Holzschnitzel ver-

arbeitet die Borregaard Schweiz AG jährlich 

zu Spezialzellstoff. Das Unternehmen setzt 

zunehmend auf die Schiene – und spart da-

bei Geld. Mittelfristig wäre es möglich, die 

Hälfte der Transporte auf die Bahn zu ver-

lagern.
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Per Knopfdruck dirigiert ein Mitarbei-
ter der RaiLogistics AG den Contai-
ner voller Holzhackschnitzel vom Last-
wagen auf den Güterzug. Dank der so 
genannten Mobiler-Technik funktio-
niert der Verlad reibungslos und ist 
nach wenigen Minuten erledigt. Zwei-
mal wöchentlich gelangen auf diese 
Art 1200 Kubikmeter Holzhackschnit-
zel von der Sägerei Despond in Bulle im 
Kanton Freiburg zur 93 Kilometer ent-
fernten Borregaard AG ins solothur-
nische Luterbach. Die Zusammenar-
beit mit der RaiLogistics AG ist für den 
Holzeinkäufer Christoph Schwingruber 
von der Borregaard eine willkomme-
ne Alternative zum Transport per LW: 
Die Erhöhung der Leistungsabhängi-
gen Schwerverkehrsabgabe verteuert 
Transporte auf der Strasse um bis zu 
zehn Prozent, ab 2006 kommt vermut-
lich der Klimarappen dazu. «Als RaiLo-
gistics Ende 2003 vorschlug, einen Teil 
des Transports auf die Schiene zu ver-
lagern, gingen wir sofort darauf ein.» 
Bereits ein knappes Jahr später rollten 
die ersten Züge voller Holzschnitzel in 
Luterbach ein.

Nach der Schweiz auch Frankreich

Borregaard Schweiz AG, die Tochter-
f irma eines norwegischen Konzerns, 
setzt auf die Entwicklung und Herstel-
lung holzbasierter sowie anderer orga-
nischer Chemikalien. Die Luterbacher 
Spezialzellstoffe werden beispielswei-
se als Füllstoffe in Schuhsohlen, Licht-
schaltern und Orangensaft verwen-
det. Pro Jahr kauft die Borregaard AG 
gut 1,5 Millionen Schüttgutkubikme-
ter Holzhackschnitzel ein, die in Luter-
bach zu 130’000 Tonnen Zellstoff ver-
arbeitet werden. Solche Mengen wol-
len transportiert sein, zumal bloss ein 
Drittel des Rohmaterials direkt aus der 
Schweiz abgenommen werden kann. 
Die restliche Menge bezieht Borreg-
aard aus dem grenznahen deutschen 
und französischen Ausland. Bis Herbst 
2004 brachten täglich etwa 80 LW die 
Holzschnitzel auf das Firmengelände. 
Seit die Strecke zwischen Bulle und 
Luterbach mit RaiLogistics überwun-
den wird, sind es jeden Tag fünf Trans-
porter weniger, was aufs Jahr gerech-
net 1250 LW spart. Bei Borregaard hat 

man schon weiter gedacht – und ge-
handelt: Seit Anfang Juni verfrachtet 
man auch französische Schnitzel mit 
der Mobiler-Technik. Damit sind 20 Pro-
zent des Borregaard-Transportaufkom-
mens von der Strasse auf die Schiene 
verlagert, was insgesamt 15 LW pro Tag 
einspart. «Für die Luterbacher macht 
sich das in Form von weniger Stras-
senlärm bemerkbar», sagt Christoph 
Schwingruber. Und auch die Ökobilanz 
fällt positiv aus. Man rechnet jährlich 
mit gut 300’000 Liter Dieselkraftstoff, 
der nun weniger getankt wird. Dane-
ben ergeben sich für die Firma wirt-
schaftliche Vorteile. Die internen Pro-
jektkosten einberechnet, spart das Un-
ternehmen ab 2005 gut sechs Prozent 
an Frachtkosten.

Schienentransport hat Grenzen

So viele Vorteile die Containerzüge 
auch bieten – ganz ohne Transporte auf 
der Strasse wird es nicht gehen. Für 
den kurzen Weg von der Sägerei zum 
Bahnhof und vom Zug zum Material-

Transfer eines Schnitzel-Containers zwischen Lastwagen und Bahn (Fotos: Borregaard)
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platz sind LW unersetzlich. Zudem ist 
der Schienentransport zwar pünktlich 
und zuverlässig, bei LW-Transporten 
schätzt Schwingruber hingegen die Fle-
xibilität. Von der Sägerei Despond etwa 
bezieht man jährlich 80’000 Kubikme-
ter Holzhackschnitzel. Die zweitgröss-
te Schweizer Sägerei kann jedoch nicht 
garantieren, dass sich zweimal pro Wo-
che ein ganzer Zug mit dem Rohmate-
rial füllen lässt. «Die Menge des Holz-
einschlags ist saisonabhängig. Im Früh-
jahr fällt viel an, im Sommer kommt die 
Flaute und ab Herbst die Unsicherheit», 
erklärt Schwingruber. Von der Gesamt-
menge des mit der Sägerei vereinbar-
ten Materials transportiert man des-
wegen maximal 80 Prozent per Bahn. 
Das restliche Fünftel verlädt man auf 
LW. Schwingruber nähme gern die Con-
tainer und Züge der RaiLogistics ver-
stärkt in Anspruch – auch angesichts 
des Mautsystems in Deutschland. Doch 
scheint momentan die Kapazitätsgren-
ze erreicht: Die f irmeneigenen Gelei-
se sind schon jetzt zu 90 Prozent aus-
gelastet. Abhilfe würde eine Erweite-
rung der Anlage schaffen, über die im 
Herbst dieses Jahrs entschieden wird. 
«50 Prozent weniger Lastwagen-Trans-

porte lägen dann im Bereich des Mög-
lichen.» Dem stünden bislang vor al-
lem die SBB im Weg. Deren Tarife sei-
en aufgrund ihrer starken Marktpositi-
on mehrheitlich zu hoch. RaiLogistics-
CEO Daniel E. Bubendorf verhandelt 
seit Ende 2003 mit dem Wunschpartner 
SBB, konnte bisher aber nur Privatbah-
nen für Kooperationen gewinnen. Doch 
auch ohne die SBB bleibt Bubendorf ge-
lassen, wie es scheint zu Recht: «Die 
Kunden rennen uns die Tür ein.»

Annett Altvater schloss an der Universität Pots-

dam den Bachelorstudiengang Europäische 

Medienwissenschaft ab. Parallel zum Studium 

erwarb sie sich Einblicke in die Redaktionen 

des Brandenburgischen Rundfunks. Nach meh-

reren Praktika im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 

lässt sie sich im Basler Pressebüro Kohlenberg 

zur Journalistin ausbilden.

Möbel Pfister fährt auch auf Schie-
nen

Möbel Pfister transportiert ein Drit-
tel der Ware mit der Bahn. Damit 
spart das Suhrer Unternehmen jähr-
lich 300’000 Liter Diesel.   
Regelmässig transportiert Möbel 
Pfister Ware vom Hauptsitz in Suhr/
AG nach Etoy/VD, Contone/TI, Wil/
SG, Fribourg und Sion auf den Schie-
nen. Teilweise werden die Container 
dann von der Bahn auf die Strasse 
verladen, da in unmittelbarer Nähe 
keine Lager bestehen. «Mit dem öko-
logischen Bahntransport sparen wir 
jährlich rund 300’000 Liter Diesel», 
sagt Möbel Pfister-Sprecher Fabio 
Colle. Etwa ein Drittel der Kunden-
lieferungen über grosse Distanzen 
erfolgt per Bahn, die Feinverteilung 
hingegen auf der Strasse. Auch hier 
achtet man auf die Umwelt und setzt 
schwefelarmen Dieseltreibstoff ein. 
Wegen der hügligen Topografie der 
Schweiz sei es oft nicht anders mög-
lich, als Lieferungen mit Lastwagen 
auszuführen: «Unsere Kriterien be-
rücksichtigen die geografischen Be-
gebenheiten. Entscheidend ist der 
Nachtsprung der Bahn, das heisst, 
dass die Ware am Abend abgeholt 
wird und am nächsten Morgen beim 
Kunden ist.» Auch wenn der Trans-
port mit der Bahn, insbesondere 
unter Berücksichtigung des zusätz-
lichen Arbeitsaufwandes, eher teu-
rer ist, möchte Möbel Pfister mehr 
Transporte auf die Schiene verlegen. 
Derzeit sei dies aber durch das Leis-
tungsangebot der Bahn noch einge-
schränkt. Colle: «Wir werden weiter-
hin versuchen, in der Logistik ökolo-
gische Wege zu gehen.»   
Hédi Róka

Entladen der Holzhackschnitzel vom Contai-
ner auf der Bahn im Werksgelände
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Fonds für Agglomerationsverkehr in 
Vernehmlassung

Nach dem gescheiterten Gegenentwurf 
zur Volksinitiative Avanti besteht ein 
breiter Konsens darüber, dass die aktu-
ellen Verkehrsprobleme insbesondere 
der Agglomerationen einer raschen Lö-
sung bedürfen. Die Verkehrskommissi-
onen von National- und Ständerat hat-
ten den Bundesrat mit der Ausarbei-
tung einer Vorlage beauftragt. Noch bis 
Mitte Juli läuft die Vernehmlassung zu 
diesem Infrastrukturfonds für den Ag-
glomerationsverkehr. Präsentiert wer-
den ein zweistufiges Konzept für ei-
ne Fondslösung sowie Massnahmen 
für Randregionen und Berggebiete. Die 
Vorlage basiert auf der Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung zwischen Bund und Kanto-
nen (NFA) und ist auf Stufe Gesetz um-
setzbar. 

Externe Verkehrskosten stabil

Der Gesamtbetrag der ungedeckten 
Umwelt- und Unfallkosten des Stras-
sen- und Schienenverkehrs ist in den 
letzten zehn Jahren in etwa stabil ge-
blieben. Das ist auch auf Erfolge der 
Luftreinhaltepolitik von Bund und Kan-
tonen zurückzuführen. Neue Berech-
nungen des ARE zeigen, dass diese ex-
ternen Kosten jährlich rund 5 Milliar-
den Franken betragen. Dies zeigen die 
vier neu veröffentlichten Studien und 
die bereits früher publizierten Resul-
tate zu den externen Unfallkosten. Das 
entspricht rund 1,25 Prozent des Brut-
toinlandproduktes der Schweiz. Rund 
4,7 Milliarden Franken beziehungswei-
se 93 Prozent dieser Kosten entfallen 
auf den Strassenverkehr. Die restlichen 
0,3 Mill iarden Franken beziehungs-
weise 7 Prozent gehen zu Lasten des 
Schienenverkehrs.

Gemeinsam für eine schweizerische 
Agglomerationspolitik

Wegen ihrer Bedeutung als Wirtschafts- 
und Lebensraum sind starke Agglome-
rationen ein Schlüsselfaktor für die 
Entwicklung der Schweiz. Gleichzeitig 
sehen sich die Agglomerationen mit 
Herausforderungen und komplexen 
Problemen konfrontiert, die sie häu-
fig nicht mehr aus eigener Kraft lösen 
können. In diesem Sinn richtet die Tri-
partite Agglomerationskonferenz (TAK) 
Empfehlungen an Bund, Kantone, Städ-
te und Gemeinden. Im Zentrum stehen 
die wechselseitige Information sowie 
die gemeinsame Entwicklung von Vor-
schlägen zur Stärkung der Zusammen-
arbeit in Agglomerationen und zur Lö-
sung der Agglomerationsprobleme in 
relevanten Sachpolitiken.

Erleichterungen für die Landwirt-
schaft

Am 1. September 2000 trat das neue 
Raumplanungsrecht in Kraft. Inzwi-
schen zeigt es sich, dass das geltende 
Recht den Landwirtinnen und Landwir-
ten zu beschränkte Möglichkeiten er-
öffnet, auf dem eigenen Hof nichtland-
wirtschaftliche Zusatzaktivitäten aus-
zuüben. Dies erschwert es, angemes-
sen auf den raschen Strukturwandel zu 
reagieren. Der Bundesrat hat deshalb 
das UVEK beauftragt, ihm im Verlauf 
des zweiten Quartals 2005 eine ent-
sprechende Vernehmlassungsvorlage 
zu unterbreiten. In deren Rahmen sol-
len sowohl die Änderung des Raumpla-
nungsgesetzes als auch der Raumpla-
nungsverordnung vorgeschlagen wer-
den.

Raumplanungsrecht soll Lex Koller 
ersetzen

Als Bestandteil seiner Wachstumspo-
litik will der Bundesrat die Lex Koller 
aufheben und damit den Erwerb von 
Ferienwohnungen durch Personen im 

Ausland von Bewilligungspflicht und 
Kontingentierung befreien. In der Fol-
ge ist in Tourismusregionen mit einer 
wachsenden Nachfrage nach Ferien-
wohnungen zu rechnen. Deshalb soll 
geprüft werden, ob der Zweitwoh-
nungsbau zukünftig über das Raumpla-
nungsrecht in geordnete Bahnen ge-
lenkt werden kann.

Alpenquerender Güterverkehr: 
Schiene gewinnt

Im Jahr 2004 haben 1’255’000 schwe-
re Strassengüterfahrzeuge die Schwei-
zer Alpen durchquert. Das sind knapp 
3 Prozent weniger als im Vorjahr und 
gut 10 Prozent weniger als im Jahr 
2000, dem letzten Jahr vor der Ein-
führung von LSVA und 34 Tonnen-Li-
mite. In der gleichen Zeitspanne ver-
zeichnete die Schiene im alpenqueren-
den Verkehr ein Wachstum von mehr 
als 10 Prozent ( in Tonnen). Insbeson-
dere der kombinierte Verkehr legte im 
Jahr 2004 beachtlich zu und erzielte 
alpenquerend ein Wachstum von 18 
Prozent. Trotz abnehmender Fahrzeug-
zahlen ist dank höherer durchschnittli-
cher Auslastung die Menge der auf der 
Strasse transportierten Güter um rund 
5 Prozent gewachsen, die Gütermen-
ge auf der Schiene dagegen um 10 Pro-
zent. Damit hat sich erstmals seit dem 
Jahr 2000 der Modalsplit zugunsten der 
Bahn verschoben, und zwar von 63 auf 
65 Prozent.

Die ausführlichen Medienmitteilungen 

sowie zusätzliche Dokumente zu die-

sen Themen sind auf der ARE-Homepa-

ge www.are.ch zu finden.

i n f o
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«La gestion de l’énergie est l’affaire de tous: 

collectivités publiques, entreprises, particuliers.»

Editorial
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L’énergie est source de vie. Nous l’utilisons 

pour chauffer les bâtiments, pour produire 

des biens, et bien sûr pour les transports. 

Un approvisionnement énergétique suffi-

sant est condition du développement éco-

nomique, social et culturel du pays.

La garantie de l’approvisionnement en éner-

gie présuppose une gestion intelligente de 

ressources limitées. Ressources non renou-

velables, telles que le pétrole ou le char-

bon. Ressources renouvelables – mais pas 

toujours aisément accessibles – telles que 

le bois, le soleil, le vent, la force hydrau-

lique ou la géothermie. Gérer intelligem-

ment l’énergie signifie tout d’abord en as-

surer une utilisation économe. C’est ensuite 

diversifier les sources d’approvisionnement 

et privilégier les énergies renouvelables. 

C’est enfin mettre en place les infrastruc-

tures de production, de stockage et de dis-

tribution de l’énergie nécessaires et réduire 

autant que possible les atteintes sur le mi-

lieu naturel, la population et l’économie.

La gestion de l’énergie est l’affaire de tous: 

collectivités publiques, entreprises, parti-

culiers. Tous peuvent contribuer à économi-

ser l’énergie et à favoriser le recours aux 

énergies renouvelables et peu polluantes. 

La Confédération, les cantons et les com-

munes sont appelés en outre à créer, dans 

le cadre de leur aménagement du territoire, 

de leur planification des transports et de 

leur planification de l’énergie, les condi-

tions propres à garantir un approvisionne-

ment énergétique suffisant. 

Par ses efforts en matière d’aménagement 

du territoire et de coordination des trans-

ports, notamment en soutenant l’aménage-

ment cantonal et en favorisant un dévelop-

pement concentré de l’urbanisation, la com-

plémentarité des moyens de transports et 

l’intégration territoriale des installations 

d’approvisionnement en énergie, l’ARE con-

tribue à un développement territorial et un 

approvisionnement énergétique durables 

du pays. 

forum du développement territorial 1/200536



37

L’aménagement du territoire doit accorder 

davantage d’attention à l’énergie à tous les 

échelons des collectivités publiques. En ef-

fet, l’énergie est un facteur clé du dévelop-

pement social. Une organisation judicieuse 

du territoire et l’amélioration du parc immo-

bilier pourraient accroître sensiblement 

notre rendement énergétique. A l’échelle 

des quartiers, on devra créer des structures 

d’habitation durables, insérées dans un en-

vironnement agréable.

Fritz Bosshart
fritz.bosshart@are.admin.ch

L’énergie, clé d’un avenir durable
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L’énergie a un effet structurant sur les 
processus vitaux. De tout temps, les 
activités humaines ont été tributaires 
d’une étroite imbrication entre l’orga-
nisation du territoire et l’utilisation op-
timale de l’énergie. Les anciennes vil-
les européennes se sont construites 
en exploitant au mieux les données 
locales. Les structures urbaines ainsi 
créées utilisent de manière optimale 
les ressources et nécessitent une con-
sommation minime d’énergie pour les 
déplacements.
L’avènement des techniques utilisant 
des énergies externes, d’abord la ma-
chine à vapeur, puis le moteur à explo-
sion et les turbines, a provoqué l’éta-
lement des sites construits. L’énergie 
disponible, peu coûteuse, a fait éclater 
ces structures très compactes et or-
données. Dans les faits, les systèmes 
de transport se sont facilement impo-
sés par rapport aux objectifs d’organi-
sation du territoire. La motorisation a 
contrecarré toutes les volontés d’or-
ganiser l’espace de manière optimale. 
Les nouvelles structures territoriales 
sont fortement influencées par le sys-
tème de transport; en fin de compte, 
leur étalement à grande échelle est lié 
à la disponibilité d’énergie.

Les énergies renouvelables méritent 
un plus grand soutien

Les systèmes conventionnels de régu-
lation du secteur de l’énergie mis en 
place ces dernières décennies sont ba-

sés sur le principe du mandat de servi-
ce public. Traditionnellement, ce man-
dat consiste à approvisionner en élec-
tricité – et parfois, localement, en gaz – 
tout client où qu’il se situe, et ce, sans 
limite d’horaire ni de quantité. Le parc 
immobilier, le secteur de la construc-
tion et les transports, qui représentent 
ensemble environ les deux tiers de la 
consommation suisse d’énergie, cons-
tituent aujourd’hui un défi crucial en 
termes de durabilité. 
Pour réorienter ces évolutions non du-
rables, la politique doit améliorer les 
rendements énergétiques et soutenir 
le développement des énergies renou-
velables.

L’aménagement du territoire a une 
incidence sur la consommation 
d’énergie

Jusqu’à présent, en matière d’énergie, 
l’aménagement du territoire s’intéres-
sait presque uniquement au choix et 
à l’évaluation de sites de production 
et de réseaux d’approvisionnement en 
énergie. Les répercussions de la struc-
ture de l’urbanisation sur la consom-
mation d’énergie étaient secondaires. 
A l’avenir, les responsables de l’amé-
nagement du territoire ne devront plus 
se contenter d’appliquer les options 
énergétiques que d’autres ont prises 
avant eux. Au contraire, s’ils veulent 
respecter leur mission, ils se serviront 
de la politique énergétique pour orien-
ter la planification territoriale.

Les marchés de l’énergie sont confron-
tés non seulement à plus de concurren-
ce, mais subissent une pression consi-
dérable en termes de modernisation et 
d’adaptation aux politiques environne-
mentales. Il y a peu, on ne considérait 
les problèmes écologiques que sur un 
plan local ou régional (pollution de l’air 
et du sol); aujourd’hui, depuis dix ans 
à peine, la politique environnementale 
et énergétique se recentre sur la stabi-
lisation des changements climatiques 
au niveau planétaire.

Regrouper les voies de communica-
tion, raccourcir les distances d’ap-
provisionnement

Fondement de la «Charte d’Athènes», 
publiée en 1943, l’urbanisme d’inspi-
ration fonctionnaliste a favorisé l’ac-
croissement du trafic et de la consom-
mation d’énergie. La «Nouvelle charte 
d’Athènes» de 1998 cherche à rectif ier 
ces effets. Son orientation différente 
est axée principalement sur une utili-
sation responsable du sol, ressource 
naturelle limitée attisant une deman-
de de plus en plus forte. 
L’aménagement y est considéré com-
me une tâche interdisciplinaire qui vi-
se à structurer les territoires et l’ur-
banisation dans un souci d’économiser 
l’énergie. De telles économies passent 
par une mixité appropriée des fonc-
tions pour raccourcir les distances, par 
un regroupement des voies de commu-
nication, par le transfert modal au pro-
fit de modes de transport moins gour-
mands en énergie et par l’utilisation ju-
dicieuse des rejets de chaleur en con-
centrant les usagers près des sources.

Lire les tendances dans la perspec-
tive de la durabilité

En gros, la situation énergétique de la 
dernière décennie se résume à une sta-
bilité, voire une légère baisse du prix 
et à une hausse de la consommation 
d’énergie. En Suisse, l’industrie et les 

Répartition de la consommation finale de la Suisse en 2003 selon les agents énergétiques en 
pourcents. Source: Statistique globale suisse de l’énergie 2003
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services consomment 37 pour-cent de 
l’énergie finale, les transports 33 pour-
cent et les bâtiments d’habitation 28 
pour-cent. La majeure partie de notre 
consommation énergétique finale est 
d’origine fossile. L’importation d’éner-
gie bon marché décharge le territoire 
suisse de nuisances. Si la Suisse de-
vait produire l’énergie nécessaire à sa 
propre consommation, il en résulterait 
une charge environnementale supplé-
mentaire, due à la multiplication des 
installations d’exploitation des éner-
gies hydraulique et éolienne.
Cependant, le développement territo-
rial – qui bénéficie actuellement de la 
disponibilité quasiment illimitée d’éner-
gies – porte préjudice à notre milieu vi-
tal. Ses conséquences sont une con-
sommation effrénée de sol et l’accrois-
sement des dangers climatiques, tels 
que l’érosion provoquée par le dégel du 
pergélisol dans les Alpes. Le dévelop-
pement actuel est également problé-
matique parce qu’il est intervenu à la 
faveur d’une estimation systématique-
ment faussée des coûts. Les coûts ex-
ternes ont été négligés tant au niveau 
de la consommation d’énergie en géné-
ral, que de celle engendrée par le tra-
fic – particulièrement par le trafic aé-
rien, exonéré d’impôt. Le prix du pétro-
le, f ixé sur la base de considérations à 
court terme, n’a pas su signaler l’arri-
vée prochaine d’une pénurie. L’aména-
gement du territoire n’a pas été assez 
convaincant pour empêcher cette évo-
lution; il l’a même plutôt favorisée.

Poser les bons jalons dès 
aujourd’hui

Selon la Constitution fédérale, nous 
devons veiller à une consommation 
économe et rationnelle de l’énergie. Le 
concept de la «société à 2000 watts» 
a été élaboré pour mettre en pratique 
cette utilisation durable de l’énergie; 
il est basé sur une approche globale. 
Cet objectif stratégique doit être at-
teint tout en garantissant une qualité 
de vie élevée, la croissance économi-
que et la sécurité de l’approvisionne-
ment. Les mesures suivantes doivent 
être combinées: augmentation du ren-
dement énergétique, réduction de la 
demande et accroissement important 
de la part d’énergies renouvelables.
Pour apporter sa contribution à l’abais-
sement de la consommation d’énergie, 
l’aménagement du territoire peut pré-
voir des mesures dissuasives en ma-
tière de transports. Ces mesures peu-
vent être prises lors de l’élaboration 
des plans d’affectation ou dans le ca-
dre d’une politique urbaine volontaire 
dans les domaines de la propriété fon-
cière et de la promotion immobilière. 
Elles visent à réduire le trafic pendulai-
re et de loisir. Citons en particulier les 
mesures suivantes:
• rehausser la qualité du cadre de vie 
des quartiers d’habitation, 
• reconvertir les friches industrielles 
bien centrées en zones mixtes dotées 
d’une proportion importante de loge-
ments, 

• construire de nouveaux quartiers 
d’habitation plaisants dans le tissu dé-
jà urbanisé et 
• offrir des zones d’activités de qua-
lité, bien desservies par les transports 
publics.

La Suisse doit prendre les devants pour 
être prête à affronter, dans 5 ou 15 ans, 
la forte hausse du prix du pétrole pro-
voquée par la diminution des volumes 
d’extraction au plan mondial et par la 
croissance des besoins, en particulier 
dans les pays émergents. En raison de 
la longue durée des cycles de réinves-
tissement et de rénovation dans l’im-
mobilier, il faut aujourd’hui déjà adap-
ter les instruments juridiques en ma-
tière de construction et d’aménage-
ment pour qu’ils puissent ouvrir des 
perspectives qui ne seront réalisées 
que dans quelques décennies. Des 
prescriptions d’aménagement appro-
priées pourraient avoir un rôle incita-
tif. Par exemple, l’octroi d’un indice 
d’utilisation plus élevé en contrepar-
tie d’une amélioration du rendement 
énergétique par l’application du stan-
dard Minergie. Une telle règle pour-
rait s’appliquer autant aux nouvelles 
constructions qu’à l’assainissement et 
à la transformation de bâtiments exis-
tants.

(traduction)

Fritz Bosshart, né en 1946, est ingénieur géo-

mètre diplômé de la Haute Ecole spécialisée 

des deux Bâle. En tant que collaborateur du 

bureau d’ingénieurs Emch + Berger AG, il a 

dirigé les travaux de mensuration de grands 

chantiers en Suisse et à l’étranger. Il fait dé-

sormais partie de l’équipe des aménagistes de 

la section «planification des infrastructures» 

de l’ARE.

Répartition de la consommation finale de la Suisse en 2003 selon les groupes de consomma-
teurs en pourcents. Source: Statistique globale suisse de l’énergie 2003



Ces prochaines décennies, l’Europe sera 

confrontée à des défis de taille. Pour ré-

pondre à ces défis, nous devrons jouer sur 

la structure de notre milieu construit.  

La situation actuelle et les tendances qui se 

dessinent sont loin d’être favorables, mais 

elles ne devraient pas nous inciter à bais-

ser les bras: n’avons-nous pas la faculté de 

décider de la structure de notre habitat et 

de son évolution? Il est grand temps, ce-

pendant, de vérifier ces orientations sous 

un éclairage social, et de les redéfinir le cas 

échéant.

Karl Otto Schallaböck
karl-otto.schallaboeck@wupperinst.org

Avenir du tissu urbanisé en Europe
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L’influence de l’automobile sur le développement de l’urbanisation et des transports est importante. Frontière Suisse-Italie, Chiasso
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Les défis à relever sont multiples et très 
importants: la durabilité écologique 
est menacée en particulier par notre 
manière de consommer de l’énergie 
et par le réchauffement du climat. Les 
changements démographiques et leur 
rapidité remettent en question la du-
rabilité sociale. Notre durabilité écono-
mique dépend de notre capacité con-
currentielle dans un contexte écono-
mique globalisé. Les problèmes qui en 
résultent dif fèrent pour chaque pays 
et chaque région, mais sont, dans l’en-
semble, aigus dans tous les pays euro-
péens. De plus, ils sont corrélés entre 
eux, ce qui complique la situation.

Objectif: retour à 20 pour-cent

Dans les années 1990 déjà, les deux 
commissions d’enquête sur le climat 
du Bundestag allemand ont considéré, 
tous partis politiques et tous domaines 
sectoriels confondus, qu’il était indis-
pensable de parvenir, d’ici 2050, à ré-
duire de 80 pour-cent la consomma-
tion d’énergies fossiles, en raison du 
réchauffement climatique qu’elle in-
duit. Cela implique, en gros, une bais-
se de la charge annuelle par habitant, 
qui devrait passer de 15 à 3 tonnes de 
CO2 ou équivalent. Si nous calculons 
que la moitié environ de cette charge 
correspond à la consommation privée, 
les objectifs à atteindre sont, au choix, 
700 litres d’essence, 600 litres de die-
sel ou d’huile de chauffage ou 200 li-
tres de kérosène. A l’heure actuelle, 
toutefois, nous avons plutôt tendance 
à épuiser les possibilités de chaque ca-
tégorie d’énergie. Il n’est, par ailleurs, 
pas nécessaire d’insister sur les ris-
ques économiques liés à la disponibili-
té limitée des sources d’énergies fos-
siles; le sujet est abondamment trai-
té ailleurs.

La concurrence se durcit

Toutes les sociétés occidentales con-
naissent des changements démogra-

phiques caractérisés par une baisse de 
la taille des ménages, un allongement 
de l’espérance de vie et un taux de fé-
condité inférieur au taux de renouvel-
lement. L’augmentation des coûts so-
ciaux, incluant les soins médicaux, grè-
ve de manière globale la compétitivité 
des entreprises de production suisses 
– un domaine où la sphère politique ne 
peut guère intervenir. On ne peut faire 
mystère de la concurrence de plus en 
plus exacerbée qui règne dans l’écono-
mie globalisée; elle fait même grincer 
des dents les pays industrialisés tra-
ditionnels, notamment parce qu’il faut 
fournir plus de prestations pour des sa-
laires moindres. En 2050, la situation 
actuelle paraîtra rétrospectivement 
encore relativement idyllique.

Le rôle de la structure du milieu 
construit

La structure de l’urbanisation est le re-
flet de l’organisation de la société et 
de l’économie. Elle détermine en gran-
de partie nos possibilités et nos con-
traintes quant à l’exploitation de no-
tre environnement, notre vie sociale 
et les performances de notre activité 
économique. Les tendances actuelles 
sont les suivantes: la surface habitable 
par habitant croît; le volume construit 
moyen diminue; la surface construite 
par habitant, en incluant les surfaces 
de transports, augmente notablement. 
Cette évolution n’est pas positive, non 
seulement en raison de la consomma-
tion de sol – aspect qui, depuis peu, 
retient davantage l’attention – mais 
aussi du point du vue énergétique, si 
l’énergie utilisée n’est pas renouvela-
ble. Pour des performances techniques 
identiques des installations de chauf-
fage, la consommation d’énergie aug-
mente avec le rapport entre la surface 
de l’enveloppe et le volume des cons-
tructions et avec l’accroissement de 
la surface des logements. Le chauffa-
ge et le trafic automobile constituent 
les postes les plus importants du bilan 
énergétique, ce qui en fait les facteurs 

les plus décisifs du réchauffement cli-
matique.

Le cercle vicieux de l’automobile

L’influence de l’automobile sur le dé-
veloppement de l’urbanisation et des 
transports a fait l’objet de nombreuses 
études durant ces trois dernières dé-
cennies: la voiture favorise l’étalement 
des espaces urbanisés, rend moins at-
trayantes les formes d’habitation ur-
baines, diminue le recours aux trans-
ports publics et à la locomotion dou-
ce; plus de voitures signifie plus d’in-
frastructures routières. Qu’elle soit 
construite pour répondre à un besoin 
ou pour l’anticiper, une route alimente 
toujours le mode de vie axé sur l’auto-
mobile. En fin de compte, la voiture ne 
fait pas gagner du temps, mais permet 
une extension du rayon d’action des 
automobilistes – avec pour conséquen-
ce une diminution de la cohésion socia-
le au niveau local et une augmentation 
des coûts et des atteintes écologiques. 
Newman et Kenworthy nous ont appris 
à quantifier cela, et nous savons, par 
exemple, que les habitants de la pé-
riphérie de New York consomment six 
fois plus d’essence que les habitants 
de la ville même. 
La consommation d’énergie augmen-
te pour les transports et le chauffage, 
mais également dans toutes les réa-
lisations d’infrastructures. Désormais, 
l’alternative est la suivante: faut-il ac-
cepter une charge plus élevée ou pro-
poser une diminution de prestation et 
de qualité? Il est intéressant de savoir 
qu’aujourd’hui, la moitié du budget des 
ménages est absorbée par le logement, 
la consommation d’énergie et les dé-
placements.

Avancer avec prudence mais déter-
mination 

En l’état actuel des connaissances, des 
progrès décisifs peuvent être obtenus 
à partir d’une densité de population de 
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5’000 à 10’000 habitants au kilomètre 
carré. Avec de l’habitat groupé – qui 
garantit une certaine sphère privée, 
avec un coin de verdure en propre –, 
il est possible d’atteindre une densité 
de plus de 10’000 habitants au kilomè-
tre carré. Une telle structure est bien 
admise dans la population. Les progrès 
techniques permettent également de 
réduire considérablement la consom-
mation d’énergie, mais il serait naïf de 
miser uniquement sur «cette arme se-
crète». Par ailleurs, il ne faut pas con-
fondre consensus et uniformité; il y a 
une marge de négociation entre les be-

soins individuels et les contraintes so-
ciales.
Dans l’ensemble, nous ne devrions pas 
nous montrer trop pessimistes. Certes, 
si nous tenons compte des longs temps 
de réaction du système, nous ne pou-
vons pas nous permettre de tergiver-
ser aujourd’hui; en revanche, si nous 
agissons avec méthode, ce long temps 
de latence nous permettra justement 
d’atteindre les objectifs que nous nous 
sommes fixés.

(traduction)

Karl Otto Schallaböck, né en 

1948, a étudié la philosophie, 

la psychologie et les mathé-

matiques. Il est actuellement 

vice-directeur du groupe de 

recherche: «Structures de 

transport et d’énergie du futur» à l’Institut pour 

le climat, l’environnement et l’énergie sàrl de 

Wuppertal. Il étudie les systèmes et les scéna-

rios dans les domaines de l’environnement et 

des transports, de l’énergie et du climat, de 

la démographie et de la structure du milieu 

construit, ainsi que de questions spécifiques 

relevant des transports.
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Payer au producteur un prix juste pour 

l’électricité qu’il réinjecte dans le réseau et 

introduire une réforme fiscale écologique 

par le biais d’une loi sur le CO2 sont deux 

actes prometteurs pour assurer un avenir 

énergétique durable. La hausse du prix du 

pétrole et la baisse constante du prix des 

nouvelles énergies renouvelables favorisent 

un abandon progressif des énergies fossiles 

et nucléaires à haut risque. La production 

hydraulique prendra de l’importance grâce 

à sa complémentarité avec la filière 

éolienne. Ruedi Rechsteiner, économiste et 

Conseiller national bâlois en est convaincu.

Interview: Pieter Poldervaart
Photos: Annett Altvater

«Les énergies renouvelables peuvent assurer 

l’avenir énergétique suisse»
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A la mi-mars, le Conseil fédéral a 
pris une décision de politique cli-
matique longuement attendue: 
taxe sur le CO2 sur les combusti-
bles fossiles et centime climatique 
sur les carburants. Que pensez-
vous de ce compromis?

Je ne suis pas très enthousiaste, mais 
les 9 centimes par litre d’huile de 
chauffage montrent que nous allons de 
l’avant dans le domaine des combusti-
bles. La mise en œuvre de la loi sur le 
CO2 nécessiterait également le prélè-
vement d’une taxe sur les carburants. 
Le centime climatique sur l’essence et 
le diesel est un impôt privé, sans base 
juridique. La politique de l’environne-
ment se trouve du même coup privati-
sée et économiesuisse joue les inspec-
teurs des impôts sans légitimation dé-
mocratique. La Commission de la con-
currence a clairement dit que ce systè-
me ne lui paraissait pas admissible. Je 
ne peux qu’abonder dans ce sens.

Si le centime climatique ne permet 
pas d’atteindre les objectifs clima-
tiques, le Conseil fédéral étendra 
en 2008 la taxe sur le CO2 à l’essen-
ce. Est-ce suffisant pour respecter 
les engagements de Kyoto? 

Il se peut que cela suffise sans inter-
vention du Conseil fédéral, et grâce à la 
hausse du prix du pétrole. Cependant, 
le problème de la cohérence de la po-
litique énergétique subsiste. Le débat 
sans fin sur le nucléaire bloque toute 
initiative, que ce soit sur les énergies 
renouvelables ou sur l’efficacité éner-
gétique. Pourtant le marché se tourne 
vers la durabilité.

Comment cela?

La raréfaction du pétrole n’est pas un 
mythe. Perceptible aujourd’hui déjà 
sur la planète entière, elle se renfor-
cera à partir de 2010. Dans mon livre 
«Grün gewinnt» ( le vert gagne), j’ai af-
firmé, il y a deux ans, que le prix du 
pétrole grimperait à 60 dollars le ba-

ril. Aujourd’hui, il est à 58 dollars. Les 
pouvoirs publics devraient aujourd’hui 
déjà accélérer les changements struc-
turels et, par le truchement de la taxe 
sur le CO2, faire comprendre à tous les 
investisseurs que le prix du pétrole ne 
descendra jamais plus. Il serait alors 
possible d’investir là où il le faut, ce 
qui ne peut se faire dans l’incertitude 
du cadre politique actuel. En 1985, le 
Conseil fédéral a annoncé la taxe sur le 
CO2. Vingt ans ont passé, deux décen-
nies perdues…

Les scénarios que vous proposez 
existent aussi depuis des décen-
nies. Y a-t-il réellement des signes 
tangibles de raréfaction des éner-
gies fossiles?

Le prix du pétrole est le meilleur indi-
cateur; il a plus que doublé ces deux 
dernières années. Néanmoins, les mé-
canismes sont mal connus. Aux Etats-
Unis, par contre, il en va autrement: 
les grandes entreprises chimiques dé-
localisent leurs installations texanes 
au Moyen-Orient. La raison en est que 
le pétrole se fait de plus en plus ra-
re; le recul de la production est de 2 à 
3 pour-cent par année et les prix ont 
quintuplé.

Un simple mécanisme de marché?

Durant deux décennies, les auditoires 
des facultés des sciences économiques 
ont éclaté de rire lors de toute allusion 
à une pénurie d’énergies fossiles. Entre-
temps, la production de pétrole dimi-
nue dans un nombre croissant de pays, 
alors que l’appétit énergétique de la 
Chine ne cesse de croître.

Quel sombre tableau!

Cette évolution présente néanmoins 
des aspects positifs. La Suisse peut dé-
velopper son approvisionnement éner-
gétique en tablant exclusivement sur 
le renouvelable, sans que cela lui coû-
te davantage qu’aujourd’hui pour le pé-
trole, le gaz et le nucléaire.

Existe-t-il des applications 
pratiques?

L’Autriche, par exemple, qui ressem-
ble beaucoup à la Suisse, a choisi cet-
te voie. Le Schleswig-Holstein aussi; 
en 2010, l’énergie éolienne permettra 
à ce Land allemand de couvrir la moitié 
de ses besoins en électricité. Le Dane-
mark mise aussi sur le vent, qui devrait 
représenter 50 pourcent de sa produc-
tion énergétique d’ici 2020. Même les 
Etats-Unis de Bush se mobilisent: en 
2005, ils remporteront la coupe du 
monde du développement de l’énergie 
éolienne.

Les progrès technologiques ont-ils 
contribué à cette évolution?

Nous sommes plus avancés qu’il y a 30 
ans. Une baisse de prix est observée 
pour toutes les énergies renouvelables. 
Trois pourcent par année pour la filiè-
re éolienne et environ cinq pourcent 
pour la technologie photovoltaïque. La 
progression des parts de marché de 
70 pourcent par année et de nouveaux 
procédés de production vont considé-
rablement stimuler l’innovation. Les 
pays qui n’ont pas adhéré aux accords 
de Kyoto et utilisent d’anciennes tech-
nologies seront bientôt pris dans une 
escalade des coûts parce qu’ils misent 
sur des énergies coûteuses. A noter 
que cette remarque s’applique égale-
ment à l’énergie nucléaire, qui n’a ja-
mais été bon marché. D’ailleurs, ces 
douze derniers mois, le prix de l’ura-
nium a doublé.
La Suisse a besoin d’une large palette 
de nouvelles technologies qui ne doi-
vent pas nécessairement provenir du 
pays même. En Suisse, l’éolien permet-
trait peut-être de remplacer une peti-
te centrale nucléaire, mais nécessite-
rait l’installation de quelques centai-
nes de turbines en dehors des zones 
protégées existantes. Il ne faut pas se 
figer sur le principe d’une production 
nationale, mais considérer que 2000 
turbines en mer du Nord pourraient 
remplacer à bien meilleur marché tou-
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tes les centrales nucléaires de Suisse. 
Par ailleurs, le potentiel de la géother-
mie est sous-estimé. Dans la vallée du 
Haut-Rhin, une demi-douzaine de pro-
jets sont à l’étude. Les avantages de 
cette source d’énergie sont énormes: 
énergie bon marché, en ruban, sans 
émissions de CO2, facilement dispo-
nible presque partout. Tout le nord du 
Plateau connaît des zones chaudes en 
profondeur. Les rejets de chaleur des 
centrales géothermiques pourraient 
remplacer des milliers de chauffages 
à mazout. Le projet bâlois «Deep Heat 
Mining» (exploitation de la chaleur des 
grandes profondeurs) devrait permet-
te une production de courant revenant 
à 14 centimes le kWh. Si le prix du pé-
trole continue d’augmenter, le coût de 
production du courant sera inférieur à 
10 centimes le kWh.

Les nouvelles énergies renouvela-
bles ont-elles un autre potentiel?

Certainement. La modernisation de la 
filière hydraulique recèle encore un cer-
tain potentiel. L’incinération des ordu-
res est une source d’énergie sous-ex-
ploitée: elle pourrait couvrir un à deux 
pour-cent de la consommation suisse 
d’électricité. Dans ce domaine, l’amé-
nagement du territoire n’a pas été à 
la hauteur de la situation, car le cri-
tère de l’utilisation des rejets de cha-
leur n’a pratiquement pas été retenu 
pour le choix de lieux d’implantation. 
De plus, le prix du pétrole était trop 
bas. Les usines d’incinération des or-
dures ménagères, dotées de filtres ap-
propriés, ont leur place dans les cen-
tres urbains pour répondre à une for-
te demande.

Et la forêt, la biomasse en général?

Selon l’Office fédéral de l’énergie, la 
production d’énergie à partir de la bio-
masse a un potentiel de développe-
ment qui permettrait de répondre à on-
ze pour-cent de la consommation. Les 
sites appropriés sont plutôt décentrés 
et fourniraient une contribution impor-

tante à la production de valeur ajou-
tée dans les régions défavorisées. La 
Suisse pourrait se doter d’environ 1000 
installations de production de biogaz; 
or, elle en compte 70 aujourd’hui. La 
combinaison de ces diverses sources 
d’énergie permettrait de disposer de 
sources d’énergies propres et quasi-
ment illimitées, nous assurant un ave-
nir énergétique durable. Reste à savoir 
à quelle vitesse ce changement peut 
se faire, et à quel prix. Dans quelques 
années, le marché européen nous pro-
posera du courant éolien à six ou sept 
centimes le kWh et ce, de façon quasi-
ment illimitée. Pour s’en convaincre, il 
suffit de consulter un atlas des vents 
et une carte des profondeurs de la mer 
du Nord.

Mais ces sources d’électricité sont 
très éloignées des utilisateurs…

C’est vrai. Cependant les techniques 
de transport de l’énergie existent de-
puis longtemps et sont peu onéreu-
ses: ABB construit depuis le barrage 
des Trois-Gorges une ligne à courant 
continu de trois gigawatts de puissan-
ce et de 1000 kilomètres de longueur, 
soit approximativement la distance de 
Bâle à la mer du Nord. Il existe dans le 
monde des dizaines de lignes à haute 

tension de ce type qui partent de ré-
gions produisant de grandes quantités 
d’électricité bon marché. Le transport 
de l’électricité n’est pas vraiment un 
problème puisqu’il implique une per-
te d’énergie de l’ordre de trois à cinq 
pour-cent. Et n’oublions pas que la mer 
du Nord présente un potentiel équiva-
lant à 10’000 fois la Grande Dixence. 

Et ce courant, est-il concurrentiel?

La technique offshore est encore en 
phase d’expérimentation; le parc ins-
tallé actuellement représente un total 
de 800 mégawatts. Cependant, les ins-
tallations de deux à trois mégawatts 
déjà en service fonctionnent 3000 à 
4000 heures par an à plein régime, soit 
deux fois plus longtemps que les mê-
mes installations sur la terre ferme. 
Cela justif ie le coût d’installation plus 
élevé. Dans deux ans environ, les gran-
des turbines de cinq mégawatts arrive-
ront sur le marché.

Un deuxième «boom pétrolier» en 
prévision?

Presque. Cependant le pétrole est une 
ressource limitée, tandis que l’énergie 
éolienne est inépuisable et ne dégrade 
rien. Et il ne se formera pas une OPEP 
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qu’il faut compter sept à huit ans pour 
la géothermie.

Comment expliquez-vous cette pas-
sivité?

L’industrie suisse de l’électricité s’est 
cristallisée sur certaines technologies; 
de plus, elle a une préférence idéolo-
gique pour l’énergie nucléaire. Le mo-
nopole actuel est, en f in de compte, 
très pratique pour les grandes entre-
prises du marché de l’électricité. Dés-
ormais, économiesuisse ne souhaite 
plus l’ouverture du marché. Les gran-
des industries qu’elle représente se 
sont mises à l’abri en concluant des 
contrats spéciaux. C’est d’ailleurs la 
raison pour laquelle je défends avec 
véhémence une ouverture régulée du 
marché. Regardez l’Allemagne: le re-
nouvelable ne représente à l’heure ac-
tuelle que 10 pour-cent. L’énergie éo-
lienne a toutefois apporté la démons-
tration de son potentiel, et d’autres 
technologies sont en voie de dévelop-
pement. L’abandon de la filière nucléai-
re est inéluctable. Dans notre pays, ce-
pendant, aucun signal de type techno-
logique n’a été donné, ce qui paralyse 
la politique énergétique et bloque tou-
tes les entreprises qui souhaiteraient 
mettre des énergies renouvelables sur 
le marché.

Vous parlez beaucoup du vent. 
L’énergie hydraulique a-t-elle vécu?

Pas du tout! Elle a un avenir doré, mais 
il faudrait améliorer l’utilisation des 
lacs de retenue. Nous avons besoin de 
bassins d’accumulation, non plus sai-
sonniers, mais journaliers ou hebdo-
madaires. En accroissant la puissance 
installée, la Suisse pourrait offrir aux 
producteurs d’énergie éolienne alle-
mands et italiens le maillon de sécu-
rité qui leur manque. En effet, les ex-
cédents de courant éolien pourraient 
servir à pomper de l’eau dans des lacs 
d’accumulation ; cette eau serait en-
suite turbinée aux heures de pointe, et 
vendue à un prix… de pointe.

visionnement en énergie solaire a si-
mulé un approvisionnement dépen-
dant uniquement des énergies renou-
velables. La diversif ication et l’inter-
connexion sont les meilleurs moyens 
d’éviter les coupures de courant. En 
Europe, cela signifie qu’il faudrait met-
tre en réseau, par des lignes à courant 
continu, toutes les régions allant de 
la mer Baltique au Maroc – en passant 
par la mer du Nord, la mer d’Irlande, la 
Bretagne, la Provence, le sud de l’Es-
pagne. Aujourd’hui déjà, il existe dans 
la région de la mer Rouge des fermes 
éoliennes qui produisent du courant 
pour trois centimes le kWh. Le vent y 
souffle 6500 heures par an. Certes, il 
faut tenir compte des pertes d’énergie 
dues au transport, mais, dans un ré-
seau d’une telle distance, celles-ci ne 
dépassent pas 10 pour-cent. A long ter-
me, avec un prix de revient de quatre 
à six centimes/kWh, l’énergie éolien-
ne damera le pion à toutes les produc-
tions de courant fossile ou nucléaire. 
Ce calcul tient compte de l’amortisse-
ment sur 50 ans des réseaux de trans-
port de courant continu. Il n’en demeu-
re pas moins que nous devons bien sûr 
garder notre énergie hydraulique et dé-
velopper de nouvelles filières techno-
logiques pour garantir notre approvi-
sionnement.

Ces propositions semblent sédui-
santes. L’industrie électrique suis-
se s’engage-t-elle dans cette voie?

A l’intérieur du pays, pas encore. L’Ax-
po a toutefois acheté 1000 mégawatts 
de courant éolien en Norvège. La crois-
sance de l’énergie éolienne est extrê-
mement dynamique en Europe avec, 
chaque année, 20 à 30 pour-cent de 
production supplémentaire. Elle dé-
passera l’énergie atomique au cours 
de la prochaine décennie. Le vent est 
la moins chère et la plus avancée des 
énergies renouvelables. Les éoliennes 
offrent les meilleures perspectives de 
développement, et elles sont faciles à 
installer: une turbine se monte en deux 
mois et fonctionne tout de suite, tandis 

de l’éolien car le potentiel de cette 
énergie est immense, si bien que n’im-
porte quel pays peut s’y mettre. Il faut 
tirer les leçons des crises du pétrole: 
avant celle de 1973, les coûts d’extrac-
tion en mer du Nord avoisinaient les 
16 dollars le baril, soit 60 pourcent au-
dessus du prix du marché internatio-
nal. Les crises de 1973 et 1979 ont in-
cité les Européens à exploiter le pétro-
le de la mer du Nord. Qu’est-il arrivé? 
Le coût d’extraction du baril a progres-
sivement diminué pour descendre à 8 
dollars. On observe une évolution si-
milaire avec les éoliennes établies sur 
la terre ferme depuis 1990. Les prix de 
l’extraction offshore vont baisser de 
manière encore plus impressionnan-
te, car nous avons 15 ans d’expérience 
derrière nous.

Quel sera l’impact sur la politique 
énergétique suisse? 

Dans peu de temps, notre production 
d’électricité sera concurrencée par 
une énergie éolienne bon marché, pro-
duite à l’étranger. Cette branche es-
père proposer des prix de moins de 
5 centimes/kWh vers 2015. Nous de-
vrons donc introduire un mécanisme 
de protection même pour notre éner-
gie hydraulique, si nous voulons juste 
lui conserver sa place. A défaut, la mo-
dernisation des installations, pour un 
prix de 12 à 15 centimes/KWh, devien-
dra impossible à réaliser; et ne parlons 
même pas de nouvelles centrales nu-
cléaires dont, un jour, plus personne 
ne voudra. Dans quelques années, la 
filière nucléaire sera économiquement 
morte, si la concurrence reste libre et 
que l’Etat n’apporte pas de nouvelles 
formes de soutien. 

On dit que l’énergie éolienne n’est 
pas fiable. Devrions-nous installer 
de grandes centrales à gaz bouche-
trou, et faire ainsi des investisse-
ments à double?

Non, je ne le crois pas. L’institut Fraun-
hofer pour les techniques d’appro-
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tique de ses bâtiments, car elle peut 
se décharger d’une partie des coûts 
sur le locataire. La Confédération pour-
rait intervenir par un programme d’en-
couragement de l’assainissement des 
constructions. Il serait également en-
visageable d’introduire dans le droit de 
bail la prise en charge par le proprié-
taire ou la régie d’une partie des char-
ges variables.

Si le prix de l’énergie prend de 
toutes façons l’ascenseur, ne se-
rait-il pas plus sage d’attendre que 
le marché fasse son œuvre et ré-
gule la situation?

Seules les hausses durables de prix 
poussent les gens à réagir. Par consé-
quent, la Confédération doit, par des 
taxes incitatives et des mesures d’en-
couragement, donner le bon signal à 
temps. Nous avons besoin d’une réfor-
me fiscale écologique, d’une mini-taxe 
d’encouragement et d’une loi sur la ré-
tribution de la réinjection de courant 
renouvelable (pour faire progresser la 
géothermie par exemple). La Confédé-
ration, qui a une plus grande influen-
ce que les cantons dans le domaine de 
l’énergie, ne se montre pas assez éner-
gique. Le fait que nos émissions de CO2 
soient aujourd’hui plus élevées qu’en 
1990 prouve notre impuissance. Avec 
la hausse des prix du gaz et du pétrole, 
ce «manque d’énergie» risque de nous 
coûter bientôt très cher.

(traduction)

Rudolf Rechsteiner, né en 1958, Dr rer.pol., est 

Conseiller national et membre depuis 1995 de 

la Commission de l’environnement, de l’aména-

gement du territoire et de l’énergie. Il préside 

la coopérative pour l’énergie ADEV de Liestal 

qui exploite des centrales éoliennes, solaires 

et hydrauliques, ainsi que des centrales cha-

leur-force. Son dernier livre: «Grün gewinnt» 

(Orell Füssli, 2003) est épuisé, mais peut être 

téléchargé sur le site: www.rechsteiner-basel.

ch. Par ailleurs, Rudolf Rechsteiner dispense à 

l’Université de Bâle un cours sur les aspects 

pratiques de la politique de l’environnement.

Compte tenu du potentiel d’améliora-
tion du rendement des technologies 
actuelles (véhicules à trois litres aux 
100 km et hybrides électriques) – po-
tentiel actuellement non exploité –, il 
est absurde de se lancer dans la filière 
de l’hydrogène.

La mobilité va donc continuer 
d’augmenter, et son impact écolo-
gique aussi?

Je ne suis pas aussi pessimiste car la 
hausse des prix du pétrole aura son tri-
but; le trafic aérien doit déjà faire face 
à de graves problèmes, et ce n’est que 
le commencement. La hausse des prix 
du carburant ne va pas tarder à provo-
quer une surcharge des transports pu-
blics. Pour le trafic individuel motori-
sé, les hybrides vont s’imposer, puis 
les moteurs électriques avec batterie. 
L’essence sera gardée dans des réser-
voirs utilisés pour les grands trajets 
et les parcs de véhicules seront moins 
importants. A moyen terme, un mo-
teur hybride pourra fonctionner avec 
80 pour-cent d’énergie éolienne et 20 
pour-cent d’essence pour les grandes 
distances. Il faudra être prêt à payer 
dix francs le litre d’essence pour ces 
20 pourcent. D’après mes estimations, 
ce mode de procéder permettrait de ré-
duire de moitié la consommation d’es-
sence en 20 ans et de diminuer légère-
ment le trafic automobile. Il faudra na-
turellement se demander s’il faut dé-
manteler quelques routes. Soit dit en 
passant: du point de vue de l’esthéti-
que du paysage, il faudrait s’interroger 
sur la construction disproportionnée 
de routes, au lieu de faire le procès de 
20 ou 30 éoliennes par canton, démon-
tables et ne dégageant pas de CO2. 

Dans le domaine de l’habitat, le 
potentiel d’amélioration du rende-
ment énergétique est considérable. 
Que faut-il faire?

La difficulté vient du fait que la régie 
immobilière n’a qu’un intérêt secondai-
re à baisser la consommation énergé-

Cela exigerait des investisse-
ments… 

Naturellement, nous aurions besoin 
de quelques bassins de compensation 
supplémentaires dans les vallées, ain-
si que de conduites forcées supplé-
mentaires. Cependant, ces investisse-
ments vaudront la peine s’ils permet-
tent de turbiner la même eau repompée 
des douzaines de fois par an, au lieu 
d’une fois par an comme aujourd’hui. 
Et l’impact écologique reste modeste. 
A moyen terme, les lacs d’accumula-
tion saisonniers ne seront plus néces-
saires. Lorsque l’Europe du Nord pro-
duira 100 à 200 gigawatts d’électricité 
éolienne, nous aurons des excédents 
en hiver, et non plus en été.

Dans le domaine des transports, 
l’hydrogène est à l’heure actuelle 
un carburant dont on vante les mé-
rites pour les technologies du futur. 
Qu’en est-il?

L’hydrogène n’est pas une source 
d’énergie, mais un f luide stockeur 
d’énergie. Le moteur à hydrogène 
constitue une stratégie aberrante de 
gaspillage d’énergie: les pertes lors du 
processus de transformation sont de 
l’ordre de 80 pour-cent. L’hydrogène 
n’est bien souvent que du courant nu-
cléaire mal déguisé. Cette f ilière est 
chère et dangereuse. La propulsion 
de véhicules avec de l’énergie éolien-
ne et des batteries permet d’atteindre 
des rendements de 60 à 70 pour-cent, 
soit bien plus qu’avec de l’hydrogène. 
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Les structures et les perspectives de déve-

loppement du secteur énergétique dans 29 

pays européens ont fait l’objet d’une ana-

lyse dans le cadre du programme européen 

ORATE 2006. Le rapport final, publié début 

2005, présente le paysage énergétique 

européen. Il met au premier plan l’étude de 

l’impact territorial des politiques énergé-

tiques.
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Les centrales nucléaires se situent souvent à proximité d’agglomérations; pourtant, leur chaleur d’échappement 
n’est guère mise à profit
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En raison de sa situation centrale, la 
Suisse est intégrée de fait au déve-
loppement territorial européen. Sur le 
plan institutionnel, elle n’est pas non 
plus isolée. Elle participe par exemple 
activement au programme européen 
ORATE 2006 (Observatoire européen 
en réseau de l’aménagement du ter-
ritoire), réunissant 29 pays européens 
sous l’égide d’Interreg III. ORATE a été 
lancé pour faire suite au processus 
d’élaboration du SDEC (Schéma de dé-
veloppement de l’espace communau-
taire, 1999). Les travaux ont débuté en 
2002 et devraient se terminer fin 2006. 
Le programme ORATE permet d’explo-
rer 30 aspects du développement terri-
torial, et notamment la problématique 
suivante: «Territorial Trends of Energy 
Services & Networks/ Territorial Impact 
of EU Energy Policy». Ce projet a débu-
té en 2003. Un rapport final provisoire, 
publié début 2005, est disponible sur le 
site: www.espon.lu.projet 2.1.4.

La Suisse et l’UE: une stratégie ana-
logue

Le projet 2.1.4. avait pour objet l’étu-
de du secteur de l’énergie dans une 
Europe élargie et notamment un dia-
gnostic des inégalités territoriales et 
des disparités régionales au niveau de 
l’offre et des réseaux. Il portait égale-
ment sur l’impact territorial de la po-
litique énergétique ainsi que sur l’ana-
lyse des effets territoriaux des infra-
structures énergétiques et de l’offre 
d’énergie. Ces éléments ont permis de 
développer une typologie des régions 
selon leurs infrastructures et leurs ser-
vices dans le secteur de l’énergie. Ils 
permettront notamment d’identif ier 
les corrélations entre énergie et dé-
veloppement polycentrique. Le rapport 
f inal analyse la politique européen-
ne de l’énergie à la loupe. La sécurité 
de l’approvisionnement et la protec-
tion de l’environnement en forment les 
deux grands axes. Les diverses straté-
gies qui en découlent doivent permet-
tre d’atteindre les objectifs suivants: 

encouragement des énergies renou-
velables, augmentation du rendement 
énergétique et développement de ré-
seaux. La politique énergétique suisse 
poursuit des objectifs et met en place 
des stratégies très similaires.

Le renouvelable crée de l’emploi

Le rapport constate que les incidences 
du secteur de l’énergie sur le déve-
loppement territorial ont été peu étu-
diées. En général, on admet que la 
croissance économique entraîne une 
augmentation de la demande énergé-
tique et que l’offre est adaptée à cette 
demande. L’énergie fait donc au mieux 
figure de facteur limitatif et non pas 
de locomotive du développement éco-

nomique et territorial. La production 
d’énergie a un impact non négligeable 
sur les emplois, les revenus et les fi-
nances des régions productrices. Pour 
les procédés de production d’énergie 
à partir de biomasse – afin d’obtenir 
chaleur, courant écologique, combus-
tibles et carburants –, les retombées 
positives sont importantes sur l’em-
ploi et l’agriculture des régions expor-
tatrices. Le rapport cite une étude qui 
prévoit la création de 900’000 emplois 
d’ici 2020 au sein de l’Union européen-
ne dans le secteur des énergies renou-
velables. L’influence de l’énergie sur 
les coûts de production économique 
est en revanche minime. Elle n’a, par 
conséquent, qu’une incidence mineu-
re sur les choix de sites d’implantation 
des entreprises.

Le taux d’auto-approvisionnement énergétique de nombreux pays, dont la Suisse, se situe net-
tement au-dessous de 50 pour-cent.



L’Europe dépend beaucoup de 
l’énergie importée

Quelques-uns des indicateurs dévelop-
pés dans l’étude mettent en lumière 
le problème de la dépendance énergé-
tique de l’Europe, qui importe un pour-
centage élevé d’énergie sous forme de 
combustibles fossiles. Cette propor-
tion est toutefois en baisse dans la plu-
part des pays. La Suisse se situe dans 
la moyenne des 29 pays étudiés. Seuls 
le Danemark, la Norvège et la Grande-
Bretagne exportent davantage d’éner-
gie qu’ils n’en consomment. En tête, la 
Norvège produit neuf fois plus d’éner-
gie qu’elle n’en consomme. Le noyau 
historique des quinze pays de l’UE a un 
taux d’auto-approvisionnement de 50 

pour-cent (22 pour-cent pour la Suis-
se). Il est intéressant de voir que les 
dix nouveaux états de l’UE ont un de-
gré d’auto-approvisionnement plus éle-
vé (70 pour-cent). Outre les petits Etats 
du Luxembourg, de Malte et de Chypre, 
la Belgique, l’Espagne, l’Irlande, l’Ita-
lie et le Portugal couvrent – comme la 
Suisse – moins du quart de leurs be-
soins énergétiques avec des sources 
d’énergie locales. Dans l’ensemble de 
l’Europe, la consommation d’énergie 
des ménages semble dépendre essen-
tiellement du revenu, en tout cas plus 
que du climat par exemple, qui joue 
bien entendu un rôle certain. La diffé-
rence de prix de l’énergie dans les pays 
étudiés est plus importante dans les 
ménages que dans l’industrie. L’ouver-

ture du marché a fait baisser les prix 
dans de nombreux pays entre 1995 et 
2001. En Suisse, où le marché n’a pas 
été libéralisé, certains prix ont bais-
sé (électricité) tandis que d’autres ont 
augmenté (huile de chauffage, gaz et 
carburants).

Défis et recommandations

Le rapport souligne que la politique 
énergétique européenne est confron-
tée aux nombreux défis suivants: res-
pect des objectifs de Kyoto, encoura-
gement des énergies renouvelables, 
poursuite du processus de libéralisa-
tion et réduction de la dépendance du 
pétrole. Il recommande à l’avenir de 
créer davantage d’agences locales de 
l’énergie, d’encourager les énergies 
renouvelables (vent et biomasse), de 
mieux prendre en considération la vé-
rité des coûts externes et d’apporter 
un soutien à la recherche et au déve-
loppement.
Dans la version provisoire du rapport 
final, le projet 2.1.4 met en évidence la 
diff iculté de disposer de statistiques. 
Malgré cette lacune, l’étude mérite 
une lecture approfondie car elle pro-
pose de nombreuses cartes et des gra-
phiques qui dressent un tableau très 
explicite du paysage énergétique euro-
péen aujourd’hui et demain.

(traduction)

Marco Kellenberger, né en 1971, a étudié la 

géographie et les sciences de la communica-

tion et des médias à Berne. Il travaille depuis 

2000 à l’ARE en tant que responsable de divers 

projets d’observation et d’analyse d’indica-

teurs, notamment le «Monitoring de l’espace 

urbain suisse» et le «Point de contact ESPON» 

en Suisse.
Une étude montre qu’il pourrait se créer, d’ici 2020, environ 900’000 emplois au sein de l’UE 
dans le secteur des énergies renouvelables. De nombreux pays recèlent un important potentiel 
de production d’électricité. Source: mentionnée dans le texte
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Dans le cadre de la révision de ses disposi-

tions légales en matière d’énergie, l’Etat de 

Fribourg a associé tous les services concer-

nés, en particulier le service de l’environne-

ment et celui de l’aménagement du territoi-

re, aux travaux destinés à coordonner la po-

litique énergétique du canton de Fribourg 

avec les autres politiques sectorielles.

Serge Boschung
boschungse@fr.ch

Fribourg lance les plans communaux

des énergies

Loi cantonale sur l’énergie
du 9 juin 2000

Thème EnergieThème Energie

Plan directeur cantonal
aménagement du territoire

Règlement sur l’énergie
du 5 mars 2001

Plan sectoriel de l’énergie
janvier 2002

Force obligatoire pour chacun Force obligatoire pour les autorités Caractère informatif

Schéma structure dispositions cantonales
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Dans le canton de Fribourg, la loi sur 
l’énergie en vigueur à la fin des années 
90 ne correspondait plus, sur plusieurs 
points, à l’état de la technique et aux 
dispositions constitutionnelles et léga-
les en vigueur sur le plan fédéral. Il a 
alors été décidé de procéder à une ré-
vision complète des dispositions léga-
les en la matière en utilisant notam-
ment le projet d’harmonisation inter-
cantonale des dispositions régissant le 
domaine de l’énergie dans le secteur 
du bâtiment.
Une réflexion très large, menée par 
une commission cantonale regroupant 
les services de l’état concernés et dif-
férentes instances publiques et pri-
vées, a accompagné les travaux du ser-
vice cantonal en charge de l’énergie. Il 
s’agissait de considérer l’énergie sous 
tous ces aspects, de coordonner l’en-
semble des textes légaux et les mesu-
res à appliquer ainsi que de définir les 

moyens nécessaires à mettre en œu-
vre afin d’agir dans le sens d’une po-
litique énergétique cohérente basée 
autour de deux axes bien distincts, soit 
l’utilisation rationnelle de l’énergie et 
une meilleure valorisation des éner-
gies renouvelables et indigènes.

Cette réflexion a mis en lumière les 
points suivants:
a) Dans la perspective du développe-
ment durable, la législation en matière 
d’énergie doit agir dans le but de con-
tribuer à un approvisionnement éner-
gétique suffisant, diversifié, sûr, éco-
nomique et compatible avec les impé-
ratifs de la protection de l’environne-
ment et de l’aménagement du terri-
toire. En effet, le domaine de l’énergie 
est étroitement lié à celui de l’aména-
gement du territoire notamment dans 
la gestion des ressources, par l’affec-
tation des zones, pour les réseaux de 

transport d’électricité et de gaz, et éga-
lement par le développement des éner-
gies indigènes :
- le bois-énergie touchant à la gestion des 

forêts et nécessitant la réalisation d’infras-

tructures de mise en œuvre ainsi que la va-

lorisation de la chaleur parfois au travers de 

réseaux de chauffage à distance;

- le solaire passif, thermique et photovoltaï-

que pour lequel la situation, la conception 

et l’orientation des constructions jouent un 

rôle important;

- la géothermie, la plupart du temps valori-

sée par des sondes verticales alimentant 

une pompe à chaleur, mais pouvant égale-

ment produire des quantités considérables 

d’électricité et de chaleur lorsque la chaleur 

est puisée à très grande profondeur;

- l’hydroélectricité présentant un impact im-

portant notamment sur les plans du paysa-

ge, de la nature et de l’empreinte au sol;

- l’énergie éolienne avec, de l’aspect du ni-

veau sonore, pratiquement les mêmes con-

séquences que l’ hydroélectricité.

b) La politique énergétique cantonale 
doit être compatible avec celle de la 
Confédération. Il s’agit essentiellement 
de réduire la consommation des éner-
gies fossiles et les émissions de CO2, 
ainsi que d’augmenter sensiblement la 
part des énergies renouvelables.
c) Dans le domaine du bâtiment, le can-
ton doit harmoniser ses dispositions lé-
gales avec celles des autres cantons, 
selon le Modèle de prescriptions éner-
gétiques des cantons (MoPEC).
d) Le canton doit établir un état de la 
situation des infrastructures énergéti-
ques existantes, d’une part par rapport 
à l’évaluation des objectifs qui avaient 
été fixés par le programme Energie 
2000 de la Confédération pour la pério-
de 1990-2000 et, d’autre part, de pos-
séder une base permettant de quanti-
fier l’influence des mesures prises dans 
le futur.
e) le potentiel de développement des 
différentes ressources énergétiques 
doit être connu afin de mieux cibler les 
actions à entreprendre. Une analyse dé-
taillée doit être réalisée pour chacune 
des ressources.

Le canton de Zurich trouve des contractants 

Il y a 15 ans, Zurich faisait une percée et devenait en 1990 le premier canton 
à se doter d’un plan directeur de l’énergie. Celui-ci est actualisé tous les 
quatre ans. Il englobe désormais les «gisements» d’énergies renouvelables 
et de rejets de chaleur, mais aussi les lignes à haute tension ou les con-
duites de gaz ainsi que les restrictions relatives aux autorisations sondes 
thermiques. «Une simple planification énergétique s’est transformée en 
véritable outil de coordination territoriale» – tel est le bilan que tire Hans-
ruedi Kunz de la section énergie de l’Office zurichois des déchets, de l’eau, 
de l’énergie et de l’air (AWEL). Le plan directeur de l’énergie a également 
constitué le moteur d’une collaboration plus étroite avec les communes et 
permis d’exploiter plus efficacement les possibilités existantes, par exemple 
les rejets de chaleur. Beaucoup de communes ne disposent toutefois ni des 
moyens financiers, ni du savoir-faire, ni d’instruments suffisamment souples 
pour engager les investissements correspondants. Le canton joue alors un 
rôle charnière et met les communes en contact avec les entreprises con-
tractantes. Dans l’ensemble, les communes saluent ce système permettant 
aux entreprises électriques de la ville et du canton de Zurich de s’adresser 
à elles et de mettre en œuvre les projets en régie autonome et avec leur 
capital propre – estime Hansruedi Kunz. Cependant, les communes gardent 
des obligations: environ 40 communes ont déjà adopté un plan communal de 
l’énergie approuvé par le gouvernement cantonal et douze autres devraient 
suivre l’exemple. A moyen terme, 70 pour-cent de la population résidera 
dans des communes qui, grâce à un plan de l’énergie, étudient comment uti-
liser au mieux les rejets de chaleur et les énergies renouvelables.  
Contact: Hansruedi Kunz, hansruedi.kunz@bd.zh.ch
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f) les collectivités publiques, soit l’Etat 
et les communes, doivent se montrer 
exemplaires en matière de planification 
et d’utilisation des ressources énergé-
tiques.
La mise en œuvre de ce qui précède a 
débouché sur l’adoption de la loi can-
tonale sur l’énergie du 9 juin 2000 (LEn) 
accompagnée de son règlement sur 
l’énergie du 5 mars 2001 (REn). La loi 
consacre par ailleurs tout un chapitre 
sur la politique et la planification éner-
gétiques. Elle précise notamment que 
le canton établit un plan sectoriel de 
l’énergie, que les résultats de ce mê-
me plan sont intégrés au plan direc-
teur cantonal et que, sur cette base, 
les communes établissent d’ici à 2007 
un plan communal des énergies.
Chaque commune devra établir son 
propre plan communal des énergies, 
tâche qui sera en principe remplie par 
la commission de l’énergie que la com-
mune devra également constituer. Le 
document qui en découlera suivra la 
même procédure qu’un plan d’aména-
gement, pourra être présenté sous dif-
férentes formes, mais devra être le re-
flet des possibilités de la commune à 
participer à la réalisation des objectifs 
de la politique énergétique cantonale. 
Le contenu d’un plan communal des 
énergies pourrait théoriquement varier 
d’une commune à l’autre. Néanmoins, 
des séances d’information ont été réa-
lisées et des exemples de structure ont 
été présentés.
A titre d’exemple, la Ville de Bulle a éla-
boré son plan communal des énergies 
en fonction de la priorité qu’elle sou-
haite donner à la réalisation d’un très 
important réseau de chauffage à dis-
tance alimenté principalement par le 
bois, et dont la puissance totale ins-
tallée à terme atteindra environ 50 MW. 
Conformément aux dispositions léga-
les en vigueur, le plan donne claire-
ment la priorité de la mise à disposition 
du domaine public pour le développe-
ment du réseau de chauffage à distan-
ce par rapport au gaz naturel pour cer-
taines parties de la ville. Il permet éga-
lement d’instaurer l’obligation du rac-

cordement de nouvelles constructions 
au réseau dont la chaleur est produite 
essentiellement au moyen des éner-
gies renouvelables. D’autres points y 
sont également traités, notamment ce 
qui concerne la pose de capteurs solai-
res sur les toitures. Ce plan, le premier 
déposé sous cette forme dans le can-
ton, est dans sa phase finale de mise 
à l’enquête et devrait en principe être 
prochainement adopté.
Avec l’obligation de réaliser des plans 
communaux des énergies, le canton de 
Fribourg s’est doté d’un outil lui per-
mettant de contribuer à la réalisation 
des objectifs de sa politique cantonale 
en matière d’énergie.

«Convention bernoise sur l’énergie» 

«Les programmes élaborés dans le domaine de l’énergie ont le défaut de 
produire des montagnes de papier qui coûtent cher – et dorment au fond des 
tiroirs». C’est l’avis qu’exprime Ulrich Nyffenegger de l’Office de l’économie 
hydraulique et énergétique (OEHE) du canton de Berne, en se fondant sur son 
expérience. Avec la «Convention bernoise sur l’énergie», qui apporte un sou-
tien aux communes pour concevoir des lignes directrices dans le domaine 
de l’énergie, ce sera différent. Le responsable de ce nouveau projet en est 
convaincu. Sur la base de cette convention et dans le cadre du plan directeur 
cantonal de l’énergie, le canton fournit aux autorités communales des don-
nées et des conseils, ou finance des spécialistes externes. En contrepartie, 
les communes s’engagent, en suivant une procédure en trois étapes, à mettre 
véritablement en œuvre certaines mesures définies. «Nous prenons en char-
ge les frais de départ; après cette mise en route, il appartient à chaque com-
mune de veiller à la mise en application» – explique U. Nyffenegger.   
Lyss, en tant que commune pilote, s’est dotée d’un plan directeur de l’éner-
gie; avec les communes de Münsingen et Aarberg, le canton vient de tester 
la «Convention bernoise sur l’énergie». U. Nyffenegger s’est fixé comme 
objectif les quelque 50 à 60 communes du plan directeur qui ont une forte 
consommation d’énergie et pour lesquelles ces démarches administratives 
se justifient. Une douzaine de communes ont déjà manifesté leur intérêt pour 
cette opération.         
Les communes plus petites ont également tout à gagner de cet appui canto-
nal; pour elles, cependant, élaborer un véritable plan directeur de l’énergie 
n’est pas la bonne mesure. L’OEHE peut toutefois les aider à élaborer une 
conception directrice de l’énergie qui les guidera lors de l’assainissement et 
de l’exploitation de bâtiments publics ou lors de la prise de décision dans le 
domaine des transports.       
Contact : Ulrich Nyffenegger, ulrich.nyffenegger@bve.be.ch

Liens: www.fr.ch/ste
www.fr.ch/ste/plan_sectoriel.pdf

(traduction)

Serge Boschung, 1967, est 

ingénieur ETS-HES à l’Ecole 

d’ingénieurs de Fribourg. Il a 

obtenu le diplôme en 1990 

et a travaillé comme chef 

de projet dans le domaine 
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Christiane Wermeille
Hubert Jaquier

Le plan directeur communal de l’énergie de 

Delémont: Un instrument de coordination 

prometteur

Cité de l’énergie depuis 1999, la Ville de 

Delémont a engagé une démarche originale 

afin d’assurer, au niveau local, une coordi-

nation maximale entre les différentes poli-

tiques publiques concernées par des pro-

blématiques touchant, de près ou de loin, à 

l’énergie (aménagement du territoire, urba-

nisme, architecture, environnement, trans-

ports, etc.). L’élaboration du plan directeur 

communal de l’énergie a ainsi permis de 

«passer au scanner» l’ensemble des activi-

tés communales et de définir une série 

d’objectifs et de mesures afin, d’une part, 

de limiter la consommation énergétique et, 

d’autre part, de favoriser le recours à des 

énergies renouvelables et moins polluantes.
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Si les liens entre aménagement du ter-
ritoire et énergie paraissent a priori 
évidents, la Ville de Delémont a res-
senti le besoin de mettre au point un 
nouvel instrument, sous la forme d’un 
plan directeur, pour deux raisons prin-
cipales : d’une part, assurer une vision 
globale et cohérente et éviter ainsi une 
approche trop sectorielle et verticale, 
à moyen et à long terme, en définis-
sant une stratégie capable de dynami-
ser toutes les actions susceptibles de 
répondre aux objectifs visés; d’autre 
part, associer tous les acteurs poten-
tiellement concernés – publics et pri-
vés – afin de mobiliser un maximum 
de ressources, humaines et f inanciè-
res, permettant d’augmenter l’eff ica-
cité des projets retenus.
L’élaboration et la mise en œuvre du 
plan directeur ont ainsi été confiées à 
un groupe de travail interdépartemen-
tal composé du délégué communal à 
l’énergie, des chefs de départements 
et de services concernés afin d’assu-
rer une participation active de tous les 
porteurs de projets ayant une com-
posante énergétique potentielle. Les 
deux volets du plan directeur (concep-
tion directrice et fiches d’action) ont 
fait l’objet d’une large procédure d’in-
formation et de participation qui a été 
ouverte à tous les milieux concernés et 
à la population en général.
Le bilan de cette expérience est parti-
culièrement positif, à de nombreux ti-
tres : au niveau politique, la consolida-
tion de la stratégie et des mesures par 
l’exécutif et le législatif a permis de 
définir une ligne politique claire; au ni-
veau de l’administration, la démarche 
a garanti une couverture de l’ensemble 
des activités communales et l’applica-
tion du principe de coresponsabilité 
dans la mise en œuvre des actions re-
tenues. Au travers de cette démarche 
d’intégration des politiques publiques, 
rendue possible grâce à l’instrument 
du plan directeur, des synergies et des 
effets de leviers ont pu être exploités 
afin d’augmenter l’eff icacité et l’eff i-
cience des mesures retenues. L’éla-
boration du plan directeur a été réali-

sée en coordination avec SuisseEner-
gie pour les communes et sert, dans 
ce sens, également comme instrument 
d’évaluation périodique et de consoli-
dation du label Cité de l’énergie.

Trente-sept mesures

Afin de définir clairement les objectifs 
énergétiques qu’elle souhaite se fixer 
pour les années à venir, la Ville de De-
lémont a établi sa «Conception direc-
trice et plan directeur de l’énergie». Il 
s’agit d’un outil de planification et de 
gestion évolutif qui est adapté réguliè-
rement. Afin de faciliter cette mise à 
jour, il comporte deux parties:
• présentation de la situation actuel-
le et des objectifs généraux de la Ville 
pour les 10 prochaines années («Con-
ception directrice», de compétence du 
législatif); 
• programme d’actions («Plan direc-
teur», de compétence de l’exécutif); ce 
programme d’actions détaille chaque 
mesure prévue en vue d’atteindre les 
objectifs généraux.

Tous les domaines touchés de près ou 
de loin par les aspects énergétiques 

ont été considérés. La Ville a évalué, 
pour chacun d’eux, la situation actuel-
le ainsi que les possibilités d’actions, 
en collaboration directe avec tous les 
acteurs concernés. Sur cette base, des 
objectifs dans chaque domaine ont été 
fixés tout en tenant compte également 
des possibilités techniques, des choix 
politiques antérieurs et, naturellement, 
de la politique énergétique cantonale 
et nationale.
Afin d’atteindre ces objectifs, tren-
te-sept mesures ont été développées 
dans un premier temps. Pour chacun 
d’elles, des objectifs concrets ain-
si que la stratégie, le budget, les dé-
lais et les acteurs concernés sont dé-
taillés. Ces mesures sont classées en 
sept thèmes différents:
• utilisation rationnelle de l’énergie 
(par exemple, mise en place et suivi de 
la comptabilité énergétique des bâti-
ments communaux);
• chauffage (par exemple, remplace-
ment du mazout par le gaz naturel dans 
les bâtiments communaux);
• électricité (par exemple, promotion 
de la vente de courant «vert» à la popu-
lation);
• transports et mobilité durables (par 
exemple, participation à la phase pilo-

Quartier avec mixité de l’habitat et chauffage à distance au bois
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te d’utilisation de bio-éthanol dans les 
véhicules communaux et mise en pla-
ce d’une boucle des transports publics 
avec un horaire cadencé élevé entre la 
Gare, la Vieille Ville et l’Hôpital);
• eaux et eaux usées (par exemple, 
évaluation du potentiel de valorisation 
de la chaleur des eaux usées);
• information et sensibilisation (par 
exemple, distribution d’un document 
d’information et de sensibilisation re-
latif à l’énergie lors des demandes de 
permis de construire);
• organisation interne (par exemple, 
soutien des installations d’énergie re-
nouvelable et rationnelles au niveau de 
la consommation d’énergie par l’octroi 
de subventions). 

Une planification annuelle est réalisée 
ainsi qu’un suivi des résultats. Cette 
démarche permet de vérif ier que les 
objectifs généraux fixés à 10 ans se-
ront atteints. Lors de l’évaluation an-
nuelle, de nouvelles fiches de mesures 
sont éditées si nécessaire selon le dé-
veloppement des aspects techniques, 
politiques et financiers. Delémont res-
te en effet ouverte, non seulement aux 
nouveaux axes de la politique énergé-
tique mais également à toute innova-
tion technique.

Hubert Jaquier, lic. en géographie, urbaniste 

FSU, dipl. MPA/Idheap. Travaille à la Ville de 

Delémont comme aménagiste-urbaniste com-

munal depuis 1991. A suivi une formation en 

cours d’emploi à la CEAT/EPFL. Chef du Service 

de l’urbanisme et de l’environnement depuis 

2004, responsable en particulier des dossiers 

liés à l’aménagement local, à l’urbanisme, aux 

transports et au marketing territorial. 

Christiane Wermeille, lic. en biologie, dipl. en 

environnement. Travaille chez Planair SA depuis 

2001 et y exerce différentes activités dans les 

domaines de l’énergie et de l’environnement: 

conseillère SuisseEnergie pour les communes, 

programme de coopération transfrontalière 

Interreg III sur les énergies renouvelables, pro-

motion bois-énergie, plans de gestion des dé-

chets, cadastre des sites pollués.

Maison Minergie

Place de la Gare : projet de place piétonne et de zone de rencontre

Transports urbains delémontains (TUD): Pre-
mier Publicar urbain de Suisse mis en place 
en 2000
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Grâce à sa production d’énergie hydraulique 

conventionnelle très avancée, la Suisse af-

fiche une part élevée d’énergies renouvela-

bles dans sa consommation totale.  

Dans la perspective d’un développement 

plus durable, elle doit aussi intégrer les 

nouvelles énergies renouvelables1 à son 

«portefeuille» énergétique. La promotion de 

ces énergies ne devrait pas se limiter, com-

me par le passé, aux mesures de politique 

énergétique, mais faire partie des program-

mes de développement régional, comme 

dans les pays de l’UE.

Sebastian Bellwald
sebastian.bellwald@planval.ch

Promouvoir les énergies renouvelables:  

un mandat pour les régions?
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En Suisse, la production d’énergie hy-
draulique conventionnelle s’est tradui-
te par des retombées économiques et 
écologiques importantes sur le déve-
loppement, notamment dans les ré-
gions de montagne. En Valais, la cons-
truction de centrales dépendant d’un 
lac d’accumulation a encouragé le dé-
veloppement régional: les voies d’ac-
cès aux vallées latérales ont constitué 
un point de départ important pour l’es-
sor du tourisme. La présence d’énergie 
hydraulique a favorisé l’établissement 
d’industries grosses consommatrices 
d’énergie – la chimie et la métallurgie 
notamment. Aujourd’hui, les retom-
bées directes de la production d’élec-
tricité d’origine hydraulique sur l’emploi 
sont réduites: le Valais contribue pour 
16 pour-cent à la production d’électri-
cité en Suisse et occupe 800 person-
nes dans ce secteur, ce qui représen-
te 0,6 pour-cent des emplois du canton 
pour un total de 70 millions de francs de 
salaires bruts. Ces emplois sont pres-
que tous indépendants de la conjonc-
ture2. Il faut en outre ajouter des inves-
tissements dans la construction, à hau-
teur de 50 millions de francs par année, 
et les prestations des concessionnaires 
sous forme d’énergie gratuite ou four-
nie à des tarifs préférentiels, ou sous 
forme de redevances versées.
Mis à part les effets directs et indi-
rects sur l’emploi, l’énergie hydrauli-
que génère des recettes f iscales, en 
particulier le produit des droits d’eau, 
qui représente la plus grande partie 
des flux financiers provenant directe-
ment de l’énergie hydraulique, soit 110 
millions de francs par année3 en Va-
lais. Les communes qui hébergent les 
installations et le canton en sont les 
principaux bénéficiaires. Les retom-
bées sur l’économie régionale dépen-
dent toutefois de la mise en valeur du 
produit des droits d’eau. L’énergie hy-
draulique conventionnelle avait, et a 
toujours, d’importantes retombées sur 
la politique régionale; en revanche, les 
infrastructures n’ont pas été réalisées 
explicitement dans le cadre de la poli-
tique régionale suisse.

Projets de développement régional 
dans le domaine énergétique

En Suisse, l’énergie joue un rôle mar-
ginal dans le développement régional. 
Sa gestion relève presque entièrement 
des programmes de politique énergéti-
que. Une analyse des projets cofinan-
cés par des instruments de promotion 
de la politique régionale, tels que Regio 
Plus, LIM ou INTERREG, confirme cette 
impression. Cet état de fait est surpre-
nant car l’énergie remplit les critères 
classiques d’un facteur de développe-
ment régional:
• la production d’électricité peut être 
décentralisée,
• la consommation est également dé-
centralisée,
• le système de transport de l’électri-
cité se base sur un réseau fonctionnel 
et dense,
• le marché de l’électricité est de plus 
en plus libéralisé,
• les chiffres d’affaires obtenus repré-
sentent des milliards de francs,
• l’électricité peut ouvrir des niches de 
marché, par exemple par le biais de la-
bels écologiques,
• l’utilisation d’énergies renouvelables 
peut créer un marché pour des petites 
et moyennes entreprises actives dans 
le secteur de l’habitat et des installa-
tions techniques. 

Des échanges avec des spécialistes de 
la branche en Allemagne et en Autri-
che montrent que l’énergie est un fac-
teur intégré au développement régio-
nal dans ces deux pays. Deux exemples 
le démontrent:

Auland Carnuntum (Autriche): une 
région faisant partie du programme 
«Leader+ »

Malgré ses espaces naturels et ruraux 
exceptionnels et des conditions favo-
rables à l’agriculture, la région Lea-
der+ Auland Carnuntum (16 commu-
nes) située en Basse Autriche, entre 
les agglomérations de Vienne et de 

Bratislava, risquait de sombrer dans 
l’oubli. L’analyse de ses points forts et 
points faibles, effectuée dans le ca-
dre du concept de développement ré-
gional, a montré que l’énergie éolien-
ne est le principal atout de cette ré-
gion qui, en Autriche, offre les meilleu-
res conditions de production de cette 
énergie. Pour des raisons tant écologi-
ques qu’économiques, la région s’est 
par conséquent fixé comme objectif de 
couvrir tous ses besoins par des éner-
gies renouvelables, et de créer ainsi 
des emplois. Une attention particuliè-
re a été accordée à l’intégration de ce 
projet dans l’économie régionale et au 
sein de la population. Le parc éolien 
de Bruck/Leitha fut une première éta-
pe. Ensuite, diverses centrales éolien-
nes et centrales à partir de biomasse 
ont suivi, entraînant la création de plu-
sieurs entreprises et de nouveaux em-
plois. De plus, les emplois dans la ré-
gion ont pu être maintenus – surtout 
dans l’agriculture. Le total des inves-
tissements régionaux dans les projets 
d’énergies renouvelables s’élève à 144 
millions d’euros, dont 6,2 pour-cent 
proviennent de subventions.
Pour des informations complémentai-
res: www.auland-carnuntum.at

Région «Leader+»- Auland Carnuntum (16 
communes)
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Landkreis (district) de Lüchow-Dan-
nenberg (Allemagne): dans le cadre 
de l’Agenda 21 et du programme 
Leader 

Depuis plusieurs années, la popula-
tion et la vie politique du district de 
Lüchow-Dannenberg sont influencées 
par la proximité du dépôt intermédiai-
re de déchets nucléaires de Gorleben. 
En 1999 déjà, cette région avait déci-
dé, dans le cadre du processus d’Agen-
da 21 régional, de couvrir tous ses be-
soins énergétiques par des agents re-
nouvelables. En 2002, le développe-
ment régional a été axé sur la promo-
tion des énergies renouvelables dans 
le cadre du concept de développement 
régional élaboré pour Leader+4. Par la 
suite, cette promotion a été relayée 
dans les projets de développement de 
la région, parmi lesquels on note en 
particulier huit installations de produc-
tion d’énergie éolienne et de nombreu-
ses installations photovoltaïques. Leur 
f inancement est assuré par les com-
munes, le projet «Regionen Aktiv»5, le 
programme «Leader», le fournisseur en 
énergie Avacon6 et «Altener».
Dans la région du delta de l’Elbe, la 
proportion d’énergies renouvelables 
est passée d’un peu moins de 2 pour-

cent par année en 2000 à plus de 20 
pour-cent au printemps 2004. Les pro-
jets énergétiques ont eu plusieurs ef-
fets ciblés sur la région: augmentation 
de la valeur ajoutée, stimulation du dé-
veloppement économique et création 
d’emplois. L’agriculture et la sylvicultu-
re régionales en bénéficient également 
par la livraison de biomasse. Les ins-
tallations de production d’énergie réa-
lisées contribuent à l’émergence d’en-
treprises artisanales régionales spé-
cialisées dans les techniques d’utilisa-
tion d’énergies renouvelables.

Comme le montrent ces exemples, les 
projets énergétiques lancés au niveau 
régional ont des effets multiples sur 
les régions: ils augmentent la valeur 
ajoutée, dynamisent le développement 
économique, créent des places de tra-
vail et constituent une approche écolo-
gique intelligente. Ils contribuent à fai-
re émerger des entreprises artisana-
les spécialisées dans les énergies re-
nouvelables.

En Suisse

En Suisse, l’aménagement des instal-
lations conventionnelles d’énergie hy-

draulique n’est pas le fruit des politi-
ques régionales. Cependant, ces ins-
tallations ont toujours eu des effets 
importants sur les régions, jusqu’à 
aujourd’hui. Un changement est sou-
haitable. Les considérations qui précè-
dent démontrent qu’il convient d’en-
courager une nouvelle approche in-
tégrée du développement régional et 
de la production d’énergie, associant, 
dans la mesure du possible, l’agricultu-
re et le tourisme – les touristes ne vien-
nent-ils pas faire le plein d’énergie?

1 Bois et biomasse, soleil, chaleur de l’envi-
ronnement, géothermie, vent, petites cen-
trales hydrauliques

2 Pas d’études disponibles sur la qualité des 
emplois et sur la qualification des person-
nes employées

3 Source des statistiques du canton du Valais: 
Département de la santé, des questions so-
ciales et de l’énergie

4 Leader+ est une initiative communautaire 
de l’UE conçue depuis 1991 pour favoriser 
le développement du monde rural

5 Projet-pilote « Regionen Aktiv –Land gestal-
tet Zukunft », Ministère fédéral de la protec-
tion des consommateurs, de l’alimentation 
et de l’agriculture, Allemagne

6 « Altener » est un programme pluriannuel 
de l’UE visant à encourager les énergies re-
nouvelables (1998-2002)

(traduction)

Sebastian Bellwald, né en 1971, dirige l’entre-

prise PLANVAL, « Etudes - Evaluations - Com-

munication » disposant d’un bureau à Brigue 

et à Berne. Directeur de l’antenne de coordina-

tion Suisse-Leader +. S’intéresse à la politique 

régionale depuis la rédaction de son mémoire 

à l’Institut de Géographie de l’Université de 

Berne: Sebastian Bellwald, 1997, «Potentiel 

d’innovation dans le domaine de l’utilisation 

de l’énergie hydraulique dans les régions de 

montagne» (en allemand). 
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i n f o
Fonds pour le trafic d’aggloméra-
tion: consultation

Après l’échec du contre-projet à l’ini-
tiative Avanti, un large consensus s’est 
dégagé sur la nécessité de trouver ra-
pidement une solution aux problèmes 
de trafic actuels, qui concernent no-
tamment les agglomérations. Les com-
missions des transports du Conseil na-
tional et du Conseil des Etats avaient 
chargé le Conseil fédéral d’élaborer un 
projet. La consultation sur le projet de 
création d’un fonds pour le trafic d’ag-
glomération durera jusqu’à la mi-juillet. 
Ce projet prévoit la création de deux 
fonds successifs ainsi que des mesu-
res pour les régions périphériques et 
de montagne. Il se fonde sur la réfor-
me de la péréquation et de la réparti-
tion des tâches (RPT) et peut être réali-
sé sur les bases légales actuelles.

Stabilité des coûts externes des 
transports

Le montant total des coûts pour l’envi-
ronnement et des coûts des accidents 
du trafic routier et ferroviaire qui ne 
sont pas pris en charge par les usagers 
des transports est resté relativement 
stable ces dix dernières années. La po-
litique de protection de l’air de la Con-
fédération et des cantons a aussi con-
tribué à cette stabilisation. De nouvel-
les études de l’ARE indiquent que ces 
coûts externes s’élèvent à quelque 5 
milliards de francs par an. Ce calcul 
ressort des quatre nouvelles études et 
des résultats déjà publiés sur les coûts 
externes des accidents. Au total, ce-
la correspond à environ 1,25 pour-cent 
du produit intérieur brut de la Suisse. 
Le trafic routier a généré quelque 4,7 
milliards de francs de coûts externes, 
soit 93 pour-cent, et le trafic ferroviai-
re le solde, soit 0,3 milliard de francs.

Coopération de tous pour une politi-
que suisse des agglomérations

En raison de leur importance en tant 
qu’espaces économiques et sociaux, 
de fortes agglomérations jouent un 
rôle clé dans le développement de la 
Suisse. Parallèlement, les aggloméra-
tions sont confrontées à des défis et 
problèmes complexes qu’elles ne sont 
souvent plus en mesure de résoudre 
par leurs propres moyens. La Confé-
rence tripartite sur les agglomérations 
(CTA) adresse des recommandations à 
la Confédération, aux cantons, aux vil-
les et aux communes. Ces recomman-
dations portent sur l’intensif ication 
des échanges d’informations ainsi que 
la nécessité de renforcer la collabora-
tion au sein des agglomérations, enfin 
sur la prise en compte des problèmes 
spécif iques des agglomérations dans 
les politiques sectorielles concernées.

Assouplissements dans le domaine 
agricole

La loi révisée sur l’aménagement du 
territoire est entrée en vigueur le 1er 
septembre 2000. Depuis, il est apparu 
que le droit en vigueur était trop res-
trictif quant aux possibilités offertes 
aux agriculteurs d’exercer des activi-
tés accessoires non agricoles sur leur 
exploitation. Il est par conséquent dif-
f icile pour ces derniers de réagir au 
changement structurel rapide. Le Con-
seil fédéral a donc chargé le DETEC de 
lui soumettre, au cours du deuxième 
trimestre 2005, des propositions de 
modification de la loi et de l’ordonnan-
ce sur l’aménagement du territoire.

Substituer le droit de l’aménage-
ment du territoire à la Lex Koller

Dans la logique de la politique de crois-
sance qu’il a adoptée, le Conseil fédé-
ral entend abroger la Lex Koller afin 

de faciliter l’acquisition de logements 
de vacances par des étrangers, en li-
bérant ces derniers de l’assujettisse-
ment au régime de l’autorisation et en 
supprimant les contingents. Il faut par 
conséquent s’attendre à un accroisse-
ment de la demande de résidences se-
condaires dans plusieurs régions tou-
ristiques. Il convient donc d’examiner 
si, par le biais du droit de l’aménage-
ment du territoire, la construction de 
résidences secondaires peut être con-
trôlée.

Trafic marchandises à travers les Al-
pes: le rail gagne des points

En 2004, quelque 1’255’000 poids-
lourds ont traversé les Alpes suisses, 
soit 3 pour-cent de moins que l’année 
précédente et presque 10 pour-cent de 
moins qu’en 2000, année où la RPLP et 
la limite des 34 tonnes ont été introdui-
tes. Durant cette même période, le rail 
a enregistré une croissance du trafic 
marchandises à travers les Alpes su-
périeure à 10 pour-cent (en tonnes). La 
hausse est particulièrement marquée 
dans le trafic combiné, se caractéri-
sant, dans le trafic à travers les Alpes, 
par une croissance de 18 pour-cent en 
2004. Bien que le nombre de véhicu-
les ait reculé, le poids des marchandi-
ses transportées a augmenté de 5 pour-
cent sur la route en raison d’une char-
ge moyenne des poids-lourds plus éle-
vée; de son côté, le rail a connu une 
hausse de 10 pour-cent. Pour la pre-
mière fois depuis 2000, la répartition 
modale a évolué en faveur du rail, la 
part de ce dernier progressant de 63 à 
65 pour-cent.

Communiqués de presse détaillés et in-

formations complémentaires disponi-

bles sur: www.are.ch

(traduction)
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«La gestione dell’energia è una questione che 

riguarda tutti: collettività pubbliche, imprese, 

privati.»

Editoriale
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L’energia è fonte di vita. L’utilizziamo per ri-

scaldare gli edifici, per produrre beni e per 

far muovere i mezzi di trasporto. Un approv-

vigionamento energetico sufficiente è una 

condizione indispensabile per lo sviluppo 

economico, sociale e culturale del nostro 

paese.

Un approvvigionamento energetico sicuro 

presuppone una gestione intelligente delle 

risorse, che sono limitate. Risorse non rin-

novabili, quali il petrolio o il carbone, e ri-

sorse rinnovabili, ma non sempre accessi-

bili in maniera agevole, quali la legna, il so-

le, il vento, la forza idraulica o la geotermia. 

Gestire in modo intelligente l’energia signi-

fica prima di tutto evitare gli sprechi. Vuol 

dire poi diversificare le fonti di approvvigio-

namento privilegiando le energie rinnova-

bili e, infine, predisporre le necessarie in-

frastrutture di produzione, stoccaggio e di-

stribuzione riducendo per quanto possibile 

l’impatto sull’ambiente, sulla popolazione e 

sull’economia.

La gestione dell’energia è una questione 

che riguarda tutti: collettività pubbliche, 

imprese, privati. Tutti possono contribuire 

a risparmiare energia e a favorire il ricor-

so alle fonti energetiche rinnovabili e po-

co inquinanti. La Confederazione, i Canto-

ni e i Comuni sono inoltre chiamati a crea-

re, nell’ambito delle loro attività di gestione 

del territorio e di pianificazione dei traspor-

ti e dell’energia, le condizioni atte a garan-

tire un approvvigionamento energetico suf-

ficiente. 

Con i suoi sforzi in materia di gestione del 

territorio e di coordinamento dei trasporti, 

in particolare fornendo sostegno ai Cantoni 

e promuovendo lo sviluppo concentrato del-

l’urbanizzazione, la complementarietà dei 

mezzi di trasporto e l’integrazione nel ter-

ritorio degli impianti di approvvigionamen-

to energetico, l’ARE contribuisce a uno svi-

luppo territoriale e a un approvvigionamen-

to energetico sostenibili. 

(traduzione)
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La pianificazione del territorio deve occu-

parsi più a fondo e a tutti i livelli dello Sta-

to del tema dell’energia, perché si tratta di 

un fattore chiave per lo sviluppo della no-

stra società. In un assetto territoriale razio-

nale e nel complesso della sostanza edifi-

cata si celano grandi potenziali di efficien-

za energetica. Inoltre, a livello di quartiere, 

è importante realizzare strutture abitative 

adatte all’avvenire e sistemare l’area resi-

denziale in modo attrattivo. 

L’energia è la chiave per un futuro sostenibile

Fritz Bosshart
fritz.bosshart@are.admin.ch
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L’energia è un fattore che influenza e 
caratterizza i processi vitali. Da sem-
pre, l’ordinamento del territorio e l’ot-
timizzazione energetica sono stretta-
mente legati ai f ini dell’adempimento 
delle funzioni esistenziali umane. La 
struttura urbana delle città storiche 
europee rivela, nella sua varietà e nel-
le dimensioni adattate al luogo, un si-
stema spaziale ben organizzato, con 
un’utilizzazione ottimale delle risorse 
e un dispendio energetico minimo per 
quanto riguarda la mobilità. 
È stato solo con l’avvento di sistemi 
tecnici che hanno permesso lo sfrutta-
mento dell’energia esterna, dapprima 
la macchina a vapore, più tardi il moto-
re a scoppio e la turbina, che gli inse-
diamenti hanno cominciato ad espan-
dersi in superficie. L’energia a basso 
costo ha causato il disgregamento del 
precedente elevato ordine territoriale 
locale. Di fatto, i sistemi di trasporto 
si sono imposti facilmente agli obiet-
tivi di sistemazione del territorio. La 
motorizzazione ha sbaragliato tutte le 
idee di strutture territoriali ottimizza-
te. Sono soprattutto le ampie connes-
sioni del sistema dei trasporti e quin-
di l’energia che formano e modificano 
le strutture. 

Promuovere maggiormente le ener-
gie rinnovabili

I l sistema di regolamentazione con-
venzionale nel settore dell’energia de-
gli ultimi decenni è caratterizzato dal 

mandato pubblico d’approvvigiona-
mento. Tradizionalmente, esso pre-
vede la fornitura di corrente elettrica 
e, localmente, anche di gas quali beni 
fondamentali a tutti i consumatori, in 
ogni momento, nella quantità deside-
rata e in ogni luogo. Gli edifici, l’edili-
zia e i trasporti consumano circa i due 
terzi dell’energia in Svizzera e rappre-
sentano, oggi, il nostro problema cen-
trale di sostenibilità. Per contrastare 
uno sviluppo non sostenibile, la poli-
tica deve promuovere maggiormente 
l’efficienza energetica e i vettori ener-
getici rinnovabili. 

La pianificazione del territorio in-
fluisce sul consumo d’energia

Finora, per quanto riguarda l’ener-
gia, la pianificazione del territorio si è 
occupata quasi esclusivamente della 
scelta e della valutazione di siti di pro-
duzione e di reti d’approvvigionamento 
energetico. L’impatto provocato dalle 
strutture d’insediamento sul consumo 
d’energia erano di secondaria impor-
tanza. In futuro, la gestione del territo-
rio non si limiterà più solo all’attuazio-
ne di decisioni precedenti in materia di 
politica energetica, ma, come prevede 
il suo mandato, considererà la politica 
energetica come uno strumento attivo 
della pianificazione territoriale. 
I mercati dell’energia, oltre all’introdu-
zione di una maggiore concorrenza, so-
no esposti ad una forte pressione mo-
dernizzatrice politico-ambientale. Se, 

in un primo tempo, i problemi ecolo-
gici sembravano limitabili all’inquina-
mento locale e regionale dell’aria e del 
suolo, a partire dall’ultimo decennio il 
compito centrale della politica ambien-
tale ed energetica è diventata la stabi-
lizzazione del clima globale. 

Concentrare le vie di trasporto e 
accorciare le vie d’approvvigiona-
mento

In passato, la pianif icazione urbana 
funzionalista, su cui si basava la «Car-
ta di Atene» pubblicata nel 1943, ha 
provocato l’aumento del traffico e del 
consumo d’energia. La «Nuova Carta di 
Atene» del 1998 cerca, correggendo, di 
porre altri accenti. Essi riguardano, so-
prattutto, l’utilizzazione responsabile 
dello spazio quale risorsa naturale li-
mitata ed esposta a una domanda in 
continua crescita. La pianificazione è 
considerata come un lavoro di gruppo 
interdisciplinare in cui il risparmio di 
energia, grazie ad opportune struttu-
re insediative e spaziali, gioca un ruo-
lo centrale. Le possibilità di risparmio 
energetico vengono individuate nel 
raccorciamento delle distanze grazie 
ad un’opportuna commistione funzio-
nale, nella concentrazione delle vie di 
trasporto, nel trasferimento della do-
manda di trasporto a mezzi con un bas-
so consumo energetico e nello sfrutta-
mento vantaggioso del calore residuo 
con distanze brevi al consumatore. 

Le tendenze dal punto di vista della 
sostenibilità

La situazione energetica dell’ultimo 
decennio si lascia descrivere, a grandi 
linee, con costi dell’energia da stabili 
a calanti e con la continua crescita del 
suo consumo. In Svizzera, l’industria e 
i servizi consumano il 37 percento di 
energia, i trasporti il 33 percento e le 
costruzioni e gli alloggi il 28 percento. 
La quota maggiore del nostro consu-
mo finale proviene da vettori energeti-

Ripartizione del consumo di energia in Svizzera nel 2003 secondo le fonti energetiche in %. 
Fonte: Statistica globale svizzera dell’energia 2003
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ci fossili. Da una parte, l’importazione 
di energia a basso prezzo alleggerisce 
lo spazio vitale svizzero. Se la Svizze-
ra dovesse far fronte al consumo con 
fonti proprie, ne deriverebbero ulterio-
ri carichi sul territorio, causati dall’ec-
cessiva estensione degli impianti per 
lo sfruttamento dell’energia idroelet-
trica ed eolica. 
D’altra parte, lo sviluppo territoriale, 
determinato da una disponibilità qua-
si illimitata d’energia, grava sullo spa-
zio vitale con un crescente consumo di 
suolo e con l’aumento di pericoli clima-
tici come le erosioni dovute al disge-
lo del permafrost nella regione alpina. 
Inoltre, lo sviluppo attuale è problema-
tico anche perché risulta da una falsi-
f icazione sistematica dei costi: i costi 
esterni del consumo energetico in ge-
nerale, quelli dei trasporti in particola-
re e specialmente quelli del trasporto 
aereo a motivo dell’esenzione fiscale; 
un costo del petrolio orientato a bre-
ve che non ne rispecchia l’incipiente 
scarsità. L’insuff iciente effetto diret-
tivo della pianificazione del territorio 
non ha impedito questo sviluppo, anzi, 
forse in parte lo ha sostenuto. 

Fare oggi le scelte giuste

La Costituzione federale stabilisce che 
l’energia debba essere impiegata in 

modo parsimonioso e razionale. Con 
la visione di una «società a 2000 Watt» 
viene messo in pratica questo consu-
mo sostenibile dell’energia. La «socie-
tà a 2000 Watt», come massima di com-
portamento, si basa su un ampio prin-
cipio. Quest’obiettivo d’orientamento 
va raggiunto a pari elevata qualità di vi-
ta, con crescita economica e sicurezza 
d’approvvigionamento, mediante l’au-
mento dell’efficienza energetica, la ri-
duzione del fabbisogno e un aumen-
to incisivo della quota di energie rin-
novabili. 
Considerando l’obiettivo del minor con-
sumo energetico possibile, la pianifica-
zione del territorio può decidere misu-
re atte a ridurre il traffico nell’ambito 
della sua pianificazione d’utilizzazione, 
così come a livello di politica fondiaria 
e immobiliare. L’obiettivo è la riduzio-
ne del traffico pendolare e del tempo li-
bero grazie alla creazione di un’elevata 
qualità di permanenza nelle zone resi-
denziali, con la trasformazione di zone 
industriali in disuso in zone plurifunzio-
nali con un’alta quota d’alloggi, con la 
costruzione di nuovi, gradevoli quartie-
ri nell’area urbana e con la messa a di-
sposizione di zone lavorative di quali-
tà, ottimamente allacciate alla rete dei 
trasporti pubblici. 
La Svizzera deve agire già adesso, per 
essere pronta quando, fra un decennio 
circa, il costo del petrolio salirà alle 

stelle a causa della diminuzione globa-
le della sua estrazione e della crescen-
te domanda, segnatamente da parte 
dei Paesi soglia. In seguito ai lunghi ci-
cli di reinvestimento e di rinnovamen-
to nel settore degli edifici, gli strumen-
ti giuridici relativi all’edilizia e alla pia-
nificazione devono gettare già oggi le 
basi per ciò che eventualmente verrà 
realizzato solo tra alcuni decenni. Per 
esempio tramite disposizioni pianif i-
catorie si dovrebbe consentire, a tito-
lo d’incentivazione, un maggiore sfrut-
tamento in caso d’applicazione dello 
standard Minergie sia per le costruzio-
ni nuove che in caso di risanamento e 
trasformazione di vecchi edifici. 

(traduzione)

Fritz Bosshart, 1946, ha completato i suoi studi 

come ingegnere geomatico alla Scuola Tecni-

ca Superiore di Basilea. Successivamente ha 

diretto presso lo studio d’ingegneria Emch + 

Berger SA a Berna, i lavori di misurazione in 

grandi cantieri edilizi in Svizzera e all’estero. 

Attualmente, è attivo quale urbanista presso 

l’ARE, sezione pianificazione dei trasporti e 

delle infrastrutture.

Ripartizione del consumo di energia in Svizzera nel 2003 secondo i gruppo di utenza in %. Fon-
te: Statistica globale svizzera dell’energia 2003
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Nel corso dei prossimi decenni, l’Europa si 

troverà confrontata a grandi sfide. Le strut-

ture dell’insediamento costituiscono un 

quadro rappresentativo del modo in cui le 

affronteremo. Attualmente, il loro stato e le 

tendenze del loro sviluppo risultano critici. 

Nondimeno, non si tratta di una situazione 

senza speranza, dopotutto siamo noi stessi 

a definire la struttura dell’insediamento e il 

suo sviluppo, ma è tempo di esaminarne e 

ridefinirne l’orientamento nell’ambito di un 

dibattito sociale. 

Karl Otto Schallaböck
Karl-otto.schallaboeck@wupperinst.org

Prospettive per la struttura dell’insediamento 

in Europa
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Le sfide sono molteplici e fondamen-
tali : la sostenibilità ecologica è minac-
ciata, in particolare, dal nostro modo 
di gestire l’energia e dalle ripercussio-
ni sul clima globale. L’evoluzione de-
mografica e la sua velocità, mettono in 
forse la sostenibilità sociale. La nostra 
sostenibilità economica dipende dalla 
capacità competitiva in contesti eco-
nomici globalizzati. Le esigenze che ne 
risultano per singoli Paesi o regioni so-
no sì differenti, ma, in generale, rimar-
chevoli per tutta l’Europa. E: si rinfor-
zano reciprocamente. 

L’obiettivo: tornare al 20 percento

Per quanto riguarda il consumo di ener-
gia fossile e l’inquinamento climatico 
che ne consegue, già negli anni ’90 del 
secolo scorso, le due commissioni d’in-
chiesta sul clima del Bundestag tede-
sco ritenevano necessaria, in accordo 
con tutte le parti politiche e con tut-
te le discipline scientif iche coinvolte, 
una riduzione dell’80 percento entro il 
2050 rispetto al livello del 1990. Gros-
so modo, questo significa un abbassa-
mento del valore annuale pro capite 
d’inquinamento equivalente CO2 da 15 
a circa tre tonnellate. Se attribuiamo 
la metà al consumo privato, ciò corri-
sponde a valori perseguiti di 700 litri di 
benzina, o 600 litri di carburante die-
sel o olio combustibile, o circa 200 li-
tri di cherosene. Attualmente, tendia-
mo piuttosto a sfruttare fino in fondo 
le possibilità di ogni categoria. Sui ri-
schi economici legati alla natura limi-
tata delle risorse fossili, vista l’attua-
le eccessiva speculazione, non è il ca-
so qui di soffermarsi. 

La concorrenza si fa più aspra

I l mutamento demografico è caratte-
rizzato, in tutte le società occidentali, 
dalla diminuzione delle dimensioni del-
le economie domestiche, dall’innalza-

mento dell’età media e da quote di fer-
tilità sotto il livello di mantenimento. 
L’aumento dei costi economici di sus-
sistenza, compresa l’assistenza medi-
ca, limita, come accresciuto costo so-
ciale base, la competitività globale del-
le singole produzioni nazionali: una cir-
costanza politicamente difficile da ge-
stire. Anche il fatto che la concorren-
za nell’economia globalizzata si faccia 
sempre più aspra, provocando scric-
chiolamenti persino in Stati di solida 
industrializzazione, ad esempio quan-
do sono richieste maggiori prestazio-
ni con un compenso minore, non è un 
segreto. Nell’ottica del 2050, la situa-
zione attuale potrebbe apparire anco-
ra relativamente idilliaca. 

Il ruolo della struttura dell’insedia-
mento

La struttura dell’insediamento, quale 
coagulo strutturale della società e del-
l’economia, determina in modo fonda-
mentale le nostre possibilità e i nostri 
vincoli relativi allo sfruttamento del-
l’ambiente, la vita sociale e l’efficien-
za dell’attività economica. Le tenden-
ze: la superficie abitativa pro capite è 
in crescita, in media il volume delle co-
struzioni diminuisce e la superficie uti-
lizzata per scopi insediativi, compresa 
la superficie relativa ai trasporti, au-
menta decisamente. Questo sviluppo 
non è svantaggioso solo dal punto di 
vista del consumo di superficie, cui ul-
timamente viene prestata più atten-
zione, ma, f intanto che non si utiliz-
zino fonti energetiche rinnovabili, an-
che da quello dell’energia: il consumo 
energetico aumenta, a stesse condi-
zioni di qualità termotecnica, in virtù 
di un peggiore rapporto superficie/vo-
lume e con l’aumento della superficie 
abitabile riscaldata. Il riscaldamento e 
i trasporti in automobile rappresenta-
no la parte del leone del bilancio ener-
getico, altrettanto elevata è la loro in-
fluenza sul clima. 

Il circolo vizioso dell’automobile

Sono almeno tre decenni che è stata 
tematizzata la centralità del ruolo del-
l’automobile nel rapporto reciproco tra 
lo sviluppo dell’insediamento e il traf-
fico. La disponibilità del veicolo priva-
to permette l’espandersi degli spazi 
insediativi: essa indebolisce le forme 
abitative urbane, le possibilità di tra-
sporto nell’ambito del traffico non mo-
torizzato e pubblico e incentiva quin-
di ulteriormente una struttura dei tra-
sporti basata sul veicolo privato. L’am-
pliamento delle strutture dei trasporti 
in parte precedente e in parte conse-
guente favorisce uno stile di vita basa-
to sull’automobile. In definitiva, l’uso 
dell’automobile non permette un ri-
sparmio di tempo, ma allarga il raggio 
d’azione in una situazione di coesione 
sociale locale ridotta e, parallelamen-
te, di maggiori costi economici ed eco-
logici. A partire dai lavori di Newman e 
Kenworthy, siamo in grado di quantifi-
care questo fatto, sappiamo ad esem-
pio che gli abitanti dei dintorni di New 
York consumano sei volte più benzina 
degli abitanti di New York. 
Il dispendio di energia non aumenta so-
lo nell’ambito dei trasporti e del riscal-
damento. Praticamente in tutti i com-
piti d’infrastruttura si pone la questio-
ne se ci si possa permettere un mag-
giore consumo o se sia meglio accet-
tare una riduzione della prestazione o 
della qualità dell’approvvigionamento. 
È interessante notare che oggi circa la 
metà delle spese di consumo delle eco-
nomie domestiche private va attribuita 
all’alloggio, all’energia e ai trasporti. 

Procedere con cautela, ma in modo 
deciso

Secondo le nostre conoscenze attuali, 
una densità da circa 5’000 a 10’000 abi-
tanti per chilometro quadrato permet-
terebbe di conseguire vantaggi decisi-
vi. Già con costruzioni a schiera che ga-
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rantiscono un alto grado di sfera priva-
ta, giardino compreso, si possono rag-
giungere densità superiori a 10’000 
abitanti per chilometro quadrato con 
un buon livello d’accettanza. Uno sgra-
vio rilevante è possibile anche grazie 
ad approcci tecnici avanzati, sebbene 
non sia il caso di puntare in modo in-
fantile-magico su «armi tecniche se-
grete». Del resto, il consenso non va, 
naturalmente, scambiato con l’unifor-
mità: la necessità di un accordo è da-
ta solo in relazione al quadro delle esi-

genze individuali e degli obblighi so-
ciali.
Quindi, in generale, non dovremmo es-
sere troppo pessimisti: anche se i lun-
ghi orizzonti temporali non permetto-
no, a causa della lentezza insita del si-
stema, molti tentennamenti, essi of-
frono delle buone prospettive di suc-
cesso se si procederà con cautela. 

(traduzione)

Karl Otto Schallaböck, 1948, 

ha studiato filosofia, psi-

cologia e matematica e 

attualmente è direttore ag-

giunto del gruppo di ricerca 

«Zukünftige Energie- und 

Mobilitätsstrukturen» presso il Wuppertal In-

stitut für Klima, Umwelt und Energie GmbH. Il 

suo campo di lavoro comprende lo studio di 

sistemi e di scenari nei settori ambiente e tra-

sporti, energia e clima, demografia e struttura 

dell’insediamento e il trattamento di speciali 

questioni nel settore dei trasporti.   
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Grazie alla rimunerazione per l’immissione 

di energia elettrica a copertura dei costi e 

alla riforma fiscale ecologica attuata trami-

te la legge sul CO2, un futuro energetico so-

stenibile non è più un sogno. L’aumento del 

prezzo del petrolio e le continue riduzioni 

dei costi nell’ambito delle energie rinnova-

bili permetteranno uno sganciamento indo-

lore dal fossile e dal nucleare, fonti energe-

tiche ad alto rischio. L’energia idroelettrica 

acquisterà maggiore significato come pro-

duzione d’appoggio capace di accrescere il 

valore dell’energia eolica. Sono queste le 

convinzioni di Ruedi Rechsteiner, economi-

sta e consigliere nazionale basilese. 

Intervista: Pieter Poldervaart
Foto: Annett Altvater

«Le energie rinnovabili sono in grado 

di assicurare il futuro energetico svizzero»
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A metà marzo, il Consiglio federale 
ha preso la sua attesa decisione in 
materia di politica del clima, intro-
ducendo la tassa sul CO2 per quan-
to riguarda i combustibili fossili e 
il cosiddetto centesimo per il clima 
per i trasporti. Cosa pensa di que-
sto compromesso?

Ruedi Rechsteiner: non ne sono affat-
to entusiasta, ma con nove centesimi 
di tassa sul CO2 per litro di olio combu-
stibile si farà, almeno, un passo avan-
ti in questo settore. Per adempiere la 
legge sul CO2 sarebbe stata necessaria 
anche una tassa sul CO2 sui carburanti. 
Il centesimo per il clima sulla benzina 
e sul diesel è una tassa privata, senza 
base legale. In questo modo, si priva-
tizza la politica ambientale ed econo-
miesuisse assume un ruolo di esatto-
re fiscale senza legittimazione demo-
cratica. La Commissione della concor-
renza ha detto chiaramente di ritenere 
questo fatto inammissibile. Non posso 
che assentire. 

Se il centesimo per il clima non 
produrrà risultati sufficienti, il 
Consiglio federale è intenzionato 
ad introdurre, nel 2008, la tassa sul 
CO2 anche per la mobilità. Basterà 
per rispettare gli obblighi che ci 
siamo assunti a Kyoto? 

È possibile, nonostante l’inattività del 
Consiglio federale, grazie all’aumento 
del prezzo del petrolio. Quello che pe-
rò ancora manca è una politica ener-
getica coerente. La disputa infinita sul-
l’energia nucleare blocca tutto quan-
to: l’energia rinnovabile e l’efficienza 
energetica. Ciononostante, il mercato 
si sviluppa a favore della sostenibilità.

E come?

La parola chiave è «scarsità di petro-
lio». Già oggi è un fattore che si fa sen-
tire globalmente e si acuirà dopo il 
2010. Due anni fa, nel mio libro «Grün 
gewinnt», ho sostenuto che il prezzo 
del petrolio sarebbe aumentato a 60 

dollari il barile. Oggi siamo a 58 dolla-
ri. Adesso lo Stato dovrebbe accelera-
re il cambiamento strutturale e, trami-
te la tassa sul CO2, chiarire agli investi-
tori che il costo del petrolio non dimi-
nuirà più. Solo allora ci saranno, final-
mente, investimenti sensati, fatto che 
oggi non avviene a motivo dell’insicu-
rezza nei rapporti politici. 
Il Consiglio federale aveva annunciato 
la tassa sul CO2 già nel 1985 e da allo-
ra sono passati vent’anni, due decen-
ni persi...

Anche i suoi scenari esistono già 
da decenni. Ci sono effettivamente 
degli indizi di una possibile scarsi-
tà di energia fossile? 

L’indizio migliore è il prezzo del petro-
lio. Negli ultimi due anni, esso è più che 
raddoppiato, ma questo meccanismo è 
poco compreso. Negli Stati Uniti è di-
verso. Lì, le grandi industrie chimiche 
trasferiscono i loro impianti dal Texas 
nel Medio Oriente. Il motivo: il gas na-
turale scarseggia sempre più, con una 
diminuzione dell’estrazione del due 
o tre percento all’anno. I prezzi sono 
quintuplicati. 

Quindi, un semplice meccanismo 
dell’economia di mercato? 

Per due decenni alle facoltà economi-
che si veniva derisi quando si accenna-
va alla scarsità delle materie prime fos-
sili. Nel frattempo, è chiaro che la pro-
duzione di petrolio diminuisce in un nu-
mero crescente di Paesi, mentre la fa-
me energetica della Cina continua ad 
aumentare. 

Non sono delle belle prospettive...

...ciò malgrado, questo sviluppo ha de-
gli aspetti decisamente positivi. La 
Svizzera è in grado di sviluppare un ap-
provvigionamento energetico il cui co-
sto equivale, all’incirca, a quello del-
l’approvvigionamento attuale con pe-
trolio, gas e nucleare, ma che si basa al 
100% su fonti energetiche rinnovabili. 

Esistono applicazioni pratiche in 
questo senso? 

Ad esempio l’Austria, un paese mol-
to simile alla Svizzera, ha intrapreso 
i primi passi in questa direzione. O la 
regione dello Schleswig-Holstein: nel 
2010 coprirà la metà del suo fabbiso-
gno energetico con l’energia eolica. 
Anche la Danimarca punta sul vento: il 
50 percento entro il 2020. Persino ne-
gli Stati Uniti, nonostante Bush, sono in 
atto grandi cambiamenti. Probabilmen-
te, già nel 2005 gli Stati Uniti saran-
no mondialmente all’avanguardia per 
quanto riguarda l’energia eolica. 

Anche la tecnica ha fornito un con-
tributo in questo senso?

In effetti, oggi siamo molto più avanti 
di 30 anni fa. I prezzi diminuiscono co-
stantemente nel settore delle energie 
rinnovabili. Ad esempio, per quanto ri-
guarda il vento, si tratta annualmen-
te di circa il tre percento, nel caso del-
l’energia fotovoltaica di circa il cinque 
percento. Grazie a crescite di mercato 
annuali del 70 percento e a nuovi me-
todi di produzione, l’innovazione gode 
di un forte stimolo. I Paesi che oggi ri-
f iutano di sottoscrivere il Protocollo di 
Kyoto e che puntano sulla vecchia tec-
nica, si ritroveranno presto nella trap-
pola dei costi perché si basano su vet-
tori energetici molto costosi. Tra l’altro, 
questo vale anche per l’energia nuclea-
re che non è mai stata conveniente. Nel 
corso degli ultimi dodici mesi, il prezzo 
dell’uranio è raddoppiato.
In Svizzera necessitiamo di un intero 
mosaico di nuove tecnologie. Non tutto 
deve essere di origine indigena. Sul no-
stro territorio, con il vento, riusciremo 
forse a sostituire una piccola centra-
le nucleare mediante alcune centinaia 
di turbine al di fuori delle zone protet-
te delimitate. Ma non ci si deve fissa-
re sull’interno perché con 2000 turbi-
ne al Mare del Nord sarebbe possibi-
le sostituire tutte le centrali nucleari 
svizzere ad un costo assai più modico. 
Si sottovaluta anche il potenziale del-
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la geotermia. Nella sola regione dell’Al-
to Reno sono previsti progetti in una 
mezza dozzina di siti diversi. I vantaggi 
di questa fonte energetica sono enor-
mi: energia di banda a un prezzo van-
taggioso, senza CO2, disponibile local-
mente e quasi ovunque. Le «zone cal-
de» sono presenti in tutto l’Altopiano 
settentrionale. Inoltre, il calore resi-
duo di queste centrali permetterebbe 
di sostituire migliaia di riscaldamen-
ti ad olio. Ad esempio, per quanto ri-
guarda il progetto basilese «Deep Heat 
Mining», ci aspettiamo un costo di 14 
centesimi per chilowattora. Mentre il 
prezzo del petrolio continuerà ad au-
mentare, i costi di produzione di cor-
rente scenderanno sotto i 10 centesi-
mi per chilowattora. 

Ci sono potenziali ulteriori per le 
nuove energie rinnovabili?

Certamente. La modernizzazione del-
lo sfruttamento della forza idrica ce-
la ancora del potenziale. Gli impianti 
per l’incenerimento dei rif iuti sono po-

co sfruttati: già qui si potrebbe soddi-
sfare dall’uno al due percento del con-
sumo energetico svizzero. La pianifica-
zione del territorio ha fallito, nella mi-
sura in cui non ha considerato l’utiliz-
zazione del calore perduto come crite-
rio per la scelta dell’ubicazione. Inoltre, 
il costo del petrolio era troppo basso. 
Gli impianti per l’incenerimento dei ri-
f iuti, dotati di buoni filtri, vanno piani-
ficati nei centri, presso i grandi consu-
matori di calore.

E il bosco, la biomassa in generale?

Secondo l’Ufficio federale dell’energia, 
il potenziale di produzione di energia 
elettrica a partire dalla biomassa am-
monta all’11 percento del consumo. I si-
ti sono piuttosto decentrati e fornisco-
no un contributo importante al valore 
aggiunto in regioni sfavorite. In Svizze-
ra, si calcolano circa 1000 possibili im-
pianti per la produzione di corrente a 
biogas, oggi sono 70. Combinando que-
ste diverse fonti energetiche, si dispo-
ne di risorse pulite e praticamente illi-

mitate per un futuro energetico soste-
nibile. La questione è quanto in fretta 
si possa attuare il cambiamento e con 
quali costi. Già tra pochi anni, avremo 
un’offerta europea di energia eolica a 
sei o sette centesimi per chilowattora 
e con una disponibilità quasi illimitata. 
Questo lo può capire chiunque parago-
ni un atlante del vento e una carta ba-
timetrica del Mare del Nord. 

Ma così la corrente elettrica viene 
prodotta molto lontano da dove la 
si consuma...

È vero, ma la tecnica di trasmissione 
esiste già da tempo ed è poco onero-
sa: la ABB costruisce un elettrodotto 
in corrente continua da 3 gigawatt che 
parte dalla Diga delle tre gole e arri-
va a Shanghai lungo 1000 chilometri, 
distanza che corrisponde all’incirca a 
quella tra Basilea e il Mare del Nord. 
Nel mondo esistono dozzine di elettro-
dotti di questo tipo, dove è disponibi-
le energia elettrica ad un costo conve-
niente e in grande quantità. La perdi-
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ta di energia durante il trasporto, dal 
tre al cinque percento, non costitui-
sce, quindi, un vero problema. Bisogna, 
inoltre, immaginarsi ciò che rappresen-
terà il Mare del Nord dal punto di vista 
dell’industria energetica: esso ha un 
potenziale pari a quello di 10’000 Gran-
de Dixences. 

E questa corrente elettrica è con-
correnziale?

Naturalmente, per quanto riguarda la 
tecnica of fshore, ci troviamo anco-
ra nella fase di prova, ma gli 800 me-
gawatt attuali provenienti da centra-
li di due o tre MW funzionano a pie-
no regime durante 3000 - 4000 ore an-
nuali, quindi il doppio di quanto avvie-
ne presso gli impianti sulla terraferma. 
Ciò giustif ica i costi elevati di costru-
zione. Inoltre, tra circa due anni, com-
pariranno sul mercato le grandi turbi-
ne da cinque megawatt. 

Quindi, avremo presto qualcosa 
come un secondo «boom del petro-
lio»?

Qualcosa del genere, sì. Ma il petro-
lio è limitato, l’energia eolica è ine-
sauribile e innocua. Inoltre, non ci sa-
rà un’OPEC del vento: i potenziali sono 
troppo grandi, ogni nazione può pren-
dervi parte. Si può imparare dalle cri-
si del petrolio: prima del 1973, i costi 
di estrazione nel Mare del Nord erano 
di 16 dollari al barile, quindi circa il 60 
percento al di sopra del prezzo di mer-
cato mondiale. Le impennate dei prez-
zi del greggio nel 1973 e nel 1979 han-
no motivato gli europei ad estrarre pe-
trolio dal Mare del Nord. E cosa è suc-
cesso? I costi d’estrazione al barile so-
no scesi successivamente a otto dol-
lari. Uno sviluppo simile si è avuto nel 
caso dell’energia eolica onshore, a par-
tire dal 1990. Nell’offshore, i costi ca-
leranno in modo ancora più impressio-
nante, perché oggi disponiamo di 15 
anni in più di esperienza. 

Questo cosa significa per la politica 
energetica svizzera?

In un prossimo futuro, nel settore del-
l’energia elettrica, subiremo la concor-
renza dell’energia eolica estera a bas-
so prezzo. Esperti del ramo prevedo-
no prezzi sotto i cinque centesimi per 
chilowattora entro l’anno 2015. Ci ser-
ve quindi un meccanismo di protezio-
ne anche per la nostra forza idrica af-
finché possa rimanere competitiva. Al-
trimenti, risanamenti a 12 o 15 centesi-
mi per chilowattora saranno impossibi-
li, per non parlare di nuove centrali nu-
cleari che, comunque, prima o poi, nes-
suno vorrà più. Tra alcuni anni, la tec-

nologia nucleare morirà in senso eco-
nomico, sempre che la libera concor-
renza funzioni e che non intervengano 
nuove stampelle statali. 

L’energia eolica è ritenuta inaffida-
bile. Dovremo costruire delle gran-
di centrali a energia totale a gas 
come tappabuchi e quindi investire 
il doppio?

No, non credo. L’Istituto Fraunhofer 
che si occupa della tecnica d’approv-
vigionamento di energia solare, ha si-
mulato un approvvigionamento totale 
con energie rinnovabili. La ricetta con-
tro le interruzioni di corrente si chia-
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ma diversif icazione e interconnessio-
ne. Per l’Europa, questo significa una 
rete di collegamenti con elettrodotti 
in corrente continua tra regioni come 
il Mare del Nord, il Mar Baltico e quel-
lo d’Irlanda, la Bretagna, la Provenza, 
la Spagna meridionale, il Marocco. Già 
oggi attorno al Mar Rosso ci sono par-
chi eolici che producono energia a tre 
centesimi per chilowattora. Lì, il vento 
soffia 6500 ore all’anno. Naturalmen-
te ci sono delle perdite di trasmissio-
ne che però, anche in una rete di tale 
ampiezza, non superano il 10 percento. 
Con costi di produzione da quattro a 
sei centesimi per chilowattora, l’ener-
gia eolica batte, a lungo termine, qual-
siasi produzione energetica fossile e 
nucleare, compreso l’ammortamento 
su 50 anni delle reti di trasmissione in 
corrente continua. Naturalmente, ne-
cessitiamo anche della forza idrica e 
di altre nuove tecniche come produzio-
ni d’appoggio.

È allettante. Ma l’industria svizzera 
dell’energia elettrica si impegna in 
questo senso?

Nel nostro Paese non ancora. Comun-
que, l’Axpo ha pur sempre acquista-
to in Norvegia 1000 megawatt di cor-
rente elettrica eolica. La crescita del-
l’energia eolica a livello europeo è pe-
rò, con un maggior rendimento del 20 
al 30 percento all’anno, estremamen-
te dinamica e sorpasserà, durante il 
prossimo decennio, l’energia nucleare. 
Il vento è, fra tutte le fonti energetiche 
rinnovabili, quella meno costosa e tec-
nicamente più avanzata, ha il potenzia-
le maggiore e i tempi di costruzione più 
brevi: in due mesi si installa una turbi-
na subito funzionante, mentre nel ca-
so dell’energia geotermica, si tratta di 
sette o otto anni.

Come si spiega, quindi, la passivi-
tà? 

L’industria svizzera dell’energia elettri-
ca è tecnologicamente fissata e ideo-
logicamente asservita alla sua pupil-

la preferita e cioè l’energia nucleare. 
Per i grandi fornitori di corrente elet-
trica, il monopolio attuale è la solu-
zione più comoda. Nel frattempo, an-
che economiesuisse non punta più al-
l’apertura del mercato. La grande indu-
stria che prevalentemente rappresen-
ta, ha già messo al sicuro i suoi inte-
ressi con contratti speciali. Anche per 
questo motivo sono uno strenuo fau-
tore di un’apertura regolata del merca-
to. Guardiamo la Germania: attualmen-
te le energie rinnovabili coprono solo il 
10 percento del fabbisogno, ma l’ener-
gia eolica ha fornito la prova del fatto, 
si sviluppano altre nuove tecniche e 
l’abbandono del nucleare è ormai irre-
versibile. Da noi, manca questo tipo di 
segnale tecnologico, fatto che non so-
lo paralizza la politica energetica, ma 
blocca anche tutte le imprese che in-
trodurrebbero volentieri le energie rin-
novabili sul mercato. 

Lei parla molto del vento. Quindi, la 
forza idrica ha fatto il suo tempo?

Assolutamente no! Ha un futuro mol-
to promettente, però i bacini artif iciali 
odierni andrebbero sfruttati meglio. In-
vece di bacini d’accumulazione stagio-
nale avremmo bisogno di bacini d’ac-
cumulazione giornaliera e settimanale: 
con la potenza supplementare la Sviz-
zera sarebbe in grado di assicurare la 
corrente di origine eolica tedesca e ita-
liana. Funziona così: con la corrente 
eolica in eccesso viene pompata acqua 
nei bacini per poi rivenderla a prezzi di 
punta nei periodi di carenza. 

Per questo servono degli investi-
menti...

Sicuramente, nelle valli occorrono al-
cuni bacini di compensazione in più e 
anche nuove condotte forzate. Se pe-
rò, contrariamente ad oggi, è possibile 
produrre corrente e pompare non una 
sola volta, ma una dozzina di volte al-
l’anno, allora questi investimenti ren-
dono. Le ripercussioni ecologiche so-

no modeste e a medio termine i baci-
ni d’accumulazione stagionale non sa-
ranno neppure più necessari. Quando 
nell’Europa del Nord saranno stati co-
struiti impianti per 100 o 200 gigawatt 
di energia eolica, avremo un eccesso 
di corrente elettrica in inverno invece 
che in estate. 

Parliamo dei trasporti : in questo 
campo, è l’idrogeno ad essere mol-
to quotato come tecnologia del 
futuro.

L’idrogeno non è una fonte, ma un ac-
cumulatore di energia e come tale una 
strategia d’abbattimento energeti-
co: le perdite durante la trasformazio-
ne raggiungono l’80 percento. Spesso, 
l’idrogeno non è altro che energia nu-
cleare mal confezionata. Questa politi-
ca tecnologica è costosa e pericolosa. 
Se si muovono i veicoli usando corren-
te di origine eolica e batterie, si rag-
giunge un grado d’efficienza che va dal 
60 al 70 percento, quindi decisamen-
te migliore che con l’idrogeno. Di fron-
te ai potenziali d’efficienza della tecni-
ca attuale, come i motori a tre litri e i 
veicoli elettrici ibridi, è assurdo punta-
re sull’idrogeno. 

Quindi, la mobilità continuerà sem-
plicemente a crescere, così come il 
suo impatto sull’ambiente? 

Io non sono così pessimista, perché 
l’aumento del costo del petrolio esige-
rà il suo tributo: la navigazione aerea 
ha già grandi problemi ed è solo l’ini-
zio. Con l’aumento del costo dei carbu-
ranti si avrà presto un sovraccarico dei 
mezzi di trasporto pubblici. Nel traffico 
individuale motorizzato si imporranno i 
veicoli ibridi, quindi i motori elettrici a 
batteria. La benzina sarà solo nel ser-
batoio di riserva, nel caso si debbano 
coprire lunghe distanze e, in genera-
le, la flotta si alleggerirà. A medio ter-
mine, si potrebbe muovere un veicolo 
ibrido con l’80 percento di corrente di 
origine eolica e, sulle tratte più lunghe, 
con il 20 percento di benzina. Se così 
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fosse, si sarebbe anche disposti a pa-
gare per la benzina necessaria il prez-
zo di 10 franchi al litro. Secondo le mie 
valutazioni, il consumo di benzina si ri-
durrebbe, così, alla metà nel corso dei 
prossimi vent’anni e anche il traffico 
automobilistico presenterebbe, in ge-
nerale, un leggero calo. Naturalmente 
ci sarebbe allora da chiedersi anche se 
non sia il caso di ridimensionare cer-
te strade. Tra parentesi: la vera que-
stione, per quanto riguarda l’estetica 
del paesaggio, è la costruzione di stra-
de, dove si è decisamente esagerato e 
non le 20 o 30 turbine eoliche per Can-
tone, smantellabili e che non provoca-
no emissioni di CO2.

Nell’ambito dell’alloggio, il poten-
ziale d’efficienza è considerevole. 
Cosa si dovrebbe fare?

La dif f icoltà è rappresentata dal fat-
to che il locatore ha scarso interesse a 
ridurre i consumi perché può scarica-

re su altri i costi energetici. Qui, deve 
intervenire la Confederazione con un 
«programma d’impulso risanamento di 
stabili». Sarebbe anche possibile modi-
ficare il diritto in materia di locazione 
in modo che il locatore abbia a soste-
nere una parte dei costi variabili. 

Visto che ora i costi energetici sa-
liranno, non sarebbe più semplice 
aspettare che il mercato regoli la 
situazione?

Solo costi stabilmente alti indurran-
no all’azione. La Confederazione deve, 
quindi, dare per tempo segnali adegua-
ti, con tasse d’incentivazione e promo-
zioni. Abbiamo bisogno di una rifor-
ma fiscale ecologica, una piccola tas-
sa d’incentivazione e una legge sulle 
immissioni di energia elettrica aff in-
ché sia f inalmente possibile promuo-
vere, ad esempio, la geotermia. Oggi, 
la Confederazione, che è molto più ef-
ficiente dei Cantoni, fa troppo poco a 

livello di politica energetica. Già solo il 
fatto che oggi le emissioni di CO2 su-
perino quelle del 1990, è una dimostra-
zione d’impegno insufficiente. Visto il 
continuo aumento dei prezzi del petro-
lio e del gas, questa parsimonia fuori 
luogo ci costerà presto molto cara.

(traduzione)

Rudolf Rechsteiner, 1958, Dott. rer.pol., è con-

sigliere nazionale e, dal 1995, membro della 

Commissione per l’ambiente, la pianificazio-

ne del territorio e l’energia. È presidente del-

l’ADEV Energiegenossenschaft a Liestal che 

gestisce centrali eoliche, solari, idriche e a co-

generazione. Il suo nuovo libro «Grün gewinnt» 

(Orell Füssli, 2003) è esaurito, ma si può scari-

care gratis da internet: www.rechsteiner-basel.

ch . R. Rechsteiner è inoltre docente di politica 

ambientale pratica all’Università di Basilea. 
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Mendrisio ha conosciuto negli ultimi tempi 

uno sviluppo crescente, che ha come conse-

guenza anche l’evidenziarsi di problemi nei 

settori della mobilità e dell’inquinamento. 

A questi problemi il Municipio ha cercato e 

cerca di porre rimedio con diverse iniziati-

ve. Mendrisio è conscio del fatto che la pia-

nificazione deve superare gli stretti confini 

comunali per interessare un comprensorio 

più vasto e affrontare le tematiche territo-

riali in chiave regionale e, per la nostra par-

ticolare situazione, anche transfrontaliera.

Massimo Sannitz

Mendrisio – quale città dell’energia – pianifica il 

suo territorio
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Probabilmente il nostro Comune è co-
nosciuto prevalentemente per il cen-
tro Fox-Town, oppure per l’Accademia 
di architettura, oppure per il progetto 
VEL per l’introduzione dei veicoli elet-
trici leggeri, oppure ancora per le pro-
cessioni storiche, oppure per il carat-
tere gioviale ed espansivo dei cosid-
detti «momò».
In realtà Mendrisio, uscito da un primo 
novecento economicamente piuttosto 
duro, a partire dagli anni settanta ha 
conosciuto via via uno sviluppo sem-
pre crescente, che si è accentuato ne-
gli ultimi tempi. Questo grazie a situa-
zioni economiche contingenti, alle ini-
ziative di imprenditori abili e capaci, al-
le proposte culturali di promotori dota-
ti ed impegnati, ma anche alla presen-
za di una classe politica che ha sapu-
to cogliere le occasioni ed avere una vi-
sione degli eventi in prospettiva.
La concentrazione di iniziative e di rea-
lizzazioni comporta evidentemente an-
che dei conflit ti e dei problemi (spe-
cialmente per quanto riguarda traffico 
ed inquinamento), ai quali si è cercato 
e si cerca di porre rimedio con iniziati-
ve talvolta inedite, talvolta coraggiose, 
ma mai scontate.

L’organizzazione pianificatoria del 
territorio di Mendrisio

L’organizzazione pianificatoria del ter-
ritorio di Mendrisio assegna alla resi-
denza sostanzialmente tutto il territo-
rio situato a monte della strada canto-
nale. La parte di territorio situata nella 
parte pianeggiante, attraversata dalla 
ferrovia e dall’autostrada, è invece de-
stinata sostanzialmente al lavoro (pro-
duzione e vendita).
Solo la parte situata attorno alla sta-
zione mantiene un carattere di zona 
mista.
Uno dei temi pianificatori attualmente 
più sentiti è proprio quello legato alla 
zona della stazione. Si tratta di un com-
parto strategico in quanto in prospetti-
va, con il previsto congiungimento alla 

rete ferroviaria italiana verso Varese e 
la Malpensa, la stazione di Mendrisio è 
destinata ad assumere una maggiore 
importanza nel quadro dei collega-
menti dei trasporti pubblici regionali. 
Si ipotizza infatti che tra pochi anni 
sarà realizzato un sistema di collega-
menti, che interessano il Ticino e l’alta 
Lombardia, e che prevedono le ferma-
te dei treni a scadenze ravvicinate (15 
rispettivamente 30 minuti ).
Questo sistema di trasporto pubblico 
può essere assimilato ad un vero e pro-
prio metrò regionale che collega Locar-
no, Bellinzona e Lugano a Milano, Vare-
se e alla Malpensa.
In questo quadro Mendrisio diventa un 
punto nodale importante e il servizio di 
trasporto pubblico per il cittadino vie-
ne notevolmente incrementato.
Per affrontare in modo adeguato la pia-
nificazione del comparto in questione 
il Municipio ha ottenuto recentemente 
dal Consiglio Comunale un credito de-
stinato ad un approfondimento preli-
minare sulle possibili destinazioni e sui 
possibili strumenti di realizzazione.
Si intende procedere in modo innova-
tivo, ipotizzando cioè i diversi scenari 
possibili, verif icandoli con i proprietari 
locali e i diversi potenziali interessati 
(quali le FFS, l’Accademia di architet-
tura, imprenditori attivi a livello canto-
nale, ecc.), per poi proporre modalità 
operative sufficientemente flessibili da 
consentire di adattarsi all’evoluzione 
delle diverse iniziative scaturite da 
questa consultazione.
Si tratta di un modo di affrontare i te-
mi pianificatori che vuole combinare e 
quindi affrontare contemporaneamen-
te la pianificazione, la progettazione e 
la possibile esecuzione.
Un modo che potrà essere probabil-
mente ragionevolmente adottato an-
che a livello cantonale per quelle ubi-
cazioni strategiche, dove invece di 
«subire» si può impegnarsi a «gestire» 
la scelta dell’opzione pianificatoria e 
realizzativa più interessante per la col-
lettività.

Progetto VEL

In ambito pianificatorio il Comune sta 
quindi assumendo quello stesso ruo-
lo pionieristico che aveva già assun-
to qualche anno fa (era il 1996) quan-
do aveva portato a Mendrisio il proget-
to federale per l’introduzione di veico-
li elettrici nel parco dei veicoli priva-
ti del Comune (progetto VEL), progetto 
poi esteso dal 2001 a livello cantona-
le con il progetto VEL2 per il promovi-
mento di veicoli efficienti.
Al momento del progetto VEL erano 
state apportate delle modif iche alle 
norme di attuazione del Piano Regola-
tore per permettere anche agli inquili-
ni dei palazzi di abitazione di garantir-
si nell’edificio delle possibilità di ricari-
ca per i veicoli elettrici. Parallelamente 
erano state promosse delle facilitazio-
ni per i veicoli elettrici, quali posteggi 
riservati VEL e posteggi gratuiti o a ta-
rif fa dimezzata.
Sempre nel quadro del progetto federa-
le era stata promossa anche l’iniziativa 
«easy move» che prevede la possibili-
tà di noleggiare veicoli elettrici pres-
so le principali stazioni del Cantone. In 
questo modo il trasporto pubblico vie-
ne integrato da un’offerta che lo adat-
ta alla singola esigenza. Il progetto ea-
sy move prosegue ora, ma per questio-
ni organizzative e finanziarie limitata-
mente a Mendrisio e Locarno.
Nel campo della mobilità il Piano Rego-
latore, approvato nel 2000, conteneva 
già il concetto di f issare minimi e mas-
simi per i posteggi che il privato può re-
alizzare a supporto degli insediamenti 
previsti, concetto che è poi stato as-
sunto dal Cantone con il «regolamento 
per i posteggi privati» in corso di ado-
zione a livello cantonale.
Questa normativa vuole limitare la re-
alizzazione di posteggi a supporto del-
le diverse attività, alfine di invogliare 
maggiormente l’uso del mezzo pubbli-
co di trasporto.
Sempre nell’ottica della ricerca di 
quegli interventi che possono contri-
buire a migliorare l’ambiente, il Comu-

forum sviluppo territoriale 1/2005



77

ne sta promuovendo interventi signifi-
cativi di promozione della mobilità al-
ternativa.
Nel Piano Regolatore sono inserite le 
proposte di estensione dei percorsi pe-
donali e delle piste ciclabili, queste ul-
time stabilite su uno studio specialisti-
co commissionato nel 1996.
In tema di promozione dei percorsi pe-
donali l’InfoVel sta elaborando, in col-
laborazione con il Comune, un proget-
to pilota, denominato «Mendrisio al 
passo coi tempi».
Si prevede di mettere a dimora una se-
gnalazione in corrispondenza dei punti 
di interesse del Comune (stazione, Mu-
nicipio, Piazza, ecc.) con l’indicazione 
dei tempi di percorrenza a piedi tra i 

diversi punti. Questi stessi percorsi e 
tempi sono contenuti in una cartina 
che può essere distribuita agli abitan-
ti del Comune.

Mendrisio, conscio del suo ruolo di po-
lo regionale, ha lanciato recentemente 
un segnale forte ai Comuni circostan-
ti per favorire una rif lessione comu-
ne sull’evoluzione degli agglomerati e 
cogliere, insieme, le potenzialità insite 
nella nostra posizione geografica e nel-
la nostra situazione territoriale.
Da questa consultazione dovrebbero 
scaturire volontà politica e scelte stra-
tegiche destinate a indirizzare lo svi-
luppo territoriale ed economico della 
zona.

Siamo infatti consci che la pianificazi-
one deve tendere sempre più a supe-
rare gli stretti confini comunali per inte-
ressare un comprensorio più vasto e 
affrontare le tematiche territoriali in 
chiave regionale e, per la nostra par-
ticolare situazione, anche transfronta-
liera.

Massimo Sannitz, 1944, Arch. 

SIA/OTIA. Formazione di ar-

chitetto al Politecnico di Zu-

rigo. Dal 1971 al 1976 attività quale architetto 

dipendente; dal 1976 al 1986 Studio proprio 

a Chiasso poi a Mendrisio; dal 1986 direttore 

dell’Ufficio tecnico comunale di Mendrisio.
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Avviata la consultazione sul fondo 
per il traffico d’agglomerato

Dopo il fallimento del controprogetto 
all’iniziativa popolare «Avanti», è opi-
nione condivisa da molti che sia neces-
sario e urgente risolvere gli attuali pro-
blemi di traffico, in modo particolare 
negli agglomerati. Le Commissioni dei 
trasporti del Consiglio nazionale e del 
Consiglio degli Stati hanno incaricato il 
Consiglio federale di preparare un pro-
getto corrispondente. La consultazio-
ne sul fondo durerà fino a metà luglio. 
Il progetto prevede un concetto di so-
luzione in due tappe e una serie di mi-
sure per le regioni periferiche e di mon-
tagna. Esso si basa sulla «Nuova impo-
stazione della perequazione f inanzia-
ria e della ripartizione dei compiti tra 
Confederazione e Cantoni» (NPC) ed è 
applicabile a livello di legge.

Stabili i costi esterni dei trasporti

Negli ultimi 10 anni, la somma totale 
dei costi non coperti degli incidenti e 
dell’ambiente, riconducibili al traffico 
stradale e ferroviario, è rimasta grosso 
modo invariata. Questo risultato è da 
ricondurre anche alla politica di igiene 
dell’aria adottata da Confederazione e 
Cantoni. I nuovi calcoli dell’ARE eviden-
ziano che i costi esterni ammontano a 
circa cinque miliardi di franchi all’an-
no. È quanto emerge dai quattro studi 
pubblicati recentemente e dai risultati 
sui costi esterni degli incidenti già re-
si noti. Questa somma corrisponde cir-
ca all’1,25 percento del prodotto inter-
no lordo svizzero. Di tutti questi costi, 
circa 4,7 miliardi di franchi, rispettiva-
mente il 93 percento, sono imputabi-
li al traffico stradale. I restanti 0,3 mi-
liardi di franchi, rispettivamente il set-
te percento, sono riconducibili al traf-
fico ferroviario. 

Insieme per una politica svizzera 
degli agglomerati

A motivo della loro importanza quali 
spazi economici e vitali, gli agglomera-
ti forti giocano un ruolo chiave per lo 
sviluppo della Svizzera. Parallelamen-
te, essi sono confrontati a sfide e a 
problemi complessi che non sono più 
in grado di risolvere con le loro proprie 
forze. In questo senso, la Conferenza 
tripartita degli agglomerati (CTA) indi-
rizza delle raccomandazioni alla Con-
federazione, ai Cantoni, alle città e ai 
Comuni. Al centro si pone lo scambio 
reciproco di informazioni così come lo 
sviluppo comune di proposte a favore 
del rafforzamento della collaborazio-
ne negli agglomerati e per la soluzione 
dei loro problemi nell’ambito delle po-
litiche settoriali rilevanti. 

Agevolazioni per l’agricoltura

Il 1º settembre 2000 è entrata in vigo-
re la nuova legislazione sulla pianifica-
zione del territorio. Nel frattempo, è 
emerso che le disposizioni in vigore li-
mitano le possibilità degli agricoltori di 
svolgere attività secondarie non agri-
cole nelle proprie aziende. Questa si-
tuazione impedisce al settore di rea-
gire in modo adeguato alle rapide tra-
sformazioni strutturali. Il Consiglio fe-
derale ha quindi incaricato il DATEC di 
elaborare un progetto corrispondente 
da mettere in consultazione nel corso 
del secondo trimestre del 2005. Que-
st’ultimo dovrà contemplare le modifi-
che necessarie sia della legge sulla pia-
nificazione del territorio sia della rela-
tiva ordinanza. 

Il diritto di pianificazione del terri-
torio sostituirà la Lex Koller

Nel quadro della sua politica di cresci-
ta economica, il Consiglio federale in-
tende abrogare la Lex Koller e quindi 
esentare l’acquisto di residenze secon-
darie da parte di persone residenti al-

l’estero dall’obbligo di autorizzazione e 
dal contingentamento. In seguito a ta-
le misura, si prevede un aumento del-
la domanda di abitazioni di vacanza. Si 
dovrà quindi esaminare la possibilità 
di disciplinare, in futuro, la costruzio-
ne di abitazioni secondarie nell’ambi-
to della legislazione sulla pianificazio-
ne del territorio. 

Traffico merci attraverso le Alpi: vin-
ce la rotaia 

Nel 2004, 1’255’000 veicoli pesan-
ti hanno attraversato le Alpi svizze-
re sulla strada. Ciò costituisce una di-
minuzione del tre percento rispetto al 
2003 e un calo di un buon 10 percen-
to rispetto al 2000, l’ultimo anno pri-
ma dell’introduzione della TTPCP e del 
limite delle 34 tonnellate. Nello stes-
so arco di tempo, la ferrovia ha regi-
strato una crescita del traffico transal-
pino superiore al 10 percento ( in ton-
nellate). In particolare, nel 2004, è au-
mentato considerevolmente il traspor-
to combinato, segnando un aumento 
del 18 percento nel traffico attraverso 
le Alpi. Malgrado il numero dei veicoli 
sia in regresso, grazie ad una migliore 
quota media di sfruttamento delle ca-
pacità di trasporto, le quantità di mer-
ci trasportate su strada e su rotaia so-
no aumentate rispettivamente del 5 e 
del 10 percento. Per la prima volta dal 
2000, la ripartizione modale si è spo-
stata a favore della ferrovia, passando 
dal 63 al 65 percento. 

I comunicati stampa dettagliati e le do-

cumentazioni ulteriori relative a que-

sti temi si possono trovare al sito www.

are.ch. 
(traduzione)

i n f o

forum sviluppo territoriale 1/2005



79

www.are.ch

Die verschiedenen Artikel widerspiegeln 
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